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7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen 
Angeboten des Freistaats

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Landtag hat mit Verabschiedung des Landeshaushalts 2022 für die 
Sicherung sozialer Infrastruktur in den Kommunen mit der Bereitstel-
lung von Landesmitteln für Maßnahmen der örtlichen Jugendförderung, 
der Schulsozialarbeit sowie für Maßnahmen im Rahmen des Landes-
programms "Solidarisches Zusammenleben der Generationen" Sorge 
getragen. Mit dieser Mittelbereitstellung wird es den Landkreisen und 
kreisfreien Städten ermöglicht, die soziale Infrastruktur in den Berei-
chen der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Schulsozialarbeit sowie den 
Handlungsfeldern des Landesprogramms "Solidarisches Zusammenle-
ben der Generationen" zu stabilisieren und einen strukturellen Beitrag 
zur Bewältigung der infolge der Pandemie entstandenen sozialen Her-
ausforderungen sowie der aktuellen Aufgaben zur Betreuung und Un-
terbringung Geflüchteter zu leisten. 

Es liegt auf der Hand, dass die mit dem Landtagsbeschluss verbunde-
nen Förderungen der sozialen Infrastruktur auf Dauer ausgerichtet sein 
müssen, um bestmögliche Wirkung zu entfalten und den beteiligten Ak-
teurinnen und Akteuren Planungssicherheit zu geben. Dies spiegelt auch 
der Entwurf des Landeshaushalts 2023 der Landesregierung wider. Hier 
sind folgende Mittel vorgesehen:

• für die örtliche Jugendförderung in Höhe von 17.472.000 Euro,
• für die Schulsozialarbeit in Höhe von 26.135.100 Euro, 
• für überörtliche Maßnahmen der Jugendarbeit im Rahmen des 

Landesjugendförderplans 4.809.000 Euro,
• für das Landesprogramm "Solidarisches Zusammenleben der Ge-

nerationen" in Höhe von 14.420.000 Euro.

Im Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz sowie im Thü-
ringer Familienförderungssicherungsgesetz sind die neuen Förderhö-
hen seinerzeit allerdings nicht ebenfalls explizit festgeschrieben worden. 

In der aktuellen Debatte um die finanzielle Ausstattung der örtlichen Ju-
gendförderung, der Schulsozialarbeit, des Landesjugendförderplans so-
wie des Landesprogramms "Solidarisches Zusammenleben der Gene-
rationen" haben sich daher Vertreterinnen und Vertreter nahezu aller im 
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Landtag vertretenen Fraktionen für eine Verstetigung des neuen Haus-
haltsansatzes über das Jahr 2022 hinaus ausgesprochen. Diese Posi-
tion wird auch von den Fachorganisationen der Jugend- und Sozialhil-
fe, den kommunalen Spitzenverbänden sowie den Gewerkschaften und 
Lehrerverbänden geteilt.

Eine entsprechende, zügige Änderung des Thüringer Kinder- und Ju-
gendhilfe-Ausführungsgesetzes sowie des Thüringer Familienförde-
rungssicherungsgesetzes erscheint daher zur nachhaltigen Stärkung 
der kommunalen sozialen Infrastruktur und zur Gewährleistung von 
Planungssicherheit für alle beteiligten Akteurinnen und Akteure unum-
gänglich.

B. Lösung

Änderung des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetzes 
in der Weise, dass dort die örtliche Jugendförderung künftig in einer Min-
desthöhe von jährlich 17.472.000 Euro, die Landesförderung der Schul-
sozialarbeit künftig in einer Mindesthöhe von jährlich 26.135.100 Euro 
und die überörtlichen Maßnahmen der Jugendarbeit im Rahmen des 
Landesjugendförderplans künftig in einer Mindesthöhe von jährlich 
4.809.000 Euro festgeschrieben werden, sowie Änderung des Thü-
ringer Familienförderungssicherungsgesetzes in der Weise, dass dort 
die Landesförderung für das Landesprogramm "Solidarisches Zusam-
menleben der Generationen" künftig in einer Mindesthöhe von jährlich 
14.420.000 Euro festgeschrieben wird. 

C. Alternative

Keine

D. Kosten

1. Für das Land und die Kommunen:

Für die örtliche Jugendförderung stehen im Entwurf des Landeshaushal-
tes 2023 im Einzelplan 04 Kapitel 04 31 Titel 633 05 17.472.500 Euro und 
für die Schulsozialarbeit im Kapitel 04 31 Titel 633 06 26.135.000 Euro 
zur Verfügung. Diese Mittel werden den Landkreisen und kreisfreien 
Städten als Festbetragsfinanzierung nach Maßgabe der jeweiligen Lan-
desrichtlinie gewährt. 

Für den Landesjugendförderplan stehen im Entwurf des Landeshaus-
haltes 2023 im Einzelplan 04 Kapitel 04 31Titel 684 75 Erläuterungen 
Nr. 2 und 4 4.809.000 Euro zur Verfügung. Diese Mittel werden den Trä-
gern der überörtlichen Jugendarbeit im Rahmen des gültigen Landesju-
gendförderplans nach Maßgabe der jeweiligen Landesrichtlinie gewährt.

Mit der geplanten Änderung des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Aus-
führungsgesetzes wird die genannte Förderhöhe über das Haushalts-
jahr 2023 hinaus als jährliche Mindestförderung verstetigt. So können 
die Mittel für die Kommunen dauerhaft zur Verfügung gestellt werden.

Der Vollzugsaufwand wird im Rahmen der vorhandenen Stellen und Mit-
tel im Einzelplan 04 gedeckt.

Für das Landesprogramm "Solidarisches Zusammenleben der Gene-
ration" stehen im Entwurf des Landeshaushalts 2023 im Einzelplan 08 
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Kapitel 08 24 Titel 633 77 14.420.000 Euro zur Verfügung. Diese Mittel 
werden den Landkreisen und kreisfreien Städten auf der Grundlage und 
nach Maßgabe der Richtlinie zum Landesprogramm "Solidarisches Zu-
sammenleben der Generationen" (Richtlinie LSZ) als nicht rückzahlba-
re Zuwendungen gewährt. 

Mit der geplanten Änderung des Thüringer Familienförderungssiche-
rungsgesetzes wird die genannte Förderhöhe über das Haushaltsjahr 
2023 hinaus als jährliche Mindestförderung verstetigt. So können die Mit-
tel für die Kommunen dauerhaft zur Verfügung gestellt werden.

Der Vollzugsaufwand wird im Rahmen der vorhandenen Stellen und Mit-
tel im Einzelplan 08 gedeckt.

Für die Landkreise und kreisfreien Städte entstehen über die bisherigen 
Eigenanteile hinaus keine gesetzlich festgelegten Kosten.

2. Finanzielle Auswirkungen für Bürger und Wirtschaft:

Für Bürger und Wirtschaft entstehen keine Kosten.
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Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur 
in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-

Ausführungsgesetzes

Das Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz 
in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 1), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2020 (GVBI S. 345), 
wird wie folgt geändert:

1. In § 15 b Satz 1 wird die Angabe "15 Millionen Euro" 
durch die Angabe "17.472.000 Euro" ersetzt.

2. In § 18 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe "3,8 Millionen 
Euro" durch die Angabe "4.809.000 Euro" ersetzt. 

3. In § 19 a Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe "22.251.000  Euro" 
durch die Angabe "26.135.100 Euro" ersetzt.

Artikel 2 
Änderung des  

Thüringer Familienförderungssicherungsgesetzes

In § 4 Abs. 1 des Thüringer Familienförderungssicherungs-
gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 813) wer-
den die Worte "zehn Millionen Euro" durch die Angabe 
"14.420.000 Euro" ersetzt.
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Begründung

Die geplante Novellierung zielt darauf ab, die mit der Einbringung des 
Entwurfes des Landeshaushalts 2023 veranschlagten Förderungen 
der kinder-, jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den 
Kommunen sowie der überörtlichen Jugendförderung über das aktuel-
le Haushaltsjahr hinaus langfristig gesetzlich zu sichern. Dies erscheint 
zur nachhaltigen Stärkung der kommunalen sozialen Infrastruktur und 
zur Gewährleistung von Planungssicherheit für alle beteiligten Akteurin-
nen und Akteure unumgänglich.

Dementsprechend soll es im Rahmen der vorliegenden Novelle zum ei-
nen zu einer Änderung des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetzes in der Weise kommen, dass dort die örtliche Jugendför-
derung künftig in einer Mindesthöhe von jährlich 17.472.000 Euro, die 
Landesförderung der Schulsozialarbeit künftig in einer Mindesthöhe von 
jährlich 26.135.100 Euro und die überörtliche Jugendförderung in einer 
Mindesthöhe von jährlich 4.809.000 Euro festgeschrieben werden. Zum 
anderen ist eine Änderung des Thüringer Familienförderungssicherungs-
gesetzes in der Weise vorgesehen, dass dort die Landesförderung für 
das Landesprogramm "Solidarisches Zusammenleben der Generatio-
nen" künftig in einer Mindesthöhe von jährlich 14.420.000 Euro festge-
schrieben wird.

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1:

Durch die Änderung wird in § 15 b Satz 1 ThürKJHAG die Angabe "15 Mil-
lionen Euro" durch die Angabe "17.472.000 Euro" ersetzt.

Zu Nummer 2:

Durch die Änderung wird in § 18 Abs. 2 Satz 2 die Angabe "3,8 Millio-
nen Euro" durch die An-gabe "4.809.000 Euro" ersetzt.

Zu Nummer 3: 

Durch die Änderung wird in § 19 a Abs. 3 Satz 1 die Angabe "22.251.000 Euro" 
durch die Angabe "26.135.100 Euro" ersetzt.

Zu Artikel 2:

Durch die Änderung werden in § 4 Abs. 1 ThürFamFöSiG die Worte "zehn 
Millionen Euro" durch die Angabe "14.420.000 Euro" ersetzt.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:

Blechschmidt Lehmann Henfling



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, Ist nach dem Thüringer Beteiligten-
transparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpfiichtet, die nachfolgend erbetenen Angaben
- soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Minctesfinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteiidokG in der Beteiiigtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentiicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu\^lQherri^öese^zpntwurf;)iaberiS!^sfc

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder", |ugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur
in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats

Gesetzesentwurfder Fraktion DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN - Drucksache 7/6576

^l':-:il

S^r.l':'i

l:l£tÜep;SißJslch::ai^ Ver treter^iner;Jur|stischen Person: g^
Vereinig upg^niaturöchterjPersohen oderS
Genossenschaft QderöffentlicMe^nstalt/Körperschaftä
(?ffeHt)[oh^h,R6chts)?v;;-^;::;11^^,^,:^^
(§ S Ab^?Nr;;:1^2.1ThÜrB?telldo^,;: Hinweis: W^

Name

Thüringer Rechnungshof

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Drganisationsform

Oberste Landesbehörde

3urgstraße 1

37407 Rudolstadt

Habeh^ie^iGha!8;iT^ürIj(^ePerspn'fc|eayß^^^ ^ -1\^1; ^ ^ ^^^^
(^,;AbEi.:1^^,2.ThürB^elldoKG}^.^'^:^..;.^ ::^ ^:.^^^^:

Name Vorname

D Geschäfts" oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse

wird In keinem Fall veröftentllcht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



:3.;:^'

^;!

:5^-:

fe'^

^^

Was/NderSchW6rpünlrtJhrerin|iältJ!cheh'Qder:l;)6ruflichen;Tätigte
(§;5^bs.1^3'ThürB9lel!dot<Q) ,;.;.•: .<:.^<. ;:;\^.::^^J-—'.:.:,^'^;.^:-:1':^: •'•^.^^ ^-;\;^ :^^.^,-"^<::::/'';^.;.;';:

Finanzkontrolle

H abeh^Si^in^lhreni^RtotftilGhen Beitrag die entworfene

D befürwortet,
x abgeiehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

[§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThQrBetelldokG)

Der Thüringer Rechnungshof hält das Festlegen von gesetzlich garantierten Mindestbeträgen zur
Sicherung der kinder-, jugend- und familEsngerechten sozialen Infrastruktur für nicht erforderlich.

Würden';Si6:vom^L9ndtag:gebeteh;ei^
3inzüre>icheft?;;f; ^'\^-l'^":";,:.^f .-;•-. :.:":;!'1-:^^1];/1'-: ^.^^'^:^^\!':\^\:'':^'^^\,^:i''^;^;'^\^^^

;§^Abs^1jN^6ThürB0tBlldäKG).; ^,':,,;-\::1.'\':-.^^^ .••.•^^i:'^^:^;':/^.-.^;:^^;^:. :.:,.^0."^;^.1-/^'|

X ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

tA/enn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

in welcher Form haben Sie sich geäußert?

< per E-Mail vorab

< per Brief

^£iben:S|ejsich;als^nwältskanzle[ ln?iAüftrag^ines^tragg@bers^[t^chnW!ch^ri^BeiN^
^.:Qgsetzg<B^gsverfah^n^b^lfgt?':.f^>;:^^ ^^^^^;::.,,;,^'^^^;.^,r;:;^'':;^
§;5.Abs,1^6:TOÜrBetejlc|pkG)-^\^;'1^/^^^

3 ja X nein (weiter mit Frage 7)

/Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!

ät[riitTi^n!^i^rietVi?röffehtll(^unglhressohri?!chenB
^teHiäteiTt^nsparenzclokurn^ta^ori^ü?:^,-;^^
§'SAbs^@atz'2;JtiürBete![cJpkG)^.-';;{^^:^^:^:;^.^/.^ ;','';^'^: ^.-.;...:.-'.'.--:-^.Y^':^::^?.:.';'..

< Ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen,

:prt^DatUTn^^:^.ll;^^;'^-^-^-^ ,:\;-^1^^

Rudolstadt, 03.01.2023

• Unterschrift,;-^-:.^,:^:' ~^^^:. ^'.f:^.^^^:''^'-

(Ohne Unterschrift, da elektronisch erste!lt)

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Freistaat 

Thüringen 
Thüringer 
Rechnungshof 

Die Präsidentin 

Thüringer Rechnungshof • Postfach 10 01 37 • 07391 Rudolstadt 

Präsidentin des Thüringer Ländtags 
Frau Birgit Pommer 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und 
kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des 
Freistaats 

Äußerung nach § 111 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

zum oben genannten Beratungsgegenstand erhalten Sie die Äußerung des 
Thüringer Rechnungshofs mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder 
des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport. 

Weiter erhalten Sie als Anlage das ausgefüllte Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz. 

Mit freundlichen Grüßen 

Durchwahl: 
Telefon 03672 446-100 
Telefax 03672 446-998 

praesidentin@ 
trh.thueringen.de  

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
6. Dezember 2022 

Unser Zeichen: 
(bitte bei Antwort angeben) 

Rudolstadt 
3. Januar 2023 

(Ohne Unterschrift, da elektronisch erstellt) 

Anlagen 

1».111M111111M111 

Thüringer 
Rechnungshof 
Burgstraße 1 
07407 Rudolstadt 

www.rechnungshof.thueringen.de  



Freistaat 

Thüringen 
Thüringer 
Rechnungshof 

Die Präsidentin 

Thüringer Rechnungshof • Postfach 10 01 37 • 07391 Rudolstadt 

Thüringer Landtag 
Mitglieder des Ausschusses 
für Bildung, Jugend und Sport 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und 
kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des 
Freistaats 

Äußerung nach § 111 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Durchwahl: 
Telefon 03672 446-100 
Telefax 03672 446-998 

praesidentin@ 
trh.thueringen.de  

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
6. Dezember 2022 

Unser Zeichen: 
(bitte bei Antwort angeben) 

Rudolstadt, 
3. Januar 2023 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

mit o. g. Schreiben bat der Thüringer Landtag den Rechnungshof um 
schriftliche Darlegung seiner Auffassung zum o. g. Beratungsgegenstand. 
Der Rechnungshof bedankt sich für die Beteiligung und äußert sich wie folgt: 

Der Rechnungshof hält es für bedenklich, in Gesetzen freiwillige Leistungen 
betragsmäßig festzuschreiben. Eine solche Mittelbindung engt den 
finanzpolitischen Handlungs- bzw. Entscheidungsspielraum des Parlaments 
ein. Gegebenenfalls notwendige werdende Einsparungen im Haushalt 
werden zudem erschwert. 

Im konkreten Fall wurden mit den von 2018 bis 2020 erfolgten 
Gesetzesänderungen erstmals Mindestbeträge für Förderungen garantiert. 
In den Jahren seither erhöhte der Gesetzgeber die Haushaltsansätze für die 
vier Programme sukzessive, immer über die bisher gesetzlich festgelegten 
Mindestbeträge hinaus. Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der 
Haushaltsansätze bei den vier in Rede stehenden Förderprogrammen: 

Thüringer 
Rechnungshof 
Burgstraße 1 
07407 Rudolstadt 

www.rechnungshof.thueringen.de  



Entwicklung der Haushaltsansätze 2019 —2023 in Mio. EUR 

2019 2020 2021 2022 2023 
04 31 633 05 
örtl. 
Jugendförderung 

15,0001  15,750 16,537 17,037 17,472 

04 31 633 06 
Schulsozialarbeit 

11,382 22,2512  23,363 26,252 26,135 

04 31 684 75 
LJFP 

2,870 3,536 3,8003  3,800 4,809 

08 24 633 77 
Landesprogramm 
SZG 

9,3984  13,898 14,398 14,398 14,420 

Die aus der Tabelle erkennbaren Ansatzerhöhungen nahm der Gesetzgeber 
aufgrund der von der Landesregierung in den Haushaltsaufstellungs-
unterlagen formulierten Begründungen vor. Die Unterlagen verwiesen im 
Wesentlichen auf notwendige Mittelerhöhungen für Personalausgaben der 
geförderten Verbände bzw. Träger infolge von Tarifsteigerungen bzw. 
Stufenaufstiegen. Die Ausgabenerhöhungen lagen jeweils zwischen 2,5 und 
5 % der Vorjahresansätze. 
Nach der mittelfristigen Finanzplanung sind jährliche Anpassungen auch 
nach 2023 vorgesehen. 

Gerade diese Verwaltungspraxis lässt ein gesetzliches Festschreiben von 
Mindestbeträgen für die Förderung entbehrlich erscheinen. Andernfalls 
wären künftig weitere Befassungen des Gesetzgebers zur Anpassung der 
garantierten Mindestbeträge zu erwarten. Außerdem steht die Garantie von 
Mindestförderbeträgen mit einer ergebnisoffenen Bedarfserhebung im 
Widerspruch. 

Aktuelle Prüfungserfahrungen des Rechnungshofs liegen nicht vor. Die 
örtliche Jugendförderung und die Schulsozialarbeit wurden zuletzt 2016 für 
den Zeitraum 2012 bis 2014 geprüft. Dabei hatte der Rechnungshof kritisiert, 
dass die Bedarfserhebungen der Landkreise und kreisfreien Städte auf der 
Grundlage einzelner Indikatoren und der Bedarfsangaben der Schülen• 
unzureichend sind. Außerdem fehlten gut ausgebildete Fachkräfte, was aus 
Sicht des Rechnungshofs die Wirkung der Schulsozialarbeit beeinträchtigt 
hatte. 

Gesetzesänderung vom 19. März 2019. Mindestbetrag wie Ansatz im Doppelhaushalt 
2018/19 festgelegt. 

2 Gesetzesänderung vom 3. Juni 2020. Mindestbetrag wie Ansatz 2020 festgelegt. 
3 Gesetzesänderung vom 3. Juni 2020. Mindestbetrag wie vorgesehener Ansatz 2021 

festgelegt. 
4 Gesetzesänderung vom 18. Dezember 2018. Mindestbetrag 10 Mio. EUR. 
Seite 2 von 3 



Der Rechnungshof erklärt seine Zustimmung zur Bereitstellung seiner 
Äußerung an Dritte. 

Mit freundlichen Grüßen 

(Ohne Unterschrift, da elektronisch erstellt) 

Seite 3 von 3 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Fomnblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelllgtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürilche oder juristische Person, die s!ch mit einem sctiriftElchBn Beitrag an einem
GeseUgebungsverfahrcn botoliigt hat, • ist ' nach dem .ThürEnger
Bofetllgtentransparenzdokumentationsgesetz (ThÜrBetslldoRG) verpflichtet, die nachfofgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Feldsr 1 bis G werden !n Jedem Fai! als verpflichtende
Mindeatinformatlonen gemäß § 5 Abs, 1 ThürBetelldökG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intornetseiten des
Thürinäer Landtags veröffentlicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteilen.

B!tte gut leserilch ausfüSlen und zusammön mit döf StQllungnahmQ senden!

Zu wQlcbem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Ge.getzeniwurf^)?,

Thüringer Gesetz zur Sicherung der Rinder", Jugend" und famlliengerechten sozfalßn Infrastruktur!
in den Landkreisen und krelstreien Städten sowie den überregionalen Angeboten dos Freistaats
Gesoteentwurf der Fraktionen DIE UNKE. der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6576 -

1.

2,

Haben Sfe sich als Vertreter einer Juristtsohen Person geäußert, d, h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingstragens
Genossenschaft oder öffentliche Anstatt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechte)?
(§ 6 Abs. 1 Nr, 1,2 ThürBeteildokG; Hinweis; Wenn nein, dsnn weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mH, Fraga 3.)

Name

^-'^ktoi 7^^ ^;h(;^^f^.^^4
ä.\f. ' '

Geschäfts" oder Dlenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

~<" .„ f/

e. ^,

]^w^$s^ ^"-fr

no^ ^p
Haben Sie steh als natürliche Person geäußert, d, h. als Privatperson? .
(§ 6 Abs. 1 Nr, 1, 2 ThürBetdldokG)

Name Vorname

D ööschäfts« oder Dienstadresse a Wohnadresse

[HInwds; Angsbön zurWohnadressö sind nur erforderlich, wenn keinB andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresss
A/lrd in keinem Fall vsröffentltcht.)

Straße, Hausnummer

Posfieifzahl, Ort
T



Was Ist d@r Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder berufltchen Tätigkeit?
(§ 5 Abs, 1 Nr. 3 ThürBetelldokß)

, ;^. _/'^)L^. ^^^^is wksf-^^dn /U)^^'&fA/^ /^^—-•'— -• '•" j.

Haben Ste in ihrem schriftlichen Beitrag cfle entworfenen RegelungRn Insgesamt eher

\H befürwortet,
D abgelehnt,

|^ ergänzungs" bzw. änderungsbeciürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusamnneni

(§ 6 Abs. -1 Nr. 4 ThürBetelidokG)

v^i ^l^wM\\^M^ ^.s^^^t ^^ ft^^p^
,_| ^J^^'^'

S^^.^n ^^ GS^'-- ^ ^ ^ ^ ^^ ^ ^^
7,"n^J_ ^l-' ^.^•^•^•/;^°L7^-

h/ ji.-

^;-1^P^L-& <b

15.
Wurden Sie, vom Landtag gebeten, einen schriftlichön Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetelldoKO)

Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie steh geäußert?

per E-C

a per Brief

16,
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag einss Auftraggsbers mit schrifttiohen Beiträgen
am Gesetegebungsverfahren beteiligt?
(g 6 Abs. 1 Nr. 6 ThürBotetldokG)

a ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!



7,

Stimmen Sie einer V.eröffentlichung Ihres schriftiichen Beitrages In der
Betöiligtentrsinsparen^dokymontafionzu?
{§ B Abs. 1 Satz2ThürBete|ldok<3)

^ ja a nein

Mit meiner Unterschrift veralchere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angabön.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzügöch und unaufgefordert biä zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum U

AA.OA, lo~^

ArlbettshrelB
THÜHINBER
FAMILIEN
Orgflntsgtfonen

Joh8"n8S8traQe 127 / 9908^ Erfurt
Tetefon; 0361--86011885
akf@ifamNien-fn-thU8rlng8n.dfl
www*famttfen"fn-thuerhgfln.<je

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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THUR.  LANDTAG  POST 
11 01.2023 15.11 

/WY/.  I 20Z3  Arbeitskreis Thüringer Familienorganisationen e . V. 

Johannesstraße 127 

99084 Erfurt 

Telefon: 0361/ 660 116 85 

akf@familien-in-thueringen.de  

Arbeitskreis THÜRINGER FAMILIEN Organisationen e.V. 

Johannesstraße 127 / 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 

Jürgen Fuchs Straße 1 

99096 Erfurt  

Mitglieder des AKF: Deutscher Familienverband! 

LV Thüringen (DFV)/ Evangelische Aktionsgemeinschaft 

für Familienfragen, Landesarbeitskreis 

Thüringen (eaf)/ Familienbund der Katholiken im 

Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen (FDK)/ 

Verband Alleinerziehende Mütter und Väter / 

LV Thüringen (VAMV)/ Landesverband der Pflege- 

und Adoptivfamilien (PfAd)/ Verband kinderreicher 

Familien Thüringen e.V. (KRFT)/ NaturFreunde 

Thüringen e.V. / pro familia LV Thüringen! 

Der Kinderschutzbund LV Thüringen e.V. (DKSB) 

11.01.2023 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und 

familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien 

Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaates 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Der Arbeitskreis Thüringer Familienorganisationen e.V. (AKF) bedankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zum o.g. Gesetzentwurf. Wir begrüßen grundsätzlich die Festschreibung von 

Mindestfördersummen und eine Dynamisierung der vier Förderbereiche (örtliche Jugendförderung, 

Schulsozialarbeit, überörtliche Maßnahmen der Jugendarbeit im Rahmen des Jugendförderplanes und 

der örtlichen Familienförderung ("Landesprogramm Solidarisches Zusammenleben der Generationen")). 

Durch die gesetzliche Verankerung von Mindestfördersummen wird Planungssicherheit für die 

beteiligten Träger gewonnen. Angebote und Projekte können damit verstetigt und gesichert werden. 

.d..111111111••••••••• 

el111111.111111111111111.11111M 

 

 

1.111111111111111111 
•••••••mwommar 
Imongoommi 

Leider ist im Gesetzesentwurf - anders als der Titel des Entwurfes suggeriert - die überörtliche 

Familienförderung im Rahmen des Landesfamilienförderplanes nicht von dieser Gesetzesänderung 

umfasst. Im Landesfamilienförderplan sind wie im Landesjugendförderplan eine Vielzahl von Projekten, 

Maßnahmen und Verbänden beplant, die ebenfalls eine unverzichtbare Arbeit konkret in den Feldern der 

Familienbildung, Familienerholung, Familienberatung und der familienpolitischen lnteressensvertretung 

jeweils überregional leisten. Auch für dieses Feld, dass erst seit dem Jahr 2021 in der Form des 

Landesfamilienförderplanes strukturiert ist, fordern wir sehr deutlich auch die Festschreibung einer 

Mindestfördersumme samt Dynamisierung in diesem Gesetz für die überörtliche Familienförderung im 

Rahmen des Landesfamilienförderplanes, da auch hier die Planungssicherheit benötigt wird. 

Wir unterstützen sehr die Aufnahme einer Dynamisierungsklausel, die in der Anhörung am Ende als 

Fragestellung formuliert ist. Die vorgeschlagene Form, den Betrag um den durch das für Finanzen 
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zuständige Ministerium vorgegebenen Betrag für die Berechnung der Personalausgaben der 

Landesbediensteten zu erhöhen, scheint eine einfache und pragmatische Lösung zu sein. Diese 

begrüßen wir ausdrücklich. 

Zum Landesprogramm solidarisches Zusammenleben 

Hinsichtlich des Landesprogramms solidarisches Zusammenleben (LSZ) möchten wir darauf hinweisen, 

dass dieses zukünftig in der Höhe angepasst werden muss, denn dort ist bspw. ohne Erhöhung des Titels 

das Sonderprogramm ThEKiZ eingebunden worden. Zudem sind inzwischen im Sinne dieses 

Förderprogramms alle Kommunen nicht mehr in Stufe eins, sondern haben sich weiterentwickelt und 

kommen dem Ziel des  Programmes,  der beteiligungsorientierten Ermittlung der Bedarfe und der darauf 

basierenden integrierten Sozialplanung nach. Mit gleichbleibendem Budget und steigenden Kosten ist es 

den Kommunen oftmals kaum möglich, mehr als eine Bestandsförderung zu realisieren und das LSZ 

weiterzuentwickeln. Damit wäre der Grundgedanke des LSZ ad absurdum geführt. 

Darüber hinaus sei perspektivisch geplant das Programm AGATHE zukünftig ebenso unter das Dach des 

LSZ aufzunehmen. Solche und ggf. weitere Verlagerungen von Aufgaben in das LSZ dürfen nicht zu einer 

indirekten Kürzung des Budgets führen. 

Zur überörtlichen Familienförderung 

Die Richtlinien für die überörtliche Familienförderung schreiben für verschiedenste Projekte und 

Verbände seit 2020 eine Festbetragsfinanzierung vor. Die jeweiligen Summen wurden seitdem nicht 

angepasst. Eine Dynamisierung ist hier dringend nötig. Denn die Verbände und Einrichtungen kürzen 

bisher aufgrund steigender Kosten den Stundenumfang beim Personal, um einen Ausgleich zu 

ermöglichen. Das wiederum schlägt sich auf die Arbeit nieder. 

Die wiederholt notwendige zusätzliche Bereitstellung von Sondermitteln z.B. für die Familienerholung 

macht ebenfalls deutlich, dass die derzeitige Summe von 1.710.000 € für die Finanzierung des 

Landesfamilienförderplanes nicht ausreichend  it.  Ein neuer Landesfamilienförderplan ab 2024 soll 

Familienerholungsprogramme stärker berücksichtigen. Aus unserer Sicht ist es notwendig, diese 

„Sonderprogramme" im Landesfamilienförderplan abzubilden und bei der Mindestsumme zu 

berücksichtigen. Ebenso sollte eine Weiterentwicklungsmöglichkeit des noch jungen 

Landesfamilienförderplanes, bei der Bestimmung einer Summe mitgedacht werden. 

www.familien-in-thueringen.de  

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteltlgtenfrgnspat'enzdokumontationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gosetzgebungsverfahren beteiligt hat, • Ist nach dem Thüringer

BeLeiiigtentransparenzdokumentationsgesetz (ThörBoteildokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen,

Die Infonnatlonon der folgenrfen Felder 1 bis 6 würden in jedem Fall als verpflichtende
MfndesUnformallcmen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG In der Bete!ligtentransparQnzdol<umerttat!on
veröffentlicht, ihr Inhalttlcher Beitrag wird zueäi^ifch nur dann auf den Internetseiten des

Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.
/ :

Bitte gut lesertfch aUGfÜihn unc} zusammen mit d^ Stellungnahmö sendönf

2u welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftHch geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sichorung der Rinder-, Jugend« und famiHengerechten sozialen Infrastruktur
In den Landkreisen und krefsfreten Städten sowie den überreglonalen Angöboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/6576 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter elnerjurlsttschen Person geäußort, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B, Verein, GmbH, AG, eingelragenö
Genossenschaft odor öffentliche Anstalt, KÖrperschaft des Öffentiifcihen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§5 Abs. 1 Nr. 1,2ThürBBte!ldoi<(3; Hinweis; Wann nein, dsnn weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann wßltac mit Frage 3.)

N a me

i' Örtin^« -^tAf^n^^fMj^
{') (J

TW<^ws

Seschäfts- öder Dienstadresse

Straße, Hausnummer(oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisattonsform

i\A'^')\\\W\y^\\'-^\

i\ (^ üH\i'.-^ '".Y^y-\\<\\\\\^- 'TUi; n^^'.^s

(^° ro'1<ll''^^'I/'.'fA>u't "r\-l t'^( ß--1^

'J ^ \\ v,w\i- ^ <\

;<it.U^t( M^-ir

-laben Sie .sich als natürliche Person geäußert, d, h. als Prlvatper$on?
§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBefeltdokG)

><iame. ,'.,. Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse ü Wohnadresse

Hinweis: Angaben zurWohnadresse sind nUr erfordsFJfch, wenn keine andere Adresse bertennE vrfrd. Dio Wohnadresse
/lrd In Einern Fall venöffentilchl.)

l

itraße, Hausnummer

)os(leitzahli Ort



Was ist der Schwerpunkt Ihrer Inhaitllchen oder beruflichen Tätigkeit?
(§5Abs.1Nr.3ThürBel6Hdo}<G)

i/).

U'.n\(L-h.i.'.trM-A , l^t-Vti'K'-^r-'-t f^i.'^^^us1^." t.-j.A.^ j^\^rt/.l^;ü,;ti .^tk.ö-

buiit^/mt^imiz/ '/.'A R^v^/i (.^ ö^ll/.k'i'i K'rttt;-j" A Jfu^,n<;/r.-i^'<'/ ^••f ^/s^
1^ . \f ^ll^i\s^-..

Haben Sie in ihrem schriftilchen Beitrag die entworfenen Rogelungsn insgesaml eher

y, befürwortet,

0 abgelehnt,
a ergän^ungs- biw, änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz d!e weßenflichen Inhalte (Körnaussage) Ihres schrifiiichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahrenzusgmmen!

(§ ö Abe. 1 Nr, A ThÜfBetelldcAG)

^(\ b^^ße.n^ ^hoh^n^ ^u Toio^^fw^ c^M

^fhluj ^ ü^ ^äA-^^) ' £r^^L^-^ " ^^ SL^0^ P}^^\^A-

^ic^t-^ <? v^i'n^c^ V^^.JÜ^^<^^. Z)^/)£/h^^

^A"^' ^^^^J^^ '/^^ '<"^^
fnf/Ji'^ (S P&fStrn^^/c^^^wu^/i (wAt/iß&^i. '

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schrifilichen Beitrag zum GesetzgebungBvorhaben
iinzureich^n?

(§ i? Abs. 1 Nf. 5 ThürßeieildokG)

^ ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Aniass haben Sie sich geäußert?

n weicher Form haben Sie sich geäußert?

^ per E-Mail

per Brief

Haben Sie sich als Anwalts kannte i im Auftrag eines AuftraggBbers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren betejltgt?
(§ 6 Abs. 1 Nr, 8 ThüfBeielldokG)

U ja. K, nein (wsiter mit Frage 7)

/Venn Sie die Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Shron Auftraggeberi



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schdftlichen Bsilrages in der
ßötelligtentransparenzdokumentationzu?
(§ 5 AUS, 1 99(z 2 TnÜrBeteSlcbkG)

ja ü netn

Mit meiner Unlerechrift verslchsre .ich die Rlchffgkeif und VolEständiQkslt der Angaben,
Änderungen !n den mltgeEeilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschjuss
des Gesetzgebungsvflrfahrens mittelfen,

ort, Datum

B(^< .1. ^L°'h ö\ .;'n>

Unte

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Stellungna

Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 7/6576

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend- und famlliengerechten <ornakt_
'JTO*"™."'/"'^',"','"'.'0""'"'*T" AG örtliche Jugendrlnge

sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und krelsfreien Städten sowie den Thüringens'

Uberregionalen Angeboten des Freistaats ?herräSheebf^endr!n^

10. Januar 2023

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Biidung, Jugend und Sport/

wir freuen uns Über die Möglichkeit/ uns zur Drucksache 7/6576 - Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-

/ Jugend" und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den

überregionalen Angeboten des Freistaats zu äußern, Die AG Örtliche Jugendringe ist ein Zusammenschfuss

12 lokaier Jugendringe In Thüringen, Den Schwerpunkt unserer Arbeit bildet die Vernetzung/ der fachliche

Austausch und die ErarbeltungjugendpoUtischer Positionen zu Fragen der örtlichen Kinder- und Jugendarbeit

aufLandesebene.

Zu Artikel l
Wir begrüßen die Erhöhung der Fördersummen im ThürKJHAG durch Artikel l des Gesetzentwurfes
ausdrücklich. Mit der Erhöhung der Fördersumme wird Planungssicherhelt für Träger der Kinder- und

Jugendarbelt/ Jugendverbandsarbeit, Jugendsoziaiarbelt und des erzieherlschen Kinder- und Jugendschutzes

geschaffen, Die derzeit bestehende Planungsunslcherheit ergibt sich der aktuellen Dlskrepanz zwischen der

Im THÜRKJHAG genannten gesetzlichen Mlndestförderung und den Thüringer Landessaushalten der fetzten

Jahre/ die eine deutlich höhere Summe für die In Artikel l benannten Bereiche enthielten, Mit jeder

Haushaltsdebatte besteht wieder die Unsicherheit/ ob zukünftig Angebote der Kinder" und Jugendarbeit !n
Thüringen aufgrund mangelnder Finanzierung schließen müssen. Außerdem bedeutet die derzeitige Praxis

einen Verwaltungsmehraufwand auf lokaler Ebene ~ die Haushaltsplanung erfolgt zunächst mit der

gesetzlichen Mindestsumme/ bis dann (Jedes Jahr) !m Laufe des Jahres/ wenn der Landeshaushalt

beschlossen Ist, die darüber hinaus zur Verfügung gestellten Mittei zusätz!!ch verteilt werden müssen, Dies

steht zudem In einem Spannungsverhältnis zur mehrjährigen Planung auf lokaler Ebene durch Kinder- und

Jugendförderpläne, Durch die Gesetzesanderung würden Verwaltungsabläufe erleichtert werden.

Zur Fragestellung zum Beratungsgegenstand in Anlage 3

Die in Artikel l benannten Summen basieren auf einer Bedarfsschätzung für das Jahr 2023. Mit steigenden

Personalkosten und der derzeitigen Inflatlon ist Jedoch abzusehen, dass diese Summen bereits 2024 nicht

für die gleiche Menge an Angeboten reichen wird, Die gleichbleibende Höhe der Förderung bei steigenden
Kosten beinhaltet so Jedes Jahr eine faktische Kürzung der Kinder- und Jugendarbeit In Thüringen. Da die
Personalkosten be] weitem den größten Posten der In Artikel l benannten Förderberetche ausmachen,

begrüßen wir die In Anlage 3 enthaltene Formulierung ausdrücklich.

Unser Fazit: SoziaSe Infrastruktur sollte nachhaltig gestaltet und auf Dauer ausgerichtet sein. Hierzu trägt

der Gesetzesentwurf entschieden bei. Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.

ndlichen Grüßen Den IV

Sprecherin der AG örtliche Jugendringe,
Geschäftsführerin Stadtjugenctring Erfurt

Sie erreichen uns;

E-Mall; oertjlcb_e-lueendrtnge-Ehr(S>web.de

Web: httßs;//b It, Iv/oe rtllche-1 upendr! nge

Ansprechpartnerin;

AG Örtliche Jugendringe Thüringens

Thüringer
Z u s c

Landtag
hrift

7/2252

zu Drs. 7/6576

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer BefeiligtentransparenzdokumentatEonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
BeteilJgtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend " zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinfonnationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzcfokumentation
veröffentlicht Ihr inhaltlicher Beitrag wird .zusätzlich nur dann auf den intern etseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlfch ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

I^WelGhem^G^^eritwurthabenSi&^ich^c^

Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend" und famifiengerechten sozialen

Infrastruktur in den Lancfkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionfffen
Angeboten des Freistaats

Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen- Drs. 7/6576

K^\

2^1

3^-;|

4^;<1

Haben SJe^ich^ls^rt^tereiri@rjuristischehPelrsQp/geäußert,^d
VeTeinig^hg^ftat^rfi6herPe[^onen^de!rSacli^:(z,-^
Genoslenschaft^eröffentlicheAnstali^Korpe^chaftdes^ffe
off^tlicheaRechts)^;1:^:^1':^;^^^ ••^'}.::'.\.,.^"L:^:-\ •:.::.^\^^:^

(§:&Abs}j Nr;[1,^ThürBetei[dQ^ .

Name

LIGA der Freien Wohlfahrispflege in Thüringen
e.V.

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Eingetragener Verein .

Arnstädter Straße 50

99096. Erfurt

^ghen^e;sjch^is.natür!ie^Pje)^ari^geäMßert,^^ .^^^^^7-^^^^':
(§.5^üs,:1:Nr;.:1.^.ThürBete)J(io!(G):.,::^^'^^:^ •^-^

Name Vorname

a Geschäfts- oder Djenstadresse D Wohnadresse

[Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. D!e Wohnadresse
/vird In keinem Fall veröffenifichl)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

A/as^ist;der$chwerpünkt;lhrer inhaltlichen oder-beruf lic ho n/Tatig keit?. 7^ ^ "":^:. ;'! "; ^; ^^,;
S6^s.^Nr:3ThürBete!!dokG):,:.^\-;''-^.1':.::-^:^ ;-:".~.^'=^^.:'^^

nteressenvertretung der Verbände der gemeinnützigen Wohifahrtspfiege

^a!3en?Sie^nl^rem^chriftliGheh:;Bejtrag^die/en[tworfenen Regelungen: insg@samteheF :'.;,-^ :^:

3( befürwortet,
3 abgelehnt,
3 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?



Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(g 5 Abs. 1 Nr; 4 ThÜrBeteildokG)

Aus Sicht des LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V wird das Vorhaben
begrüßt Wir weisen aber darauf hin, dass eine Mindestfördersumme für alle Bereiche

gesetzlich verankert werden sollte, um die Bereitstellung aller Dienste, Einrichtungen und

Angebote in Thüringen planungssicherer zu gestalten.

^
Wurdeh,S!evom)-ändtaggebe^^
einzureichen? :;:r'::':':I-'^';;::.:;:'..;: ;..'.'.: '.^.\^^':'1:;..1^::^1^:^/Y:";''^1^''.:'/.." ':1'^'-..'^'.^^;:;:'-".^:.' .'i:^

(§?6!At)s,;-l'Nr.-:5r?rhUrBeteHdqkG),'.':':;11 •'.,.:- ::;^;'':'1: '^ ";^--V^.::.;':...'' ^:-:- '• ^.;'..'.;;';i^--"./-\.. '•:;';'..'^^,

.^s Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a . nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

^ . perE-Mail

0 . per Brief

^
Haben Sie sjch:alsAnwaltskanziei:im
:am'Geset2geE:^ngsver^hreiibieSei)jgt?;:^r^^ ~^^1'.-1,'; ••^^: ^:;; -'.'-•:(- ••''• -• ^•:^: :•',:•).. ^^•~ ^;;

<§^f}s.1Nr.-6JhpraeteildokG)^\-,;^/---'^.^^^\;^\^-1^ ^l:l;r;'.'::.:.;..''^ ..•\:;^^:"i;:.1;

a ja PS; nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

7.

;Stiririm9n;Sie0in©r^
B^^i[jgtentfansparenzdüKurnenjtätiQH2u?r::; - ^^ •". - -'\V.;
(§5^^^2:ThürBet?)yokG)';.^-.^;;:'\^^^,''^^,^ ';;;^:,

X Ja nein

IVIEt meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
JD den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesefzgebungsverfahrens mitteilen.

L;Grt^Datum:l^^:.;:-^.:^^;^'^-:^/^T;\^^:^^

Erfurt, der 11.01.2023

'./Unterschrift -:;'-"1^^\::1^\^^Y::,'^:^^1.1::'.^^:^;./';

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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- f LIGA der Freien Wohlfahrtspflege In Thüringen e, V.

r^v
^mwo

^1
7A

LiGA der Freien Wohlfahrtspflege In Thüringen e, V.
ArnstädEer Str. 50, 99096 Erfurt

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/2253

zu Drs. 7/6576

Thüringer Landtag
Ausschuss für Bildung/ Jugend und Sport
Jürgen-Fuchs-Straße l
99096 Erfurt THüR , 

" ausschließfich per E-M

PARITÄT

Geschäftsstelle
LIGA der Freien Woiilfahrtspflege
in Thüringen e.V,
Arnstädter Str. 50

(Eingang Humboldtstraße)
99096 Erfurt

E-Ma!l: lnfo@)!lga-thuerlngen.de
Internet; www.liga-thueringen.de
Teiefon; (0361)511499-0

^y
tWST

Ihr Schreiben vom/Ihre Zeichen unsere Zeichen Erfurt/

11.01,2023

Stellungnahme der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen zum Gesetz zur
Sicherung der kinder-/ Jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den

Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des

Freistaats - Drs. 7/6576

Sehr geehrte Damen und Herren/

wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Gesetz zur
Sicherung der kinder-, Jugend" und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den

Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionaien Angeboten des Freistaates.

Zu Artikel l „Änderung des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz"

Die LIGA Thüringen begrüßt die Erhöhungen der gesetzlich festgeschriebenen
Mlndestförderhöhen in den Nr, 1-3,

Durch die Anhebung der gesetzlichen Mlndesthöhen reduziert das Land die Unsicherheit der
Lelstungserbringer, die sich bisher aus der Diskrepanz zwischen gesetzlichen Mindesthöhen

und Haushaltsansätzen ergab. Die Hausha!tsdebatte für den Haushält 2022 hat deufclich
gezeigt/ wie wichtig eine Festlegung für den Erhalt der Angebote und die Planungssicherheit
der Kommunen und Lelstungserbringer ist,

Zu Artikel 2 „Änderung des Thüringer FamiiienfÖrderungssicherungsgesetzes"

Die LIGA Thüringen begrüßt die Erhöhung der gesetzlich festgeschriebene Mindestförderhöhe
von 10 Millionen Euro auf 14.420.000 Miilionen Euro,

Durch die .Anhebung der Mindestförderung wird auch der Planungssicherheit von
familienunterstützenden Einrichtungen und Projekten in der regionalen FamilEenförderung

Vorslhender;

Gescträfts&thrert
www.llya-thiiGrinyen.de



mehr Rechnung getragen. Wir hoffen, dass durch die Anpassung der Mindesfcförderung auch

Projekte langfristig verstefclgt und wefterenfcwickelt werden können.

Wir möchten darauf hinweisen, dass eine Mindestfördersumme ebenso für die überregionale

Familienförderung gesetzlich verankert werden sollte, um die Famllienförderung in Thüringen
in der Gesamtheit pianungssicherer zu gestalten.

Zur Fragestellung des Beratungsgegenstands (Anlage 3 der zugehörigen
Unterlagen)

Die LIGA Thüringen fordert die Aufnahme der ergänzenden Formulierung zu Artikel l und 2
des Gesetzesentwurfs. Die DynamEsierung sichert e!ne Unterstützung der Angebote im

gieichblejbenden Umfang durch das Land. Ohne die Aufnahme einer entsprechenden

Dynamisierung müssen die Ansätze regelmäßig im Rahmen der Haushaltsplanung angepassfc
werden. Dies führt erneut zu der Unsicherheit/ die durch den aktuellen Gesetzesentwurf

beseitigt wird. Alternativ müssen die Änderungen regelmäßig Im Rahmen eines Gesetzes

angepassfc werden, Dadurch wird ailerdings eine mittelfristige Planung der Leistungserbringer

und Kommunen erschwert und nach jeder Anpassung ist ein weiteres Gesetzgebungsverfahren

notwendig. Welche Folgen das Ausbleiben einer Dynamisierung hat, zeigt deutlich die Situation
im Landesjugendförderplan: h!er müssen schon ab 2024 Angebote voraussichtlich
eingeschränkt werden/ weil durch die Dynamisierung von Personalkosfcen die verfügbaren
Mittet nicht mehr für alie Angebote ausreichen,

Für Rückfragen und Erläuterungen stehen wir gern zur Verfügung,

Mit freundlichen Grüßen

Geschäftsführer

LIGA der Freien WohlfahrtspHege e. V./ Arnstädter Str, 50, 99096 Erfurt ~ www.jlga-thuerlngen.de.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Formblatt zur Qatenerhebung
nach § 5 Abs. 1 ctes Thüringer Bot©)ligt©ntranst3arenzc(okumen:tat|onsgo$et2:9s

Jede natürliche oder Juristische Person, die s)oh mit einem schriftliohen Beitrag an elnsm
Gö86tzg$bungsverf9hr&n beteiligt hat, • ist nach dem Thüringer
Beldtlgtentransparenzdc^umenlatlonsg&sete (ThürBeteildokG) verpfilotitet, die nachfolgend
erbetenen Angaben ~ soweit für s)e zutreffenä " zu mgchen.

Diß- Infprm'afionen der' folgenden Felder 1 bis 6 worden in Jedem Fall als vörpf Höhten de
Mind^sttnform.ationeh gem^ß § 6 Abs, 1 ThürBetelldokG In der Betel i tgtentransparen Dokumentation
veröffentlicht. Ihr Inhaltlicher Böitrßg wird zusätziioh nur ciann auf den Internetseiten des

Thüringer Landtags veröffsntiicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hter^u erteilen.

ß/flp gut tesefSSah sUsfüfien und zusQmme.H mit der SteSfungnä.hme senden!

Zu welchem Gesefröntwurf hQben Sie sich sohriftlich geäußert (Titet des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sicherung de.r kinder"» Jugend- und fctmilleriaerecht^n sozialen Infrastruktur
in de.n Lan^krelsen und krelsfreien Städten sowie den überreglonalen Angobofen des Freis^aRts
Gesötzentwürf der FraktlonQn DIE-UNKE, der SPD und BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN
" Drucksache 7/6576"

1.

2.

Haben Slö sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein. GmbH, AG, eingetragene
Öenossenschafi oder öffentliöhe Anstalt, Körperschaft des Öffeniiichen Rechts, Stiftung des
Öffentlichen Rechts)?
(§ ö Abs. I Nr. -l, 2 ThürBeleildokO; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name ^ . ,.. ,/.....i._.„..i......t-.,.,..i -lPftyi^rhnr Kn'lfi^PllUt/bli^d
Lant.l^vofhnod Ttiüilwjcin e.V.
Joh;uu^SRlraEte ^, 9908'1 Eiktri

Tel,/ • 0'Xi1/653194«a
ß-mai!; pD»i@dksb(hUQrliK)£t' ^.,

Geschäfts- oder Diänstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

PosMtzahir Ort

OrganisaUonsform

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d, h. als Privatperson?
(§ S Abs. 1 Nr. 1,2 Th?Beie!!dpKC3)

Name Vorname

a Geschäfte-oder Dienstadresse a Wohnadresse

[Hinwals; Angaben zur Wohnsdresse sind nur erfarderiich, wenn Keine andere Adrö&se bsnennt ^'ird. ole Wohnadrassö
//ird In (tQinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Posileltzaht, Qrt



3.

4.

5.

A/as ist der Schwerpunkt Ihrer tnhalElichen oder beruflichen Tätigkeit?
;§6Abs.1Nr.3ThÜrWtdok(3)

. {/^ /< eto - ^ -' o( ^ ;c ^ /' {J<- /T^-^i'^^ (.^1 ^ ^-^1

-faben 8(9 in Ihrem sohrirtiichen Boltrag die entworfenen Regelungen ipsgesamt eher

3 befürwortet,
3 abgelehnt,
3 erg^nzungs" bzw/ änderungsbedürftlg eingeschätzt?

3itt& fassen Sie kür? die wesentlichen Inhalte. (Kernausssge) Ihres schritöichsn Bßttrages zum
Sesetzgebungsverfahren zusammen!
& 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteitdokO)

Vurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Betrag zum Gesetzgebungsvorhaben
ifnzureichen?
} 5 Abs. 1 Nr, 6 ThürBöEellcfoltG)

] ja (Hinweis; netter mit Frage 6) ^•" nein

Venn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

l welcher Form haben Ste sich geäußert?

t." per E-Mall

i per Brief

laben Ste sich als Anwaltskanzfei im Auftrag elnes Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
m Qesetzgobungsverfahren beteiligt?
; ß Abs, 1 Nr. 6 ThürBeEölldokG)

i ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

/enn Sie die Frage.6 bejaht haben: BfttQ benennen Sie ihren Auftraggeberi



7,

Summen Sie einer Veröffentlichung Ihres schrlfElichßn Beitrages in der
BeteliigtenfransparenzdokumentatJonzu?
(§-6Ab3.-1S3tzöThürB$te!l.dof<0)

ja Ü nein

Mit meiner UnEersGhrlft versichere ich die Richtigkeit und VollständlgKeif der AnQaben,
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzügllöh Und unaufgefordert bis zum .Abschtuss
des Gesetzgßbungsverfgihrens mittelfen,

Orti Datum

.^/^/_^A^..l

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Der Kinderschutzbund 
.andesverband Thüringen 

Der Kinderschutzbund LV Thüringen e.V. I  Johannesstr. 2 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 

Jürgen Fuchs Straße 1 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien 

Städten sowie den überregionalen Angeboten Thüringens 

Der Kinderschutzbund 
Landesverband Thüringen e.V. 

Johannesstraße 2 
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Telefon I Fax 
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derkinderschutzbund.thueringen  

 

 
  

 

  

 

 

99096 Erfurt 

Erfurt, 11.01.2023  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir erlauben uns Ihnen diese Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und fa-
miliengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen 

Angeboten Thüringens zukommen zu lassen. Wir gehören zwar nicht zu den direkt aufgeforderten Trägern, 

jedoch erreichte uns die Anhörung über verschiedene Wege wie den Thüringer Arbeitskreis der Familienver-
bände sowie den UHA und die Liga. 

Wir begrüßen grundsätzlich die Weiterentwicklung der Förderungen im Rahmen des Kinder- und Jugendhil-

feausführungsgesetzes wie der örtlichen Jugendförderung, der Schulsozialarbeit, der überörtlichen Maßnah-

men der Jugendarbeit im Rahmen des Jugendförderplanes sowie der Familienförderung über das Landespro-

gramms solidarisches Zusammenleben. Damit können die Angebote und Projekte längerfristig gesichert und 
verstetigt werden und beteiligte Träger gewinnen Planungssicherheit. 

Hinsichtlich des Landesprogramms solidarisches Zusammenleben möchten wir darauf hinweisen, dass dieses 

zukünftig in der Höhe angepasst werden muss, denn dort ist bspw. ohne Erhöhung des Titels das Sonderpro-

gramm ThEK1Z eingebunden worden. Zudem sind inzwischen im Sinne dieses Förderprogramms alle Kommu-
nen nicht mehr in Stufe eins, sondern haben sich weiterentwickelt und kommen dem Ziel des  Programmes,  
der beteiligungsorientierten Ermittlung der Bedarfe und der darauf basierenden integrierten Sozialplanung 

nach. Mit dem gleichbleibenden Budget ist es den Kommunen kaum möglich mehr als eine Bestandsförde-

rung zu realisieren, Beteiligungsorientiert Bedarfe zu erheben und das LSZ weiterzuentwickeln. Darüber hin-

aus ist geplant das Programm AGATHE zukünftig ebenso unter das Dach des LSZ aufzunehmen, was erneut 

zu einer Kürzung des Budgets führen würde, wenn nicht die bisher zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe 
von 2,2  Mill.  € mit übernommen werden. Derartige und ggf. weitere Verlagerungen von Aufgaben in das LSZ 
dürfen nicht zu einer indirekten Kürzung des Budgets führen.  

1LP/1,1181,1111  II 1111 III II 



Der Kinderschutzbund 

I. andesverband Thüringen 

Ebenso unterstützen wir sehr die Aufnahme einer Dynamisierungsklausel, die in der Anhörung am Ende als 

Fragestellung formuliert ist. Damit wird den sich entwickelnden Personalkosten Rechnung getragen. Der vor-

geschlagenen Berechnungsgrundlage der Dynamisierung in Form der Gehaltsentwicklung der Landesbediens-

teten folgen wir ebenso. 

Darüber hinaus erwarten wir als anerkannter Familienverband, dass in Artikel 2/Änderung des Thüringer Fa-

milienförderungssicherungsgesetzes auch die überregionale Familienförderung mit einer Mindestsumme im 

Gesetz festgeschrieben wird, um damit diese Verbände mit anderen Förderbereichen gleich zu behandeln 

und ihnen ebenso Planungssicherheit zu ermöglichen. 

Bisher sind jährlich 50 Tsd.€ pro Jahr und Verband im Haushalt festgelegt worden. Da diese Summe bisher 

nicht verändert wurde, ist eine entsprechende Dynamisierung unter Beachtung der Gehaltsentwicklung drin-

gend nötig. Denn die Verbände kürzen bisher aufgrund steigender Gehälter bei den Stunden, um einen Aus-

gleicht zu ermöglichen. Das wiederum schlägt sich auf die Arbeit nieder. 

Mit freundlichen Grüßen, 

für den Vorstand des DKSB Thüringen 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet. 



e 4

Formblatt zur Datenerhebung
nach § s Abs. l des Thüringer Beteltlgtentransparen^dokumentattonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem scttriftiichQn Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, • ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgenc)
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die [nformafionen der foEgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall aEs verpflichtende
[Vlindestlnformatlonen gemäß § 6 Abs. 1 ThürBetoilciokG in der Beteillgteniranöparenzdokumentatlon
veräffontltcht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann au1: den Internetseiten des
Thürlnäer Landtags veröffentitcht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

BUie guf leserifch ausfüffen und zusammen mit der Steffungnahmö senden!

Zu welche|Ti:Ge9Btzentwurf haben S!e sich schriftlich geäMßert(TJi6ldes:G6s&tzeht^ :; :

Thüringer Gesetz zur Sicherung der klnder", Jug&nd- und famillengerechten sozialen Infrastruktur
In den Landkrelsen und krelsfreien Städten sowie den überrBglonaiBn Angeboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE UNKE. der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
" Drucksache 7/6576 -

1..ll:;..;;

2.

Haben Sle.sich 9 is Vertreter öjn&rjurlsdschßn Pefsqn geäußert, d. h. ^s Ve rlreter einer ; :
VerefnlgLing ngttirlicher Personesn oder Seichen[{i, B, Ver6in;;GmbHi:AG. eingetragöi'ie : :
QenQssenschaJt oder Qffentliche Anstalt,; Korperschaft ;desöff8ntlichen^^^
öffpntliche^Rechts)?^;.'.'-. '. • •'. "•"\;^1" '. •1;;':^'.1 ;;;l ".'•^":::1 •"-,''''.;.;'1:'"..^: :^„"1; "•:^:1;;.1.:':...;1. •

(§5 Abs.1 Nr. 1, 2ThürBeEB!ldot<G; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage2, Wenn J^, dann W\\w mH Frage 3.)

Nemie

i^M/^A^'p^t^ bv^h^w^K^ ^

T^r/^^ - Ö^\T eM

Geschäfts- oder Dlenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

<2(^H^y^<J Y€SC^^

omr. <?,k

^W-/^-J^. ^

o?m ^n^
Haben S!e sich als natürliche Person geäußert, d, h. als Privatperson? ,
(§ SAbs. 1 Nr. 1, 2 ThürBetelldökG)

Name Vorname

FS Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse

;H!nwB]s:AngabBn^yrWohnadress9sEnd nur erfoirderflch» wenn keine andere Adresse benannt wird. Dis Wohnadresse
A'lrd In keinem Fell veröffenttlchl.)

Straße, Hausnummer

3osfleifzahl, Ort



5.

Wqs ist der Schwerpunkt Ihrer fnhalUfchen oder beruftichen Tgttg'Kelt?
(§5'Äbs,-},Nr.3ThürBet@Udoi(G). . . . . • •'. ,. ;'. .'.. •'•.•.^,..1.

^^k//c J^Tf^^^^T
l'/n/^f^lkfiin^ /^A /^^^7^^^/'^^'yu^ {^ <^52 w^ \^^/ßr\cl.€^H

Haben.Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regefungep insgesamt eher

/^C böfürwortef,
D abgelehnt,
n ergänzungs" bzw, änderungsbedürftlg eingeschätzt?

Bitte fassen Sie Kurz die wesentlichen Inhafte (Kemaussage) thrös schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsvorfahren zusammen!
(§ G Abs. 1 Nr, 4 TjiürBQEolldokQ)

^t Gt^dü^ando-^^} ^ h/<Y^ O^^cffHC^/^c^ hc^^f / k

Mc f^^^^^^?^ /^^ JA?/?^ ^^ y^^^^-s

VäJW^'\ ^^^ ff ^ e/n^c^^ w^e^/./ ^
"^ ^ /

a^/3^^ 5<nn^^- ^€^6^ .
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebung s vorhaben
einzureichen?
(() 6 Abs, 1 Nr. 5 ThÜrßstslldokG)

^(^ ja (Hinwols; Wßller mll Frage 6) n nein

Wenn Sie dfe Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

K per E-M Elf)

per Brief

Haben Sie sich als AnwaltsKanztel Im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftfichen Beiträgen

am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ ü Abs. 1 Nr. 6 ThürBelelldokG)

ja IX nein (wefler mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sfe Ihren Auftraggeber!

'C5



7.

3Urnrn6H;sle eineY Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages In der
Bete{l|gtenfräosparenzdökunientaf(onzu? . • , :
(§,6,Abs..-fSatz2ThürBet6![dc)t{Q) ;'',."•"• ."....', . • "'• • • ''

>r ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit unct Vollständigkeit der Anäabon.
Änderungen In den mitgeteilten Daten werde Ich unverzügitch und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Orttpatum

l ^<n ^ ^, Ö/i. ?o 2 7

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Thüringer Landtag
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Jürgen-Fuchs-Straße i

99096 Erfurt
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Landtag
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07701 Jena
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fax.; +49(0)3641554 038 gai
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05.04.2020

Stellungnahme zum Gesetzesentwurf

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder", Jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in
d&n Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaates

Sehr geehrte Damen und Herren/

ORBtT e.V. ist seit dem Beginn des Landesprogramms 2013 mit der fachiichen Begleitung der

Schuisozialarbeit in Thüringen betraut und begrüßt als Fachstelle Schuisozialarbeit in Thüringen die

auf Dauer angeiegten Änderung zur Sicherung der kinder-/ Jugend- und familiengerechten sozialen

Infrastruktur. Im Rahmen der örtlichen Jugendförderung und des Landesprogramms „Solidarisches

Zusammenleben der Generationen" unterstützen wir seit Jahren die Thüringer Landkreise und

kreisfreien'Städte bei der Umsetzung ihrer Planungen und QuaSitatsentwicklung,

Die bisherigen Förderhöhen beruhen auf den Eckwerten für das Jahr 2019. Durch die betroffenen

Förderstrukturen werden zu einem großen Teii Personalstellen in der Kinder- und Jugendhilfe sowie

in der Familienförderung auf der kommunalen als auch auf der Landesebene gefördert. Die Kosten

dafür' steigen aufgrund der tariflichen Bestimmungen jährlich an. Bleiben die gesetzlich

festgeschriebenen Eckwerte über Jahre gleich, hat dies zur Foige, dass die Kommunen entweder die

Anzahl der Steilen reduzieren oder ihren Eigenanteil erhöhen müssen. Da die auf den Kommunen

lastenden finanziellen Verpflichtungen gerade durch die aktuellen Krisen enorm sind/ fä!!t es vielen

Gebietskörperschaften schwer, den eigenen Haushaltsansatz zu erhöhen. Gesetzlich

festgeschriebene Förderungen sorgen in der Rege! dafür/ dass die Kommunen über einen größeren

Handlungsrahmen verfügen, auch eigene Mittel einzusetzen. Daher befürworten wir den

vorliegenden Gesetzesentwurf in allen Punkten,

Planungssicherheit gerade in diesen Feldern der sozialen Arbeit ist enorm wichtig. So kann es

gelingen, Fachkräfte in Thüringen zu halten und damit für Stabilität in der Kinder- undJugendarbeit,

der Schulsozlaiarbeit und der Famillenförderung zu sorgen, Dem Fachkräftemangei mit

Wir sind Partner:

)eG£üol
Gcirifschaft für Cnluaflon&V.

^v
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, ! Eriofgsfajdor
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Verbesserungen der Rahmenbedingungen entgegenzuwirken/ erscheint in der derzeitigen Situation

auf dem Arbeitsmarkt gls ein wichtiger Baustein. Kontinuität in der Beziehungsarbeit ist in den

Angeboten für Kinder/ Jugendliche und Familien Grundiage wirksamer Arbeit. Verlässliche und soiide

ausgestattete Rahmenbedingungen sichern zudem die TrägervielfaSt in Thüringen, weiche den

Angeboten und ihren Ausgestaltungsmögiichkeiten in vielerlei Hinsicht zugutekommen. Das sind

positive Signale für die Kommunen, die Träger/ die Fachkräfte und nicht zuletzt die Familien vor Ort,

Für 2023 konnte so trotz der schwierigen Haushaltslage auf Landesebene und. in den

GebJetskörperschaften eine gute finanzieiie Grundiage sichergestellt werden. Mit Blick auf das Jahr

2024 und fortfolgende wäre es dringend erforderlich/ eine jährliche Anpassung der Fördermittel zu

gewährleisten. Daher begrüßen und unterstützen wir auch ausdrücklich den in der Fragestellung in

Aniage 3 enthaltenen Formulierungsvorschlag für Artikel i und 2 des Gesetzentwurfes.

Mit freundlichen Grüßen

Geschäftsführenn

Wir sind Partner:

»cGEuol
üesd l schaft für Evatuatton fcV.
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(ur Al(ent!ktlo
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbictttzur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betellfgtentransparenzdokumentafionsgesetzes

Jeds natürilche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, • ist nach dem Thüringer
Beteillgtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpfilchtet, die nachfofgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jpdem .Fa!l als verpflichtende
Mlndestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBetöllcfokG in der Beteffigtentranspgrenzdokumentatlon
veröffentlich E. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzfich nur dann auf den tntsrnetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut ieserfich ausfüllen und wsQmmen mit der Stellungnahme sendön!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schrifflich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sicherung der Kinder-, Jugend" und famjllengerechten sozialen InfrastruKtur
in den Landkreisen und krdsfreten Städten sowie den überregionafen Angeboten des Freistaats
Gesetzenhft/urf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
" DrucksQche 7/6576"

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B..Verein, Gmbf-t, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentfichen Rechts)?
[§ 5 Abs. 1 Nr.' 1,2 ThürBeteiidokG; Hinweis: Wenn nein, dann wsiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

T)eu^^r^^^<^ ^^^/

^-T^n^oA ^' ^

Geschäfts" oder Dlenstadresss

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

3ostieitzahl^ Ort

Organlsationsform

e.(y.

^"r^-/— ^Q^i^(—S^ /^-

3ä?9> ^•^,3'
-laben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h, als Privatperson?
:§ 5 Abs. 1 Mr. 1,2 ThürBeteildokG)

^lams Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
i/ird In keinem Fa!! veräffenilEch^,)

Straße, Hausnummer

'ostfeitzahl, Ort



3.

4.

3.

A/as ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder berufiichen Tätigkeit?
:§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelfdokG)

•^Q^i(^'frt^tti^

-laben Sie In Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

3 befürwortet,
3 abgeiöhnt,
J ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

iitfe fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Sesetzgebungsverfahren zusammen!

§ 6 Abs. 1 Nr. 4ThürBeteHdokG)

-^erf^upf^^ f^ ^^.e^^^r^^ u^
^yuci^s-^K,^ /c- ^^-

- i^^ a^a^-^^e ^ ^^^
-Hl^^'fa^^ ^r^H

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schrifflichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhsben
inzureichen?
15 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelldokG)

l Ja (Hfnwefs: weiter mit Frage 6) a nein

/enn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

i welcher Form haben Sie sich geäußert?

^ per E-Mai!

per Brief

al?en Sie sich a(s Anwaltskanzlei Itn Auftrag eines Auftraggebers mit schnfiiichon Beiträgen
n G esefzgebungs verfahren beteifigt?
5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetsltdoKG)

ja S" nein (weiter mit Frage 7)

fönn Sie die Frage 6 bejaht haban: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schrtftllähen Beitrages in der
Betelligtentransparenzdokumentatfonzu?
(§ 5Abs. 1 Satz 2 ThÜrBsteiSdokG)

^ ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich . die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mltfetien.

Ort, Datum

B^n', f6-M- n

ßeutschef Famldenverband 6, V.
Ernst- Hasckel - Str. 17

99097 Erfurt
T@.;(03S1).41720QO

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Deutscher Familienverband
Landesverband Thüringen e.v.
Emst-Haeckel-Str. 17, 89097 Erfurt
Fon: 0361/4172000
Fax: 0361/4233073
Web; www,dh/-thusrfngen.de
Mail; InEoQdfv-lhueringen.de

Thüringer Landtag
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport
Jürgen-Fuchs-Str. 1
99096 Erfurt

Thüringer
Z u s c

Landtag
hrift

7/2263

zu Drs. 7/6576

10.01,2023

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend- und familiengerechten sozialen
Infrastruktur in den Landkrelsen und kreisfrelen Städten sowie den überreglonalen

Angeboten des Freistaates
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN .
Drucksache - 7/6576

hier; Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsorcfnung des Thüringer Landtags

Sehr geehrte Frau Dr. Eglinsk!,

der Deutsche Familienverband, Landesverband Thüringen e.V, (DFV) hat den o.g. Gesetzentwurf
der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN zur Kenntnis genommen
und bedankt sich für dfe Gelegenheit zur Stellungnahme.

Der DFV Thüringen begrüßt grundsätzlich das Ansinnen einer Verstetigung von Angeboten der
sozialen Infrastruktur. Sowohl die gesetzliche Festschreibung der erweiterten
MfndestfÖrderhöhen in den angeführten Bereichen ist dabei ein positives Signal, als auch die
angestrebte Dynam!slerung ab 2024 gemäß der beigefügten Formulierung.

Allerdings sollten diese Mittel auch insbesondere zur Bestandssicherung und Verstetigung
vorhandener Angebote und anteiiig zur Erprobung neuer Ansätze eingesetzt werden. Bei

Aufnahme weiterer Aufgabenfelder (bspw. bei einem Übergang des Projektes Agathe !n
dauerhafte Förderung des LSZ - was sioherlich sjnnvoU wäre ~ müssten die Mittel des LSZ
entsprechend erhöht werden).

KonsequenterweiSQ soiite Im, Rahmen des ThürFamFÖSiG nicht nur § 4 (LSZ) berücksichtigt
werden, sondern auch eine Verstetlgung der überörtlichen Angebote, die !m
Landesfamllienförderplan aufgeführt sind, durch die Festschrelbung einer Mfndestförderhöhe
ermöglicht werden, einschließlich einer wie !m Gesetzentwurf formulierten Dynamlsierung (betrifft
§ 6 Famflienverbände, § 7 FamlHenferienstätten, § 9 Üborregionale Projekte).



Wir unterstützen außerdem die Stellungnahme des AKF (Arbeitskreis der Thüringer
FamiliQnorganlsationen) zu dieser Anhörung,

Zur Fragestellung;
Wtr begrüßen ausdrücklich die ergänzende Formulierung zur Dynamlslerung und würden diese
Anwendung auch für alle Bereiche der überörtltchen Familienförderung, die Im
Landesfamilfenförderplan verzeichnet sind wünschen.

Ais Deutscher Familienverband, Landesverband Thüringen werden wtr gern weiter an der
Verbesserung derArbeits- und Lebensbedingungen für Familien in Thüringen mitwlrkenl

Für_den DFV Thüringen

Gesohäftsführerin

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbtatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betolligtentransparenzdokumentationsgesefzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftiichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
BeteitigtentransparenzdoKumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Faii a!s verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürßeteildokG in der Beteiljgteniransparenzdokumentation
veröffentlicht, ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des Thüringer
Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserlich ausfüllen und zusammen mit der Stetiungnahme senden!

Za^lehern ;@e$6ti^tTij? ^eayßer^(Tite!;cl es^GesetzentwÜffs)?-^ r^ ^ ^

Thüringer Gesetz zur Sicherung der Kinder-jugend- und famiiiengerechten sozialen Infrastruktur in den
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionaien Angeboten des Freistaats DS 7/6576

i^N

^^

R^ben^je;^!ch^fsy6rt|T9ter@}neryuristJSGhieh: Person,^
Xtet^imgi^^türlichör'Bersoirien oä ^r,S@c he4:;(z^jB,Aferei n, Gnnb H i AG,: el ngetragene/^ -^ '^: ;1^
üenos^en^hiäft^oder <öffent|ich^AH stg It^Korper^aft^d es Mehti iQh en' Reßhf?^ Stiftung :des ^; ,^
Öftentltche^echts)?:^^^^'^^.. ^
^t>^Abs,^l ;N^1i^^üräeißJ[c(QkQ;7Hinv?ls;, VVeTO;nejn^4ann:Wei{eNTtitF^g8:2^V^ ~^;:

Name

-andesjugendring Thüringen e.V.

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahi, Ort

Organ isationsform

herein

Geschäftsadresse

Johannesstraße 19

99084 Erfurt

Habens i&^jeh: 9is;natü rIjche;Peireion^eaiüßertFä.^.^ais: f3ri\/sAperson?:^ ^ ^::^: ^ '^^^^ ^ ^
(^^s^^i^,^hüFBete^dö^^^^'^^.^^^

Name Vorname

i Geschäfts- oder Dienstadresse i Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt

A/ird. Die Wohnadresse wird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postieitzahl, Ort



3^.-

^

$.^

3.W

\Ates^Jst<ter^Schy^rpünKt-[hrer1nhaJtljcheri\öder berufliche
(§f5^3^r.^;ThürB;^ildökö)/;;;,J::ll^-\^^ :; .,^: ';^;^^\:^:.'^-^^

)er Landesjugendring Thüringen e.V. ist ein Zusammenschluss von 27 landesweit tätigen
lugendverbänden, der Landesschüler*innenvertretung und der
^rbeitsgemeinschaft örtlicher Jugendringe Thüringen. Er vertritt im politischen Raum
lie Interessen seiner Mitgliedsverbände und setzt sich für positive Lebensbedingungen junger
/lenschen in Thüringen ein.

^ben^Je.tnllTreirijsch^ftlJGhen^Beitragdie^e

[ befürwortet,

! abgelehnt,

ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Sesetzgebungsverfahren zusammen!

;§ S Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

)ie im Haushalt 2023 beschiossenen Höhen als Mindestgrößen fest zu schreiben, wird
usdrücklich begrüßt. Dies schafft Planungssicherheit bei den Trägern der Jugendhilfe und bringt
je Stärkung dar nachhaltigen kommunalen sozlaien Infrastruktur zum Ausdruck.

^n:f6TiSie^mJl-aocft^:9^@t6tii^ineni^hnftHGhen^ Beitrag
iin^reK;hen?,.':./-.,r:-;^::"':-ll'^,:/_:::'.l.:^;^;,\:\'^;:'^ \ -^"•--.'^:r:-•'•:-;. :^Y'-'/ •:^:^^"'L:;i^-

§:5,^te^::Nn/5;ThürBeteHdpkG);:,'\-:,^\;.^:^^^^

< ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) ! nein

Nern Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

; per E-Mail

per Brief

tafc^,Si6^iGh^]^Am^Itskänzleli^
ini;0eseizgebungsverfah!retibi^teiögt?^^./^ ^'^:'^.^-f?C^ -^ "^^^^^
§^Äh^;tNr;6^hürB.@1^flclpK<^::,--^^',^

ja X nein (weiter mit Frage 7)

Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.
Stimmen Sie einer: VeroffentlichMng^^
BNeilEgtelhtf^nspärerizcJpkuhn&ntatiori^u^
{§^Afes^1^atz-2:TbürBete|!dokG) -:;:

x ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben, Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungs Verfahrens mitteilen,

;^^D^Mm;;;'-:^^,;'-:;:^^;^^_ '^ -'1,::\^',^.,:.^ ^ v.:. -•••r^

Erfurt, 13.01,2023

^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Landesjugendring Thüringen e.V. 

Arbeitsgemeinschaft Thüringer Kinder- und Jugendvertretungen 

Landesjugendring Thüringene.VP Johannesstraße19,,  99084 Erfurt  

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 Erfurt 
- per E-Mail: poststelle@landtag.thueringen.de  - 

NUR LANDTAG POST 
13,01,2023 1 4. :20 

landes 
jugend 
ring 
thüringen 

12. Januar 2023 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen 
Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen 
Angeboten des Freistaats (Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, derSPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN; Drucksache 7/6576) 
hier: Stellungnahme 
Bezug: Schreiben vom 06. Dezember 2022 

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport, 

haben Sie vielen Dank für die Übersendung oben genannten Gesetzentwurfes und die 

Möglichkeit, hierzu Stellung zu nehmen. 

Artikel 1 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht vor, die im Haushalt 2023 beschlossenen Höhen 

als neue Mindestgrößen festzuschreiben. Dies wird ausdrücklich begrüßt, da dadurch 

eine Planungssicherheit bei den Trägern der Jugendhilfe geschaffen wird. Zugleich 

wird damit zum Ausdruck gebracht, die kommunale soziale Infrastruktur nachhaltig zu 

stärken und die Arbeitsfelder Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit und 

Schulsozialarbeit im Sinne langfristiger Bindungen von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern attraktiv(er) werden zulassen. Gerade Letzteres ist eine grundsätzliche 

Herausforderung zum Erhalt und zur Gewinnung von Fachkräften. 

1 / 2 
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Geschäftsstelle 
Johannesstraße 19 

99084 Erfurt 

Telefon 0361 67678-0 
Fax 0361 57678-15 

Mail post@ärt-online.de  
Web wwwilrt.de  



Zur Fragestellung zum Beratungsgegenstand in Anlage 3 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass über die Programme Örtliche Jugendförderung und 

Schulsozialarbeit schwerpunktmäßig Personal gefördert wird. Über den Landesjugend-

förderplan erhalten die Träger eine Förderung für Personal und überörtliche Angebote 

der Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit. Aus diesem heraus ergeben sich 

zwangsläufig steigende Kosten, die bei einem Beibehalt der in Artikel 1 ausgewiesenen 

Förderhöhen über Jahre hinaus, zur Gefährdung der damit verbundenen Angebote 

führt. Zugleich wird darauf verwiesen, dass die 46. Vollversammlung des 

Landesjugendring Thüringen e.V. (19.11.2022) eine Positionierung zum Kompelx 

„Gefährdung der Jugendverbandsarbeit durch aktuell massive Preissteigerungen" 

verabschiedet hat.",  vornahm einen Beschluss zur Sicherung der Jugendverbands-

arbeit 

Bereits im Anhörungsverfahren zur Drucksache 7/325 (Schreiben vom 20. Mai 2020) 

wurde unsererseits vorgeschlagen, eine Dynamisierungsklausel aufzunehmen. 

Insofern wird ein entsprechendes Vorhaben ausdrücklich begrüßt. Die vorgeschlagene 

Formulierung trägt diesem Rechnung. 

Mit freundlichen Grüßen 

2 / 2  
" haps://lirt:de/downloads/LJRT/BesoNuesse/46VV-Gefaen-duno-Jueendverbandsarbeit-durch-Preisstelaerunaen.ndf  

tondos Geschäftsstelle Telefon 0361 57678-0 
• Jugend  Johannesstraf)e 19 Fax 0361 57678-15 

ttgringen  99084 Erfurt Mail post@ljrt-online.de  

Web www.lirt.de  

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem

Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer

Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpfiichtende
Mindest Informationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend- und famiiiengerechten sozialen Infrastruktur in den
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionaien Angeboten des Freistaats g

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (2. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

DGB Hessen-Thüringen

Geschäfts" oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organ isationsform

Schilierstraße 44

99096 Erfurt

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG)

Name Vorname

C Geschäfts- oder Dienstadresse r .Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht.) >

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs, 1 Nr, 3 ThürBeteildokG)

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

14. l: befürwortet,

C abgelehnt,

C ergänzungs- bzw. änderungsbecfürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum

Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]

15.
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelldokG)

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) [Z nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus weichem Anlass haben Sie sich geäußert?

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt]

In weicher Form haben Sie sich geäußert?

E per E-Mail

L per Brief

f6.
Haben Sie sich afs Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG)

E ja C nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentationzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThÜrBeteNdokG)

C ja C nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben,
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss

des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen,

Ort, Datum Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet



Formblati zur Dafenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentatfonsgesetzes

Jede natürliche oder Juristische Person, dis' sich mit einem schriftlichen BeiErag an oinem
Gesetzgobungsverfahren beteiligt , hat, • Ist nach dem . Thüringer
Betelligtentransparenzdokumentationsgesefz (ThUrBetefldokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Feider 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mlndestinformatlonen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBefeildokG In der Betelllgtentransparenzdokurnentafton
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thürlnäöc Landtags veröffentlfchf, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leseriich ausfüllen und zusammen mit der Stölfungnähme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder", Jugend- und famEHengerechfen sozialen Infrastruktut
fn den Landkreisen und krelsfrelen Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats
Gesetzsntwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
" Drucksache 7/6576"

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer Juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Ans-talt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
äffentllchen Rechts)?
;§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBetelldoKG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.)

^lame

-^Wiu öd- ^. S^^f^0^< ^
TJAA^ ,

Geschäfts- oder Dlenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisatlonsform

•i.V,

üe'müincle- UEK^ 8^^^hun^
TOkin<pn

i'uomwstü^w, i/t' u"ü^ im
"tot. (0361) ?, ?i0 (iO -. 0_
Fax (0361)? 20 50.50

•Jaben'Sle sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? .
§ 5 Abs. 1 Nr. 1, SThürBeteltdoKG)

Jame Vorname

] Geschäfts-oder Dlenstadresse D ' Wohnadresse

^nwete: Angabsn zur Wohnadresse sind nur erforderlfch, wenn keine andere Adresse benannt wird. Dis Wohnadresse

Ird In keinem Fall varöffentllcht.)

;traße, Hausnummer

ostleftzahl, Ort



3.
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§,5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetefldoRG) , ,

Haben Sie In Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

4. D befürwortet,
a abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungs bedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schrifttlchen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(g 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetsitdokG)

15.
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvortiaben
einzureichen?
(§ f^Abs. 1 Nr. 5 ThÜrBeteiidoKG)

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In solcher Form haben Sie sEch geäußert?

per E-Mail

D per Brief

f6,
Haben Sie sich als Anwalts kanzlel im Auftrag eines Auftraggebers m!i schriHIEchen Beiträgen
am G es efzgebungs verfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThÜrBetelldokG)

a nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber)



7.

Stimmen Ste einer Veröffentlichung ihres schrifflichen Beitrages In der
Beteilfgtentransparenzdokumenfationzu?
(§ 6 Abs. 1 Säte 2 ThürBetellctokG)

a Ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere Ech die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen In den mitgeteilten Daten werde Ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Geset^gebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datuip /

-75T-^~-7T7^_
Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Formblattzur Datenerhebung
nach § 5 Abs, 1 des Thüringer Beteitlgtentranspar&nzdokumentatlonsgesebes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schrlftiiöh^n Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, Ist nach dem Thüringer
BeteHigtentransparenzdoRumentatlonsgesetz (ThürBeteödoRG) verp'flichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall a!s verpflichtencie
M!'ndü$tlnformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeielldokG in der Beteitlgtentran^parenzdokumentstton
veröffentiiohl Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des

Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie .ihre Zustimmung hierzu erteilen.

BSttö gut leseriloh ausfüHen unc) zusQmmQn mit der Stelfungnahmä senden{

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert CTitel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gasete zur Sicherung der klnder-, Jugend- und famHlengereohlen sozialen Infrastruktur
In den Landkrelsen und krelsfrelen Städten sowte den Überrefllonalen Angeboten des Freistaats
Geselzentwurf der Fraktionen DIE UNKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- DruoKsache 7/6576 -

1.

2.

Haben Sie sich ais Vertreter einer Juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B, Verein, GmbH, AG, eingGtragene

Genossänschaft odor öffentliche Anstalt, Körperschaft des Öffentlichen, Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§5frt>s, 1 Nr. 1,2 Thüf8e1eSidol(e;Hlnw6i&: Wenn nsh, dann weiter mfl Frage 2. Wenr>|a, dann weiter mtl Frage 3.)

Name

f^^^c Ai^i^^W^^
pi^W. C^OT^i^
rr^'ier ;&/. kir^i^ hi)1<M
Seschäfts- oder Dienstadresse

Strafte, Hgusnummer (oder Postfach)

3o8Ueitz8hE,Ort

Organlsstionsform

^<$ypW</t\A^4 0\<^

kM-^ef^cL^

^\x^&AC5'o(

^ Off- ^rf^;
-^aben Sie sich als natüritchß Person geäußert, d. h, als Privatperson?
§ 5 Abs. 1 Nr, 1,2 ThürSöteildcAö)

Partie Vorname

3 Geschäfts-oder Dienstadresse a Wohnadresse

Hinwelä; Angaben zw Wohnadresse sind nur Brfofderlich, wenn Keine andsrö Adresse benannt wird. D)& Wohnadrossg
kffrd In kelnam Fall verötfenUicht.)

Straße, Hausnummer

'östleitzahl, Ort



13.
Was ist der Schwerpunkt Ihrer Inhaltiichen oder berunichan Tätigkeit?
(g 5Ab5.1 Nr, 3 ThürBeteJldokQ)

^^\ t^poli ?>d/vc. iK^f-e^-e^ ^ar-ftt^^

T^t^i l\'^A^ rk5<iu^l $Ä i/b^C t

Haben Sie In Ihrem $chriftlichen Beitrag die entworfenen Regefung^n insgesamt eher

"B" befürwortel,

D abgelehnt,
y ergänzungs" bzw. ändemngsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sfo kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schrifdlchen Beitrages zum
GösetzgebungsvBrfahren zusiannmenl
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBsfelidokG)

•£x?^r<Ja?l^ ^k(^K*^<^^^<'^^SUJ^UA^-^^^
^ofe^b(A^_ -{^ir oi<e^^^^^^ r'f^1roE'?^2?^

CTA&^ -£-^>i^5 ot^ ^^lu€-^w".L-S

"^^»^^-^^ £W^.^~1 - ' ^

:^^+^^^^to^^ü^^^%,i^+
[ \\\^^fd-€(}M\] •+ J>^C\\^\^ \W^) t-i^r%^rc^f^u^ tK-C

Wurden Sis vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(g 5 Abg. 1 Nr. 5 ThüfBelßildokG)

]Sf Ja (HlnweiB; weiter mit Fraga 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus wstchem Anfass haben Sie sich geöufteri?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

a per E-Maif

D per Brief

Haben Si^ sich als Anwaltskanzle) {m Auftrag glnes Auftraggebers mit schriftlichen BeSträgen
am Ges etzgebungs verfahren beteiligt?
{§ 6 At>s. 1 Nr. ß ThürBetelldokG)

u ja ^ nein (waitermit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben; Bitte bekennen Sie Ihren Auftraggeberl



7.

Stimmen Sfe einer Veröffentltchung ihres schriftHchon Beitrage? in der
B&telfigtenh'ansparenzdokumentatloniiu?
(§ S Abs. 1 Sate2TnürBet6ilctoKG}

y Ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und VolfständlgKeit der Angaben,
Änderungen In den mftgeteiHen Daten werde jch unvörzüglich und unaufgefordört bie zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfghrens mltEeilen.

Ort, Datum

Ww<i l?.0(.2o23

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Den Mitgliedern des

AfBJS

Thüringer
Z u s c

Landtag
hrift

7/2269

zu Drs. 7/6576

evangelische arbeitsgemeinschaft familie
Landesarbeitskrels Thüringen

Allerhelligenstraße 15a, 99084 Erfurt, Tel. ; 0361.7891112, eafThuerinffenOt-onllne.de

; Ute Birckner Weimar, den 12,01.2023

Thüringer Landtag ^y^ LANDTAG POST
AusschussfürBifdung,JugsndundSport 16.01 ,2023 07:24
Jürgen Fuchs Straße 1

99096 Erfurt

Stellungnahme
Gesetzentwurf zur Sicherung der kjnder-, Jugend" und

famlliengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkrelsen und kreisfrefen Städten sowie den

überregionalen Angeboten des Freistaates
-Dmc(<sache7/6576"

Sehr geehrte Damen und Herren/

Im Namen des Vorstandes des Landesarbeltskreises der Evangelischen Arbeitsgemelnschaft Familie (eaf)

Thüringen bedanke Ich mich bei dem Ausschuss für Bildung/ Jugend und Sport des Thüringer Landtages für
die Möglichkeit zur Stellungnahme zum o.g. Gesetzentwurf. Gerne nehme ich im Namen des Vorstandes

der eaf Thüringen die Gelegenheit schriftlich Stellung zu beziehen.

Grundsätzliches

Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft Familie (eaf Thüringen) ist der Familienverband der Evangelischen
Kirche !n Mitteldeutschland im Freistaat Thüringen mit der Aufgabe fam!l!enpolitische Interessen zu
vertreten.

Unser Famlllenverband vertritt in seiner famliienpolitlschen Arbeit auch die Interessen seiner

IVIitgliedseinrichtungen auf der Örtlichen und überörtjlchen Ebene der Familienförderung/ welche über das
ISZ oder die Thüringer LandesfamiJSenförderplanung gefördert werden,

Die eaf Thüringen ist Mitglied des Arbeitskreises Thüringer Familienorganisationen e,V. (AKF). Sie
unterstützt die Stellungnahme des AKF.

Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Anmerkungen zum vorliegenden Gesetzentwurf.

In Anlehnung an die Stellungnahme des AKF begrüßen wir ausdrücklich die gesetzliche Vsrankerung von
MlndestfÖrdersummen und die erforderliche Dynamisierung der beschriebenen Förderbereiche: • örtliche

Jugendförderung, • Schuisozlalarbelt, • überörtllche Maßnahmen derJugendarbelt im Rahmen des

Jugendförderplans und der • örtlichen Familienförderung/Landesprogramm soildarlsches Zusammenleben

der Generationen (LSZ). Damit ist die Planungssicherheit für Träger und Akteure gewährleistet, begonnene

Projekte und Maßnahmen können weiterentwickelt und verstetigt werden,

Als aktive MltgestaEterln bei der Fortschreibung des Thüringer Landesfamlilenförderplanes fordert die eaf
Thüringen, adäquat zum Titel dieses Gesetzes, die Aufnahme der Uberörtftchen FamflienfÖrderung In das

vorliegende Gesetz, Flankierend zum LSZ entwickelt/ bietet und fördert die überregionale Familien"

förderung im Rahmen der Landesfamilienförderplanung eine Vielzahl von Projekten und Maßnahmen für
spezifische Zielgruppen und unverzichtbare Handlungsfdderwle Z.B. d!e Famiiienerholung/ welche keine



Umsetzung im Rahmen der örtijchen Familienförderung/LSZ finden. Darüber hinaus fördert sie die

Koordination von Netzwerken der örtliche Ebene und d!e fachpolitlsche thürlngenweite Interessen"

Vertretung für Familien, Für die überörtliche Familienförderung/welche seit 2021 in der Form des

Landesfamilienförderplanes strukturiert ist/ für die Sicherstellung und Verstetigung deren Projekte und die
Weiterentwicklung von Maßnahmen In der.überreglonalen Famillenförderung, fordern wir die Aufnahme

dieses Förderbereiches in das vorliegende Gesetz und die Festschrelbung einer Mindestfördersumme samt

Dynamisierung im ThürFamFöSfG.

Die Richtlinie für die überörtliche Famillenförderung schreibt für verschiedenste Projekte und Verbände
seit 2020 eine Festbetragstlnanzierung vor, Die jeweiligen Summen wurden seitdem nicht angepasst. Eine

Dynamisierung Ist hier dringend erforderlich, Denn die Verbände und Einrichtungen kürzen inzwischen
aufgrund steigender Kosten den Stunde n umfang beim Personal/ um einen Ausgleich zu ermöglichen. Damit

Ist die Umsetzung der Aufgaben nicht mehr abgesichert und die Arbeit gefährdet, den zusätzlich
kontinuierlich steigenden Arbeitsanforderungen ist nicht mehr gerecht zu werden.

Die wiederholt zusätzliche Bereitstellung von Sondermlttein für die Familienerhoiung macht ebenfalls
Bedarfe deutlich und zeigt, dass die derzeitige Summe von 1.710.000 € für die Finanzierung des

LandesfamJl!enförderp!anes nicht ausreichend ist,

Ein neuer Landesfamilienförderpian ab 2024 soll FamHienerholungsprogramme stärker berücksichtigen. Die

eaf Thüringen würde es begrüßen/ wenn die notwendigen ,/Sonderprogramme" In die

Landesfamiiienförderplanung aufgenommen werden würden, sie müssten somit bei der Planung der

Mindestsumme Berücksichtigung finden. Darüber hinaus sollte die notwenige Weiterentwicklung des noch

jungen Landesfamilienförderplanes ermöglicht werden, dies wäre ebenfalls bei der Festsetzung einer

Mindestfördersumme zu berücksichtigen,

Zum LSZ;
Hinsichtlich des Landesprogramms soHdarisches Zusammenleben der Generationen (LSZ) schließen wir uns

dem AKF mit dem Hinweis an, dass für eine zukünftige Weiterentwicklung des LSZ die

Mindestfördersumme in notwendig angemessener Höhe angepasst werden muss. Ohne Erhöhung des

Titels wurde das Landesprogramm ThEKIZ in die Planung aufgenommen/ weitere Themen und Projekte

deren Aufnahme perspektivisch geplant ist (Gesundheit, AGATHE) müssen bei der Festschrejbung einer
bedarfsgerechten und angemessen Mlndestfördersumme auch berücksichtigt werden, Solche und ggf.

weitere Verlagerungen von Aufgaben ins das LSZ dürfen nicht zu einer indirekten Kürzung des Budgets

führen. Die prozesshafte Weiterentwicklung und Ausgestaltung des LSZ könnte nunmehrjetzt beginnen/da

a!!e Förderreglonen in Umsetzungsstufe 3 stehen und eine Integrierte Sozialpianung umsetzen. Mit

gieichbleibendem-Budget und steigenden Kosten fst es den Förderregtonen Jedoch oftmals kaum möglich/

mehr als eineBestandsförderungzu realisieren und das LSZweSterzuentwlckeln. Damit wäre der

Grundgedanke des LSZ ad absurdum geführt.
Damit Familien bedarfsgerechte Angebote in ihrem Lebensumfdd !n Anspruch nehmen können,

insbesondere !n bisher strukturarmen ländlichen Räumen/ bedarf es zukünftig einer Finanzierung/welche

innovative neue Projektansätze und Maßnahmen für Familien fördern kann.

Zur Anlage 3;
Wir unterstützen sehr die Aufnahme einer Dynamlsierungsklausel/ die in der Anhörung am Ende als

Fragestellung formuliert ist Die vorgeschlagene Form, den Betrag um den durch das für Finanzen

zuständige Ministerium vorgegebenen Betrag für die Berechnung der Personalausgaben der

landesbedlensteten, scheint eine einfache und pragmatlsche Lösung zu sein. Dies begrüßen wir

ausdrücklich.

2

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbfattzur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelllgtentransparenzdokumentattonsgesetces

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit elnem schriftliohen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben " soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürSeteildokO in der Betelligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den internetselten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leseflich ausfüflen und zusammön m!t dQt SteHungnahme sendQn!

:^ulwelph^TGese^ntwurf:hab^n)Sie;si^

Thüringer Gesetz zur Sicherung d^r kinder-i Jugend- und familiengerechten soziafen Infrastruktur
in den Landkrelsen und kreisfreien Städten sowie den überreglonalen Angeboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/OIE GRÜNEN
-Drucksache 7/6576-

w^

w^

:Ha^j^l9^cb:^s^y^(^t9r$inerjürisUä^^rt'Pe^
A^ln!sunginatürlioheFl3ersonenIoä?S^
SenossensGl^ft^ehSffenä
•öffentliohen^Rechts)!?^^^.^;^^;;^
.(g;5Ab6;^Nr^^2ThÜrß6l^Edc^G;:Hlrwe|5^\^

Name

Thüringischer Landkreistag

Geschäfts- oder Dlenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Htiüeh!Qle:si<?ti,al9^natürlicheiPersoh;geäMßert,^
(§^Aüs^:N^;i,2TtiÜrB6t9lldökG};f^^,^

Namö

Organisatlonsform

e.V.

Richard-Breslau-Str. 13

99094 Erfurt

l^h^lä Privatperson?;' ^ , ^ ^:;:i 7v^;:^

Vorname

a Geschäfts" oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angab'en zurWohnsdresse sind nur erforderlich, wenn Kölns andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Ffll! veröffentlicht.)

Strafe, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



|3,:
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen ^
(§,5Abs. 1:Nr.3Thü^8teS|dokO) : , -: ^ :.- '":•.:'::":: •;•;..',' .':... -. : : :-

Kommunaler Spttzenverband §§ 126,127 ThürKO, Art. 91 Abs. 4 ThürVerf

Halben:Sie;in,ltirem schriftlichen Beitrag die entworfenen-Regelungen.insgesamt ^h^r

!4> a befürwortet.
0 abgelehnt,
0 ergänzungs" bzw. ändern ngsbedürftlg eingeschätzt?

Bitto fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kern aus sage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusatnmenl
(§ 5 Ab3.1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

16.

B&wertung des Gesetzentwurfs aus Preislicher PerspeRtive

.Wurden Sie von der l^andesregierung gebeten, einen schriftliohen Beitrag wm
QesebgebungsvorhabenNnzureichen? , ^'::; / : "'Y. '''•'''

(g6Abs.1Nr.-6ThürBetel|do?),::::;: : ;: ;

X ja (Hinweis: weit&r mit Frage 6) U nein

Wenn 8!e die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

16.

D, perE-Maif

X per Brief

Haben.Sie.sich als Anwattekanzleilm Auftrag eänes Auftraggebers-mit schriftlichen Beiträgen.
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? ^::' :;y\ : : ::: : ; ^. ^/ '.' :^
(§ 5,Al>M Nr. 6Thtirßöt9iypkG);: . :::; •"•';'.:.:..• 1 .. ,^';'-:1;::1 -::.'" :1 ."; •:.'.:;",••;'•'• ••".'•' •'•••/;•

n ja |X nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Ste die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7,.:

Stimmen^Sfe^iner Veröffentlichung-1 hres.schrjftlicbori Beitrages-jri'^er
Betejtlgtentransparenzdokumentätiona^? ;^ ^; : -: ^;::,::
,(^6Ab?,^S9t?2TtiyrBete^okO),^ :. ..^. ::^-: :. .\; ::^ ;; .'.': ••".':: ..•: ;,V

n Ja x nein

Mit msiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mftgeteiiten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

;:Ort,iDatymj^^',^.^l-:: 'y,^:::^ :-\-i' ^ '-:':

Erfurt, 13:1.2022
Untersc ft--r*'s : • , ;; ' j

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 6 Abs. 1 des Thüringer Beteiiigtentransparenzdokumenfationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schrifföchen Beitrag an einötn
G esetzgebungs verfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
BeteiligtentransparenzdoRumentationsgesetz (ThürBetelldokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben " soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die informationen der folgenden Felder I bis 6 werden \\\ jedem Fall .als verpflichtende
Mindostinformationen gemäß § 5 Abs, 1 ThürBetetldökG in der Beteiligtentransparenzdokumentatfon

veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserffch ausfüllen und zusammen mtt der SteHungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thür. Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend" und famdiengerechfen soz.ialen Infrastruktur, D
sa

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürifoher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentiichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ ß Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Fraga 3.)

Name

Landesjugendhiifeausschuss UA TH

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Ausschuss

Geschäftsstelle beim TMBJS

Werner-Seeienbinder"Str,7

99096 Erfurt

Haben Sie steh als natürliche Person geäußert, d. h, als Privatperson?
(§ ß Abs. 1 Nr, 1,2 ThürBeteildoKG)

Name Vorname

i'. Geschäfts- oder Dienstadresse U Wohnadresse

(Hfnwels: Angaben zur WohnactressB sind nur erforderlictii wenn Keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadrease
wird in keinem Fall veröffentffcht,}

Straße, Hausnumrmer

Postleitzahl, Ort



3.

4.

5.

3,

Was ist der Schwerpunkt Ihrer fnhaltttchen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 6A(3&. 1 Nr. 3 ThÜrBetelidokCä)

LJHA ist Teil des Landesjugendamtes und nimmt Aufgaben des üö Trägers der
Jugendhiife wahr, vgl. § 7 ThürKJHAG, Er befasst sich insbes. mit Problemlagen junger
Menschen und deren Familien,

Haben Sie In Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

t"s befürwortet,

f t abgelehnt,
i; ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen eeltragos zuin
3esel2gebungsverfahren zusammen!

[§ 6 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeEeiSdokG)

Das Qesetzesvorhsiben wird durch den Ausschuss in allen ^u ändernden Vorschriften
unterstützt.
Die Einführung einer Dynamisierungsklausel wird begrüßt, um zu vermeiden, dass bei
gleichbleibender finanzieller Ausstattung der Aufgaben und steigenden Kosten keine de
FactoO KÜrzungen der Mittel eintreten.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgobungsvorhaben

älnzurelchen?
:g 5 Abs. 1 Nr. s ThürBelelldokG)

>< ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) U nein

Afenn Sie die Frage Ö verneint haben; Aus welchem Anlgss haben Sie sich geäußert?

pie Beteiligten haben keine Information tibermittelt]

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

x per E-Mall

l per Brief

-laben Sie sich als Anwaltskanziei im Auftrag elnes Auftraggebers fnit schriftlichen Beiträgen
m Gesetzgebungsverfahren beteiiigt?
§ 6 Abs. 1 Nr. 8 ThürBetelldokO)

ja K nein (v/eUor mit Frage?)

Wenn Sie äi& Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl

Die Beteiligten haben keine Information übormittelt.]



7,

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftliohen Beitrages in der
Beteittgtentransparonzdokumentationzu?
(§ 5 Aus. 1 Satz 2 ThÜrBetoifdokG)

i>< Ja 11 nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben,
Änderungen In den mitgeteilten Daten werde Ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Absohluss
des Gesotzgebungsverfahrens mitteilen,

Ort, Datum Unterschrift

Erfurt 13. Januar 2022

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet



Freistaat
Thüringen

Ministerium
für Bildung,
Jugend und Sport

Landesjugendamt
Geschäftsstelle Landesjugönd-
hllfeausschuss

Thüringer Ministerium füf Bitdung, Jugend und Sport
Posifach 90 04 63 • 99107 EffUfl

Thüringer Landtag
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport
Jürgen-Fuchs-Str, 1

99096 Erfurt
- per E-IVIail - Thüringer Landtag

Zuschrift
7/2271

zu Drs. 7/6576

IhreAnsprechpartnerln

Du re hwa hi
Telefon+49 361 67 3411-281
Telefax+49 361 '573411-830

Mail
Geschaefts-

stelte.LJHA@tmbjs.thueringen.d8

Ihr Zeichen

IhreNachrichtvom

ThüringerGesetezurSicherungderkinder-j'ugend-undfamiliengerech-
ten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten so-
wie den überregionalen Angeboten des Freistaats (Gesefzesentwurf der
Fraktionen DIE LINKE, derSPD und BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN ~ Druck"
sache 7/6576)
hier; Stellungnahme LJHA

Unser Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)

Erfurt,
13,Januar2023

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

Sie haben den Landesjugendhilfeausschuss eingeladen, zur o.g. Drucksa-
ehe Stellung zu nehmen. Dieser komme ich unter Organvorbehalf gerne
nach.

Zu Art. 1 und 2

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die im Landeshaushalt
2023 beschlossenen Förderhöhen gesetzlich a!s jährliche Mindestförderung
zu verstetlgen. Damit soll sichergestellt werden, dass

die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer ei-
genen Haushaltsaufstellung und Planungsverantwortung von einer
gesetzlich normierten Mindesthöhe ausgehen können.

der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe zumindest einen
Tei! der im Landesjugendförderplan ausgewiesenen finanziellen Be-
darfsfeststellungen und Maßnahmenabieitungen gewährleisten kann,

Zugleich können auf dieser Basis die Träger der freien Jugendhitfe länger-
fristig planen.

Vorsitzender
LanciesJugerKfhllfeausschuss

Landasjugendrlng Thüringen s, V.
Johann9sstraße18
9908-) Erfurt
Telefon +49(0361)5767036
Telefax +49(0361)6767015
E-MaK post@l|rt-onlfne,de

Thüringer Ministerium
für Bildung,Jugsnd
und Sport
Werner-SeBtenblndar-Slr, 7
99096 Erfurt

www,(huef)ngen,de/th2

E-Mall-Acffessen dienen Im TMBJS
nur dem Empfang einfacher Mittdlun-
gen ohne Signatur und/oder Vsr-
schtüsselung, •



Die im Gesetzentwurf enthaltenen Mindesthöhensind an einer Bedarfsein"
Schätzung 2023 (örtliche Ebene) und an der finanziellen Bedarfsfeststellung
des Landesjugencfförderplanes 2023 (bis Priorität 14) orientiert

Dies wird ausdrücklich unterstützt, zumal dadurch deutlich wird, dass das
Land sowohl die soziale kommunaie Infrastruktur nachhaltig stärken als auch
die überörtiiche Jugendarbeit in eigener pflichtiger Zuständigkeit sichern will,

Ergänzend zu Artikel 2 wird vorgetragen, fürdie überörtiiche FamilEenförde-
rung eine analoge Regelung gesetziich zu verankern, um die FamElienförde-
rung in Thüringen in der Gesamtheit ptanungssicherer zu gestalten.

ZurAnlage3

Aus dem Pfenumsprotokoll ist zu entnehmen, dass zur Einführung einer Dy-
namisierungskEausel noch grundlegender Diskussionsbedarf ihrerseits be-
steht.

Hierzu wird folgendes vorgetragen:

Die Einführung einer Mindesthöhe sichert zwar ab; beachtet jedoch nicht
Kostenentwicktungen des nächsten Jahres. Insofern würde eine glejchblei-
bende Höhe zu einer Kürzung führen, sofern nicht der örtliche Träger der öf-
fentiichen Jugendhilfe diese eingetretene Kürzung kompensiert.

Wie sieht die rechtliche Einordnung aus:

Örtliche Jugendförderung

Die in §15bThürKJHAG gesetzte Normierung begründet sich aus §82 Abs.
2 SGB VIII, welcher dem Land vorschreibt, „auf einen gleichmäßigen Ausbau
der Einrichtungen und Angebote hinzuwirken und die Jugendämter... bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen".

Bereits mit der Einführung des Programmes (damalig noch Jugendpau-
schale) wurde zwischen den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe vereinbart,
dass der Anteil des Landes auf 60 % festgesetzt wird. Die örtlichen Träger
der öffentlichen Jugendhiife müssen mindestens 40 % zur Verfügung stellen.

Bei Fortschreibung dieser Vereinbarung und des sich etablierten Finanzie-
rungssystems ist es dringend geboten, die Kostenentwicklungen bei der
Haushaltsaufstellung des folgenden Jahres einzupreisen.
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Schulsozialarbeit

§ 19a ThürKJHAG muss historisch eingeordnetwerden, da dieser sich aus
einem durch die Landesregierung aufgelegten Landesprogramm „Schufbe-
zogene Jugendsozialarbeit" letztlich gesetzlich begründet. Die Auflage des
Landesprogrammes begründete sich aus §§ 82 Abs. 1 SGB VIII (Anregung
und Förderung der Weiterentwicklung der Jugendhitfe), 81 Abs,4SGBVili
l.V.m. § 14 Abs. 4 ThürKJHAG, Sie kann als Voilfinanzierung äämtlicher zu-
wendungsfähiger Ausgaben bewilligt werden.

Mit Änderung des ThürKJHAG vom 27.03,2019 wurdedieSchulsozialarbeit
unter Bezug auf §15 SGB VI II (Landesrechtsvorbehalt) als Pfijchtleistung für
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgeschrieben. Dies ge-
schah noch vor der Einführung des § 13a (Schuisozialarbeit) im SGB V!![
('tO.Juni202l).

Mit der gesetzlichen FestschreEbung ist nunmehr festgelegt, dass der örtliche
Träger der öffentlichen Jugendhilfe in der Jugendhiifeplanung ein angemes-
senes Angebot für Schuisoziaiarbeit berücksichtigen soll. Deshalb ist es
auch in diesem Feiet dringend geboten, insbesondere die tariflichen EntwEck-
Sungen der Personalkosten jährlich zu beachten.

Landesjugendförderpian

Basierend auf §§ 85, 79, 80 SGB VIII in Verbindung mit § 18 ThürKJHAG
ergibt sich ein Planungsauftrag für den überörtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe in seinem pflichtigenZuständigkeitsbereich. Nach § 16 Abs. 2
Satz 3 und 4 ThürKJHAG sind in den LJFP auch die Rangfoige der genann-
ten Maßnahmen und die voraussichtlichen Kosten aufzunehmen. Die Förde"
rung erfolgt gemäß § 1 8 Abs, 2 ThürKJHAG nach Maßgabe des Landes"
haushakes,

Es istfestzustelien, dass zwischen der Bedarfsfeststellungdes Landesju-
gendförderplanes und den durch den Landtag bereitgesteilten Mitteln bereits
in 2023 eine Diskrepanz besteht

Jahr
2023

Bedarfsfeststellung in €
5.478.97l

Landeshaushaitin€
-48Ö9.0ÖÖ

Differenz in €
669.973

Mit der Verabschiedung des Landeshaushaltes hat sich der Landesgesetz-
geber dafür entschieden, finanzielle Mittel bis zur Priorität 14 (insgesamt: 26)
bereitzustel!en,
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Da der Landesjugendförderplan vorsieht, auch komrriende Tarifentwicklun-
gen förderlich zu beachten, ergibt sich folgende pianerische finanzielle Ent-
wicklung bis zur Priorität 1 4 allein im Jahr 2024, die in der Bedarfsfeststel-
lungausgewiesen ist:

Jahr
2023-
2024"

BedarfsfeststeHung in €
4.809.000 •

-^Ö34;576--

Mehrbedarf in € zum Vorjahr

255.576

Die überörUichen Träger der freien Jugendhiffe brauchen PJanungssicher"
heit. Hierzu Ist Veriässiichkeit auf Politik grundlegend, Wenn mit Verweis auf
den Landesjugendförderplan der Haushaltsgesetzgeberso entschieden hat,
so steht er auch in Verantwortung, die damit im Zusammenhang stehende
förderliche Entwicklung zu sichern. Sofern im Landeshaushalt 2024 die Min-
destförderung der Höhe nach gleich zu 20^3 veranschlagt wird, könnte u.a.
das breit akzeptierte Programm „Aus- und Fortbildung von Jugendleiterinnen
und Jugendieitern kostenfrei gestaiten" nicht fortgeführt werden.

FamilienfÖrderung

Die vorgeschlagene Erhöhung der Jährlichen Mindestfördersumme stellt eine
klare Verbesserung zur jetzigen Regelung dar, Die bisherige Umsetzung des
Landesprogramms „Solidarisches Zusammenleben der Generationen" (LSZ)
wird insbesondere durch die sich jährlich ändernden Fördersummen an einer
Stabiiisierung und Weiterentwicklung gehindert. Die bisherige gesetzliche
Regelung hat einerseits Auswirkungen auf die kommunale Haushaltspia-
nung, die bisher nur den Eigenmittelanteil an der gesetzlich gesicherten
Summe von 10 Mio. EUR im Umfang von 30 % bereitstelit. Andererseits hält
sich auch die LSZ-Ptanung bei der initiierung von neuen, kostenintensiven
Projekten zurück, weil die Förderung solcher Projekte überjährig bisher nicht
gesichert ist.

Zu betonen Est aber auch, dass die im Gesetzentwurf benannte Summe von
14,42 Mio, EUR nicht den tatsächlichen Bedarf an FördermittelnfürdasLan-
desprogrammumfasst. Dieser Bedarf wird auf jährlich ca. ISMJo.EURge-
schätzt. Mit dieser Fördersumme könnten vor allem auch kostenintensive
Projekte im Bereich Pflege und Gesundheit flächendeckend initiiert werden.

Die Summe von 14,42 Mio. EUR leitet sich vom !ST-Stand der Bewilligungen
für das Jahr 2021 und 2022 ab. Die Umsetzung des LSZ im Jahr 2021 war
jedoch stark beeinflusst durch die Corona-Beschränkungen. Im Jahr 2022
hat insbesondere die sehr späte Verabschiedung des Landeshaushalts zur
Zurückhaltung bei Förderanträgen geführt. Zudem war die MehrheEtder Ge-
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bietskörperschaften bei Verabschiedung des Landeshaushalts und dem Ab"
schluss der Verhandlungen zu den globalen Minderausgaben nicht mehr f!e-
xibe! in der Bereitstellung höherer kommunaler Elgenmittel.

Insgesamt wird das Programm sehr gut von den Landkreisen und Rreisfreien
Städten angenommen und umgesetzt, weshalb damit gerechnet werden
kann, dass diese bei der Erhöhung der gesetzlichen MEndesifördersumme
ihre eingepianten Eigenmittel ebenfalls erhöhen.
Aus dem Vorgetragenen wird deutlich, dass die Aufnahme einer Dynamisie-
rungsklausel aus und in Verantwortung des Landes geboten ist.

Der möglichen ergänzenden Formulierung in Artikel 1 und 2 des Gesetzent-
wurfes kann dem Grunde nach zugestimmt werden. Es wird empfohlen zu
prüfen, wie sachliche Kosten (Preissteigerung etc.) bertjcksichtigt werden
können.

Mit der Aufnahme dieser DynamisJerungsklausel würde der Landesgesetz-
geber deutlich machen, dass Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, Schulso-
zialarbeit und Arbeit mit Familien eine systemische infrastruktur darstellen,
die nicht jährlich im Zuge von Haushaltsverhandlungen hinsichtlich der damit
verbundenen Kostenentwickiungen (Tarifentwicklungen, Preissteigerungen
etc.) zur Diskussion stehen. Insofern würden diese wichtigen Arbeitsfeider
anderen vergleichbaren Arbeitsfeldem gleichgestelit.

Mit freundlichen Grüßen

Vorsitzender des LandesjugendhEifeausschusses
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Anlage 4

Formbtatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelltgfentransparenzdokumentatlonsgesetees

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem

Gesetzgebungsverfahren befeil!gt hat, ist nach dem Thüringer
Betelligtentransparenzdokumentationsgesete (ThürBeteitdokG) verptilchtetr die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend ~ zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mlndestlnformatlonen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG fn der BefeiligtentransparenzdokumQntatJon

veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intemetseften des
Thürinäer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut ieserHch ausfüllen und zusammen mft der Steftwgnahme senden!

Zu weichem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesete zur Sicherung der kfnder", Jugend- und famfliengerechten sozialen Infrastruktui
in den Landkreisen und krelsfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen D(E LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/D8E GRÜNEN
~ Drucksache 7/6576"

t.

>

Haben Sie sich als VQrtretsr einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

3enossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des ölfentilchen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2Thüri3steI!dokQ; Hlnwsts: Wenn nein, dann weiter mtt Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

^ame

Familienbund der Katholiken Im Bistum
Erfurt und im Freistaat Thüringen e.V.

Geschäfts- oder Dienstadresse

itraße, Hausnummer (oder Postfach)

'ostleltzahl, Ort

Organisationsform

eingetragener Verein

Farbengasse 2

99084 Erfurt

laben Sie sfch als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
t5Abs, 1 Nr. 1, ZTharßetelldoRG)

lame /orname

i Geschäfts- oder Dienstadrssse D Wohnadresse

tinwels: Angaban znrWohnadresse sind nur erfordsrilch, wonn keine Eitidsre Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
;rd in keinem Fall veröffentlicht,}

traße, Hausnummer

astleitzahi, Ort



3.

A.

5.

3,

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. SThQrBatelkJokG)

Familie npolitische Interessenvertretung und familienpolitischer Fachverband

Haben Sie In Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher

B . befürwortet,

D abgelehnt,
0 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte, fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriRIEchen Beitrages zum
Sesetzgebungsverfahren zusammenl

;§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThOrBetefSdokQ)

Wir unterstützen die gesetzliche Verankerung und Erhöhung der
Mindestfördersummen für die soziale Infrastruktur fn Thüringen sowie deren

Dynamfsjerung. Wir fordern darüber Hinaus die gesetzlich festgeschriebenen
Mindestförderung der überregionalen FamJlientörderung.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schrtftilchen Beitrag zum Gesetegebungsvorhaben
einzureichen?
g 5 Abs. 1 Nr. 5Thör?BteildokG)

3 ja (Hinweis: weiter mit Frago 6) a nein

Venn Sie dje Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

l per E-Mail

] per Brief

faben Ste sich als Anwaltskanzlef i(n Auftrag eines Auftraggebers mit 8chr?ftllchen Beiträgen
m Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
» 5Abs. 1 Nr, S ThÖrBeteildokGJ

l Ja S3 nein (weiter mit Frage 7)

\l6nn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



|7.
Stiriirri.eh Sie einer V.eroff^ntlfchung Ih'res schrrftll^hen Beitrages In der

BetieijigtenfrnhspL£irenzdö{<;umetität|opzu?
(§ 5 Atis; T Satz 2 fhÖrßßtetldokG}

ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgstellten Daten werde ich unverzOglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Ges efzgebungs Verfahrens mitteilen. ' ' .

Ort, Datum Unterschrift

Erfurt, 16.01.2023

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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LU ManIMIIMMI  

THUR. LANDTAG POST 
16.01.2023 13:01 

495 202 
Familienbund 
der Katholiken 

Familienbund der Katholiken • Herrmannsplalz 9 • 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Familienbund der Katholiken 
im Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen e.V. 

Sitz: Farbengasse 2 • 99084 Erfurt 

E-Mail: Info@familienbund-erfurt.de  

Internet: www.familienbund-erfurt.de  

Datum: Montag, 16. Februar 2023 

Familienbund der Katholiken 
im Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen e.V. 

  
 

 

Sitz: Farbengasse 2 • 99084 Erfurt 
Anschrift: Herrmannsplatz 9 • 99084 Erfurt 

Telefon: 0361 6572 380 • Fax: 0361 6572 347 
Mail: irifo(Vamilienbund-erfurt,de  
URL: www.familienbund-erfurt.de  

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familiengerechten 
sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen 
Angeboten des Freistaates 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Familienbund der Katholiken im Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen e.V. dankt für die 

Möglichkeit, eine Stellungnahme zum o.g. Gesetzentwurf abgeben zu dürfen und kommt Ihrer Bitte 

hiermit nach. 

Die langfristige Ausrichtung der Förderung der sozialen Infrastruktur in Thüringen, die im Rahmen der 

Begründung des Gesetzvorhabens angesprochen und mit der Umsetzung des Gesetzes realisiert 

werden soll, ist zu begrüßen. Die Festschreibung der Förderhöhen im Gesetz sichert 

Planungssicherheit für die Träger, sollte aber um weitere Förderbereiche erweitert werden. 

Die vorgeschlagene Lösung durch die Festschreibung der Mindesthöhe der jährlichen Fördersummen 

der Förderbereiche örtliche Jugendförderung, Schulsozialarbeit, überörtliche Maßnahmen der 

Jugendarbeit sowie der örtlichen Familienförderung im Kontext des "Landesprogramms Solidarisches 

Zusammenleben der Generationen" sowie deren Dynamisierung (Frage Anlage 3) im Gesetzestext hilft 

den Verbänden und Maßnahmen in der langfristigen Sicherung ihrer Arbeit. Eine Verstetigung 

ermöglicht den Kommunen eine langfristige Planung im Besonderen im Rahmen kommunaler 

Familienförderpläne. Wir erkennen jedoch an, dass die Dynamisierung aufgrund der derzeit oft 

immensen Steigerungen bei Maßnahmekosten möglicherweise nicht ausreichend abgedeckt sein wird. 

Eine Überprüfung der im Gesetz festgeschriebenen Summen und des Modus der geplanten 

Dynamisierung wird daher notwendig sein. 



Familienbund 
der Katholiken 

Im Gegensatz zu den überörtlichen Maßnahmen der Jugendarbeit, ist die Festschreibung der 

überregionale Familienförderung bedauerlicherweise nicht Teil des Gesetzesvorhabens. Dies erschwert 

die dringend erforderliche Verstetigung und Dynamisierung der Förderung für die vielfältigen 

Maßnahmen, Einrichtungen und Verbände im Bereich der überregionalen Familienförderung. Die 

Festbetragsfinanzierung aus dem Jahr 2020 wurde bisher nicht angepasst, wodurch die steigenden 

Kosten bisher über die Anpassung des Stundenumfangs bei den Angestellten ausgeglichen werden 

mussten. Dies wirkt sich auf die Arbeit der Verbände aus. 

Wir fordern daher die Festschreibung einer Mindestförderung und Dynamisierung der Projekte im 

Familienförderplan, parallel zu den anderen im Gesetzentwurf genannten Förderbereichen. 

Neben der notwendigen Festschreibung und Erhöhung der überörtlichen Familienförderung ist auch 

eine Berücksichtigung der überregionalen Familienerholung und die finanzielle Abbildung der aktuell 

geplanten Sondermittel im Landesfamilienförderplan erforderlich. Im Landesprogramm "Solidarisches 

Zusammenleben" müssen zusätzliche Aufgaben, wie beispielsweise das Sonderprogramm "ThEKIZ", 

finanziell abgebildet und inhaltliche Weiterentwicklungen des Programms finanziell ermöglicht 

werden. 

Die Aufnahme der Dynamisierungsklauset in Anlage 3 wird befürwortet. 

In der Anhörung sollten, neben den im Verteiler genannten Teilnehmern, auch alle Mitglieder des 

Landesfamilienrates beteiligt werden. 

Für den Familienbund der Katholiken 

 

Familienbund der Katholiken 
im Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen e.V. 

  
 

3155 

Sitz: Farbengasse 2 • 99084 Erfurt 
Anschrift: Herrmannsplatz 9 • 99084 Erfurt 

Telefon: 0361 6572 380 • Fax: 0361 6572 347 
Mail: infoefamilienbunci-erfurt.cle  
URL: www.familienbund-erfurt.de   
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Formbiatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer BeteiligtentransparBnzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristisctie Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem

Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, • ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokunrientationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend " zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in Jedem Fal! als verpfiichtende
Mindest! nformationen gemäß g 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation

veröffentlicht Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentiicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteiien,

Bitte gut leseriich ausfüllen und zusammen mit der SteffungnQhme senden!

Zu weichem Gesetzentwurf haben Sie sich schrifttsch geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder", Jugend" und familien gerechte n soziaien Infrastruktur
in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE UNKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DfE GRÜNEN
- Drucksache 7/6576"

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. a!s Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des Öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§5Abs. 1 Nr. 1,2ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2, Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name • .1

Y^ba^cl Qf/eiwiwh^ic^
^uHe-j a • 2^ 6^^ ^
Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

e Z

^clvC-^HS-^. 3S~

cffs^ e^o
Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, ü. h. als Privatperson?
[§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2-ThürBeteiidokG)

Name Vorname

a Geschäfts" oder Dienstadresse D Wohnadresse

^Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
vicd in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

^ostleitzah!, Ort



2.

3.

^.

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert; d. h. als Privatperson?
[§SAbs.lNU,2ThurBetBiiäöKG] - .

Name Vorname

D Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse

Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erfordertich, wenn keine anders Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
vfrd in keinem Fall veröffsntticht.)

Straße/ Hausnummer

:>ostieitzahL Ort

Vas Ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruf lichen'Tätigkeit?
§ 5 Abs-1 Nr. 3 ThürBeteMokG)

~U}^^+u^^.ipyio^^p^'C^ •fif^iw^ )ff//(wF
^7/fh^^'y ^ 7~^Ü7/^^H /wbesoho/w (^n4 ^^oy^ ^
öbk/07^/^ ' MO'/?W€>^P^M 7€??(^// a^/^€>/<°ö ~ C/, ^W^^P^
laben Sie in Etirem schriftiichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

befürwortet)

] abgelehnt,

ergänzungs- bzw. änderungs bedürftig eingeschätzt?

titte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kemaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
iesetzgebungsverfahren zusammen!
; 5 Aus. 1 Nr.4ThürBeteildokG)

- n^paeeu^Q c/^ ^b^/i^f^

1 CP/HQ[^IS/(OU^
^J



5.

3.

T

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftiichen Beitrag zum Gesefzgebungsvorhaben
einzureichen? . .
;§SAbs.1Nr.5ThürBeteI!dokG) . .

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6} 0 nein

/Venn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlas's haben Sie sich geäußert? . .

n weicher Form haben Sie sich geäußert?

^ . per E-MaiI

per Brief

•laben Sie.sich als Anwalts kanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit scliriftlichen Beiträgen
im Gesetzgebungsverfahren. beteiligt?
? 5 Abs. 1 Nr. 6 ThörBeteiIdokG)

l ja nein (weiter mit Frage 7) -

Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

;t1mmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages, in der
.eteifigtentransparQnzdokumentatlonzu?
i 5 Abs. 1 Satz:2ThürBeteildokG)

r ja 3 nein,

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit. und Vollständigkeit der Angaben.

Änderungen in den mitgeteiiten Daten werde ich unverzügiich und unaufgefordert bis zum Abschiuss

des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum Unterschrift

G^QI 43.0^.202S_ _Vert>.3nria!!p.i(ifiü:teh£5Qcler^lüttß'r..und..Väiet..

Lan^sverband Thüringen e.V.
Zsch^ichernstraße 35 - 07545 Gera

Tel.: 0365/5519674-Fax: 0365 ,5519676
"-Miil' vamv.thueringen(g)t-cT1'

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Verband Alleinerzlehender Mütter und Väter
Landesverband Thüringen e.Vi
Zschochernstraße 35 07545 Gera

VAMV Thürlngen;f<Zschochemstraße 35*07545 Gera

Thüringer Landtag

Ausschuss für Bildung/ Jugend und Sport
JÜrgen-Fuchs-Straße l

99096 Erfurt -fHü'R, L

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/2294

zu Drs. 7/6576

13, Januar 2023

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der klnder-, Jugend" und famlliengerechten
sozialen Infrastruktur in den Landkrelsen und kreisfreten Städten sowie den überregionaien
Angeboten des Freistaates

Sehr geehrte Damen und Herren/

DerVAMV Landesverbandes Thrüfngen e.V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme

zum o.g. Gesetzentwurf. Wir begrüßen grundsätzlich die Festschreibung von
Mlndestfördersummen und eine Dynamisierung der vier Förderberetche (örtliche
JugendfÖrderung, Schulsoziaiarbeit/ überörtfiche Maßnahmen derJugendarbelt im Rahmen des
Jugendförderpianes und der örtlichen Famiiienförderung ("Landesprogramm Solidarisches
Zusammenleben der Generationen")}. Durch die gesetzliche Verankerung von
MindestfÖrdersummenwird Planungssicherheit für die beteiligten Träger gewonnen. Angebote
und Projekte können damit verstetigt und gesichert werden.

Leider Ist im Gesetzesentwurf - anders als der Titel des Entwurfes suggeriert ~ die überörtliche
Familienförderung im Rahmen des Landesfamifienförderpianes nicht von dieser
Gesetzesänderung umfasst. Im LandesfamliienfÖrderplan sind wie Im Landesjugendförderplan
eine Vielzahl von Projekten, Maßnahmen und Verbänden beplant/ die ebenfalls eine
unverzichtbare Arbeit konkret in den Feldern der FamiiienbJidung/ Familienerhofung,
Famiiienberatung und der famiilenpofitischen interessensvertretung jeweiis überregional
leisten. Auch für dieses Feld, dass erst seit dem Jahr 2021 in der Form des
Landesfamllienförderplanes strukturiert Ist, fordern wir sehr deutlich auch die Festschreibung
einer MlndestfÖrdersumme samt Dynamisierung in diesem Gesetz für die überörtliche
FamilfenfÖrderung im Rahmen des LandesfamJlienförderplanes/ da auch hier die
Planungssicherheit benötigt wird.

Wir unterstützen sehr die Aufnahme einer Dynamfslerungsklausel, die in derAnhörung am Ende

als Fragestellung formuliert ist. Die vorgeschlagene Form/ den Betrag um den durch das für
Finanzen zuständige Ministerium vorgegebenen Betrag für die Berechnung der
Personalausgaben der Landesbedfensteten zu erhöhen/ scheint eine einfache und pragmatische
Lösung zu sein. Diese begrüßen wir au$drückljch,



Verband Allelnerzlehender EVtütter und Väter
landesverband Thüringen e.v,
Zschochernstraße 3S 07545 Gera

Zum Landesprogramm soltdarisches Zusammenleben

Hinsichtlich des Landesprogramms softdarisches Zusammenleben (LSZ) möchten wir darauf
hinweisen/dass dieses zukünftig in der Höhe angepasst werden muss/ denn dort Ist bspw, ohne
Erhöhung des Titels das Sonderprogramm ThEKiZ eingebunden worden. Zudem sind inzwischen

im Sinne dieses Förderprogramms alle Kommunen nicht mehr in Stufe eins/ sondern haben sich
weiterentw!cf<elt und kommen dem Ziei des Programmes/ der beteitijgungsorientierten
Ermittlung der Bedarfe und der darauf basierenden Integrierten .Sozialplanung nach. Mit
gleichbleibendem Budget und steigenden Kosten ist es den Kommunen oftmals kaum möglich/
mehr als eine Bestandsförderung zu realisieren und das LSZ weiterzuentwickeln. Damit wäre
der Grundgedanke des LSZ/ Vorortbedarfe zeitnah bedienen zu können" ad absurdum geführt.

Darüber hinaus sei perspektivisch geplant das Programm AGATHE zukünftig ebenso unter das
Dach des LSZ aufzunehmen. Solche und'ggf. weitere Veriagerungen von Aufgaben in das LSZ
dürfen nicht zu einer indirekten Kürzung des Budgets führen.

Zur überörtllchen FamilienfÖrderung

Die Richtlinien für die überörtliche Famiiienförderung schreiben für verschiedenste Projekte
und Verbände seit 2020 eine Festbetragsfinanzierung vor. Die Jeweiligen Summen wurden
seitdem nicht angepasst, Eine Dynamlsterung ist hier dringend nötig. Denn die Verbände und
Einrichtungen kürzen bisher aufgrund steigender Kosten den Stundenumfang beim Personal,
um einen Ausgleich zu ermöglichen. Das wiederum mindert die Zeit/ die für die Beratung
unserer Familien nicht zur Verfügung steht.

Die wiederholt notwendige zusätzliche Bereitstellung von Sondermitteln Z.B, für die

Famiiienerholung macht ebenfalls deutfich/ dass die derzeitige Summe von 1.710.000 € für die

Finanzierung des Landesfamilienförderplanes nicht ausreichend ist. Ein neuer
LandesfamilienfÖrderplan ab 2024 sollte Famillenerholungsprogramme stärker

berücksichtigen.

Aus unserer Sicht ist es notwendig/ diese „Sonderprogramme// im Landesfamilienförderplan
abzubilden und bei den Mindestsummen zu berücksichtigen. Wir gehen davon das die im
Entwurf beschriebene Dynamisierung an die Einrichtungen und Verbände weitergereicht wird

(zeitnajif Richtlinienanpassung).

Mit/freundtichen Grüßen

/ VAMV Landesverband Thüringen e.V.
Vorstand

VAMV
Verband aNnerziehender Mütlsr und Väter

Landesverband Thüringen e.V.
Zschochsrnstraße 3S' °7645 Ger9

Tel.! 0365/6619674 -Fax; 0365 /6S19676
"e-Mail; 'vamv.thuer)ng6n@t-onHne.d9

ffMW
Thüringsri

InrMOUn
ItifAuV.ltfi
tr,inip>,l..



Fragestellung

zum ßeratungsgegenstancf

„Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, Jugend" und famHiengerechfen sozialen

Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionafen
Angeboten des Freistaats"

Fragestellung

Wie bewerten Sie folgende mögliche ergänzende Formulierung im jeweiligen zu ändernden
Paragrafen En Artikel 1 und 2 des Geseteentwurfs?

„Beginnend mit dem Jahr 2024 erhöht sich der in Satz 2 genannte Betrag um den durch das
für Finanzen zuständige Ministerium vorgegebenen Betrag für die Berechnung der
Personalausgaben der Landesbediensfeten."

^S'/ € i-^ ^'^€ Ct ^L ^^ ^€ €^ CT^^- /-y//^ i^ /• ^
ö

tu^/'1 ^f̂c- 6'- ^ - ^6se ^

:;K'nd8r Mütter und Väter
: «ind Thüringen e.V.

• , ^e 35 • 07545 GerQ
••:<"i74-F^X; 0365 ,6518676

''f"ingen(St^n!iR§iä@



Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familienrechtlichen sozialen Infrastruktur in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/6576 -  

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Katholisches Büro Erfurt 
Kommissariat der Bischöfe in Thüringen 

KdöR 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Herrmannsplatz 9 

Postleitzahl, Ort 99084 Erfurt 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



3. Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 3 ThürBeteildokG) 

Vertretung der Katholischen Kirche beim Thüringer Landtag und der Thüringer Landesregierung 

4. 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

X befürwortet, 
X abgelehnt, 
0 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

ThürKJHAG: Festschreibung aktueller Mindestförderhöhen und Bedarfsmeldungen an den 
Landtag positiv bewertet 

ThürFamFöSiG: Vorschlag CDU-Fraktion zur Familiendefinition begrüßt, Änderungen beim 
Landesfamilienrat weitgehend abgelehnt 

5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 5 ThürBeteildokG) 

X ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) D nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

X per E-Mail 

11 per Brief 

6. 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 6 ThürBeteildokG) 

El ja X nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

X ja E nein 



Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

Erfurt, 28.03.2024 



Bistum Erfurt 

Bistum Dresden-Meißen 

Ordinariatsrat 

Anschrift: 

Herrmannsplatz 9 I 99084 Erfurt 

Diensträume: 

Michaelshaus 

Stiftsgasse 4a I 99084 Erfurt 

Erfurt, den 28. März 2024 

Das Katholische Büro ist Mitglied im 

Bündnis „Weltoffenes Thüringen". 
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KATHOLISCHES BÜRO ERFURT 
Kommissariat der Bischöfe in Thüringen 

Katholisches Büro 1 Postfach 800662 I 99032 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 

Jürgen-Fuchs-Str. 1 

99096 Erfurt 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten 

sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 

überregionalen Angeboten des Freistaates 

Sehr geehrte Ausschussmitglieder, 

herzlich danke ich Ihnen namens der Katholischen Kirche in Thüringen für die 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu diesem Beratungsgegenstand. Folgende An-

merkungen möchte ich vortragen: 

Neufassung des Änderungsantrags der Fraktion der CDU (Vorlage 7/4952) 

Zu Nr. 1 (Neufassung von § 2 ThürFamFöSiG, vgl. auch Fragenkatalog Nr. 1) 

Die vorliegende Neufassung der Familiendefinition wird unsererseits begrüßt. 

Diese Formulierung ist mit der Betonung der Merkmale „dauerhaft" und „ver-

bindlich" auf die wesentlichen Bestimmungsfaktoren der Lebensform Familie 

reduziert und damit deutlich eingängiger und inklusiver als die geltende Fas-

sung. Zudem bietet die neu aufgenommene Betonung generationenübergrei-

fender Verantwortungsübernahme eine wichtige Klarstellung der bisherigen 

Definition. Nun sind z.B. pflegende Angehörige deutlich sichtbarer als zuvor. 

Schon im Rahmen des Anhörungsverfahrens zum Erlass des ThürFannFöSiG im 

Herbst 2018 hatte ich ausgeführt, dass wir die derzeit im Gesetz stehende For-

mulierung weder als hilfreich noch als zielführend erachten. Nicht hilfreich, 

weil sie in ihrer umfassenden Offenheit eine notwendige Abgrenzung familiärer 

Strukturen von anderen sozialen Gebilden wie engen Freundschaften oder gut 

funktionierenden Wohngemeinschaften nicht zulässt. Nicht zielführend, weil 

sie suggeriert, Familienstrukturen könnten sich stets voraussetzungsfrei finden 

und die notwendige Übernahme gegenseitiger Verantwortung stelle sich quasi 

von selbst ein. Beides ist nicht der Fall. 

und zu Vorlagen 7/4952-NF-/6105



Zu Nr. 2 (§ 4 Abs. 1 ThürFamFöSiG) 

Die Anpassung der Mindestausstattung des Landesprogramms Solidarisches 

Zusammenleben der Generationen ist begrüßenswert, jedoch ist die genannte 

Summe bereits veraltet. M.W. besteht aktuell bereits ein Finanzbedarf von 

17.598.00 Euro. Es sollte die Gelegenheit genutzt werden, hier eine Mindest-

ausstattung festzuschreiben, die zumindest mittelfristig auskömmlich  1st.  

Zu Nr. 3 (neuer § 4a ThürFamFOSIG, vgl. auch Fragenkatalog Nr. 2) 

Der Landesfamilienrat hat sich mittlerweile als Gremium etabliert und zu einen 

produktiven Arbeitsrhythmus gefunden. Es wird daher unsererseits grundsätz-

lich begrüßt, seine Aufgaben und Zusammensetzung direkt im Gesetz zu regeln. 

Die wesentliche hier vorgeschlagene Neuerung ist die Aufnahme von Mitglie-

dern des Landtags. Zwar wird damit einerseits eine Anlehnung an die Struktur 

des Landesjugendhilfeausschusses erzielt. Auch dürfte durch die Anwesenheit 

von Abgeordneten die politische Dynamik der Familien- und Seniorenförde-

rung ansteigen und damit langfristig eine deutliche Steigerung der zur Verfü-

gung stehenden Haushaltsmittel erzielt werden können. Dem gegenüber ste-

hen jedoch erhebliche Nachteile, die uns zu einer Ablehnung dieses Vorschla-

ges bringen. 

Ein erstes Gegenargument ist verfassungsrechtlicher Natur. Entsprechend dem 

Grundsatz der Gewaltenteilung sollte stets vermieden werden, dass Akteure 

der Legislative in die Lage versetzt werden, direkt am Exekutivhandeln des 

Staats mitwirken können. Der Landesfamilienrat ist ein Gremium, das das Ver-

waltungshandeln der Landesregierung fachlich beraten soll, es ist bisher nicht 

als politisches Gremium konzipiert. Eine Notwendigkeit, dies zu verändern, 

können wir nicht erkennen. 

Zudem schlägt der Änderungsantrag eine Reihe von Veränderungen bei den 

vertretenen Organisationen vor. Auch hiervon möchten wir im Wesentlichen 

abraten bzw. können aus praktischem Erleben den Eindruck nicht teilen, dass 

das zuständige Ministerium die Arbeit des Landesfamilienrates dominieren 

würde. 

Die vorgesehene stärkere Vertretung der Mitgliedsverbände des AKF scheint 

noch nachvollziehbar. Jedoch möchten wir zu bedenken geben, dass hier eine 

ganze Reihe personeller Dopplungen entstehen können, die unnötig Ressour-

cen binden. Thüringen ist ein kleines Bundesland — die allgemeine Erfahrung ist 

doch, dass politische Akteure aus der Zivilgesellschaft oft mehrere „Hüte" auf-

haben und man in unterschiedlichen Funktionen und Gremien letztlich doch 

immer dieselbe kleine Zahl an Personen trifft. Vor diesem Hintergrund möch-

ten wir dringend empfehlen, den Landesfamilienrat personell nicht  welter  auf-

zu blä  hen.  

Andererseits wenden wir uns gegen den Vorschlag, solche Interessenvertretun-

gen aus dem Landesfamilienrat zu entfernen, die es schon heute schwer haben, 

sich in politischen Debatten überhaupt Gehör zu verschaffen. Das ist z.B. im 

Bereich der lnklusion (z.B. Liga Selbstvertretung), bei den migrantischen Selbst-

organisationen (z.B. MigraNetz), den pflegenden Angehörigen (z.B. Netzwerk 
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Pflegebegleitung) oder auch dem Lesben- und Schwulenverband der Fall. 

Ebenso würde nach dem neuen Vorschlag der wichtige Sachverstand und die 

Vernetzung mit anderen Ministerien gänzlich entfallen. Gerade die hohe Hete-

rogenität der Mitglieder hat den Austausch im Landesfamilienrat bisher sehr 

bereichert. 

Schließlich drängt sich in der Gesamtbetrachtung der Eindruck auf, dass durch 

die vorgesehene neue Zusammensetzung gewisse Einseitigkeiten entstehen. 

Betrachtet man die durch die Landesfamilienförderplanung „beplanten" Berei-

che, muss man über weite Strecken der Beratungen im Landesfamilienrat je-

weils eine große Zahl der Mitglieder als institutionell befangen betrachten, 

Zu Nr. 4 (§ 5 ThürFamFöSiG) 

Dieser Vorschlag wird begrüßt, entspricht der derzeitigen Praxis. Allerdings 

dürfte auch hier der tatsächliche Finanzbedarf perspektivisch eher ansteigen, 

sodass eine Anpassung der Mindestausstattung schon bald notwendig sein 

könnte. 

Zu Nr. 5 (§ 6 Abs. 1 ThürFamFöSiG) 

Auch wenn dieser Vorschlag kirchliche Interessen nicht unmittelbar berührt, 

sind die vorgesehene Festschreibung und erhebliche Ausweitung der jährlichen 

Förderung speziell des AKF im Antrag nicht begründet und müssten u.E. zu-

nächst fachlich nachgewiesen werden. Die Stärkung eines Dachverbandes er-

scheint nur dann sinnvoll, wenn die jeweiligen Mitgliedsverbände von einer ei-

genständigen politischen Vertretungsarbeit entlastet werden können. Ob dies 

jedoch im Interesse einer pluralen Interessensvertretung der Familien ist, kann 

bezweifelt werden. Zudem sei angemerkt, dass vergleichbaren Dachverbänden 

in Thüringen in der Regel keine institutionelle Förderung durch den Staat zur 

Verfügung gestellt wird, so beispielsweise der LAG Freie Schulen. 

Änderungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN (Vorlage 7/6105)  

Zu Nr. 1 (Artikel 1 GE) 

Die vorgesehenen Anpassungen der Mindestförderhöhen für die örtlich Ju-

gendförderung, die Schulsozialarbeit und die überörtlichen Maßnahmen der 

Jugendhilfeplanung an die Werte des Landeshaushalts 2024 werden begrüßt, 

ebenso die verpflichtend vorgesehene Bedarfsmeldung an den Thüringer Land-

tag. 

Zu Nr. 2 (Artikel 2 GE) 

Auch diese Anpassung wird begrüßt, insbesondere die verpflichtende Informa-

tion an den Landtag zur Entwicklung des Finanzbedarfs. 
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Sehr geehrte Abgeordnete, ich hoffe, diese Ausführungen sind für Ihre weite-

ren Beratungen hilfreich. Für den erfolgreichen Abschluss des Gesetzgebungs-

verfahrens wünsche ich Ihnen alles Gute. 

Mit freundlichen Grüßen  

Ordinariatsrat  
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Anlage 6 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. I des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgeselzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Betelligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte Qut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/6576 - 

I. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 TharBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  waiter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Arbeitskreis Thüringer 
Familienorganisationen e.V. eingetragener Verein  

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Farbengasse 2 

Postleitzahl, Ort 99084 Erfurt 

1 



Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThOrBetelidokG) 

Name Vorname 

D Geschäfts- oder Dienstadresse Ili Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

' 
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Familienpolitische Interessenvertretung 

. 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

x befürwortet, 
0 abgelehnt, 
0 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 

Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBetelldokG) 

Festlegung der Fördersummen für regionale und überregionale 
Familienförderung im Gesetz dringend notwendig. Anpassung 
des Familienbegriffs möglich. Stärkung des 
Landesfamilienrates sachlich sinnvoll, jedoch formell zu 
diskutieren. 
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5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

5t ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6)  CI nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

9( per E-Mail 

0 per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 6 ThürBeteildokG) 

0 ja 0 nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7.  
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürSeteildokG) 

« ja Ei nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum 

Erfurt, 04.04.2024 
Unterschrift 
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AMILIEN  
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eben 

I Arbeitskreis 
THÜRINGER 
FAMILIEN 
Organisationen 

Arbeitskreis Thüringer Familienorganisationen e.V. 

Farbengasse 2 

99084 Erfurt 

Telefon: 0361/ 6572 380 

akf@familien-in-thueringen.de  

Arbeitskreis THÜRINGER FAMILIEN Organisationen e.V. 

Farbengasse 2 99084 Erfurt 

An den 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport  

c/o  Torsten Wolf 

Jürgen-Fuchs-Straße 'I 

99096 Erfurt 

Mitglieder des AKF: Deutscher Familienverband / 

LV Thüringen (DFV)/ Evangelische Aktionsgemeinschaft 

für Familienfragen, Landesarbeitskreis 

Thüringen (eaf)/ Familienbund der Katholiken im 

Bistum Erfurt und im Freistaat Thüringen  (MK)/  

Verband Allelnerziehende Mütter und Väter / 

LV Thüringen (VAMV) / Landesverband der Pflege- 

und Adoptivfamilien (PfAd)/ Verband kinderreicher 

Familien Thüringen e.V. (KRFT)/ NaturFreunde 

Thüringen e.V. / pro familla LV Thüringen! 

Der Kinderschutzbund LV Thüringen e.V. (OKSB) 

4. April 2024 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
sowie den überregionalen Angeboten des Freistaates 
(Drucksache 7 / 6576; VORLAGE 7/6105 und VORLAGE 7/4952NF) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken für die Gelegenheit, im Rahmen des Anhörungsverfahrens zu den Drucksachen 7/6576, 7/4952NF 
und 7/6105 Stellung zu nehmen. Unsere frühere Stellungnahme zur Drucksache 7/6576 vom 11. Januar 2023 
bleibt weiterhin relevant. Diese finden sie erneut im Anhang. Die aktuellen Änderungsvorschläge und 
Anfragen bezüglich des Thüringer Familienförderungssicherungsgesetzes, dargelegt in den Neufassungen  
Drs.  7/4952NF vom 1. März 2025 und 7/6105 vom 24. Januar 2024, sind Gegenstand unserer nachfolgenden 
Ausführungen. 

Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen - darunter die Festschreibung der Förderbeträge, die 
Neubestimmung des Familienbegriffs und die Neuausrichtung des Landesfamilienrates - zielen darauf ab, 
die Vergabe von Fördermitteln zu sichern und die Bedeutung des Landesfamilienrates zu erhöhen. Dies 
bildet die Grundlage für eine verlässliche Unterstützung sowohl der Familien in Thüringen als auch der 
Träger selbst. 

Für die Familienverbände im AKF ist es entscheidend, dass dieses Gesetz in dieser kritischen Phase nicht 
scheitert. Wir fordern daher mit Nachdruck, die Förderhöhen im Thüringer 
Familienförderungssicherungsgesetz und im Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz festzuschreiben. 
Eine solche Maßnahme ist unerlässlich, um die kontinuierliche Unterstützung sicherzustellen und die soziale 
Infrastruktur nachhaltig abzusichern. 

Fördersumme zum LSZ - § 4 Abs. 1 ThürFamFöSig 

Die vorgeschlagene Festlegung der Mindestfördersumme des LSZ in § 4 Abs.  Ides  Thüringer 
Familienförderungssicherungsgesetzes bildet eine solide Planungsbasis für die 
Landesfamilienförderplanung. Die Festschreibung der Fördersumme, mindestens auf das Niveau des 

www.familien-in-thueringen.de  
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FAMILIEN 
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Arbeitskreis 

THÜRINGER 
ANILIEN 

Organisationen 

Haushalts 2024, ermöglicht eine kontinuierliche Planung. Eine Dynamisierungsklausel, die sich etwa an der 
Gehaltsentwicklung orientiert, wäre aus unserer Sicht einer jährlichen Überprüfung durch das zuständige 
Ministerium vorzuziehen, um fortwährende Gesetzesanpassungen zu vermeiden. 

Sicherung des Familienförderplans - § 5 Abs. 2 Satz 2 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass unsere Anregungen Beachtung fanden und die überregionale 
Familienförderung nun sowohl in den Vorschlägen der CDU als auch der Regierungskoalition verankert ist. 
Die Festschreibung der Fördersumme, mindestens auf dem Niveau des Haushalts 2024, ist ein wichtiger 
Schritt zur Sicherung des Familienförderplans gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2. Allerdings ist zu bedenken, dass der 
tatsächliche Finanzbedarf perspektivisch steigen dürfte, was eine baldige Anpassung der 
Mindestausstattung erforderlich machen könnte. 

Die Notwendigkeit einer langfristigen gesetzlichen Sicherung der Fördermittel wird deutlich unterstützt, 
jedoch weisen wir erneut auf die Bedeutung einer Dynamisierung der Fördermittelansätze sowie einer 
Erweiterung der überregionalen Familienförderung hin. Eine solche Anpassung würde nicht nur eine 
zukunftssichere Planung ermöglichen, sondern auch den wachsenden Bedürfnissen der Familien gerecht 
werden. 

Familienbegriff - § 2 ThürFamFöSig 

Die Familienverbände unterstützen die Aufnahme der Aspekte „Dauer', „generationenübergreifend" und 
„Verbindlichkeit" in die Neufassung des Familienbegriffs gemäß dem Änderungsantrag der CDU. Die 
überarbeitete Definition stimmt weitgehend mit unserem Vorschlag überein: 

„Familie im Sinne dieses Gesetzes ist eine Gemeinschaft, in der Menschen generationenübergreifend und 
verbindlich Verantwortung füreinander übernehmen, unabhängig von ihrer Lebensform, sexuellen 
Orientierung und dem Alter." 

Diese Neufassung ersetzt die vormalig breitere Definition und konzentriert sich auf „dauerhafte und 
verbindliche" sowie „auch generationenübergreifende Gemeinschaften", ohne Ehe oder spezifische 
Lebenssituationen ausdrücklich zu nennen. Dieser Ansatz kann als inklusives Familienverständnis 
verstanden werden und rückt Beziehungen, die auf Dauerhaftigkeit und Verbindlichkeit fußen, in den 
Vordergrund - ein signifikanter Schritt hin zu einem zeitgemäßen und diskriminierungsfreien Verständnis 
von Familie. Die Überarbeitung des Familienbegriffs spiegelt gesellschaftliche und rechtliche Entwicklungen 
wider und präsentiert ein Familienbild, das auf gegenseitiger Verantwortung und Fürsorge basiert, losgelöst 
von traditionellen Vorgaben. Diskriminierung aufgrund unterschiedlicher Lebens- und Beziehungsformen, 
der Sexualität und des Alters muss weiter vermieden werden. 

Allerdings könnte der Terminus „Dauerhaftigkeit" eine Endgültigkeit implizieren, die nicht zwangsläufig der 
Realität des Familienlebens entspricht. Familien und Paare können sich trennen, Eltern allein Verantwortung 
für Kinder übernehmen und neue Konstellationen formen. Daher empfehlen wir die Verwendung der 
Formulierung „auf Dauer und Verbindlichkeit angelegte Gemeinschaft", orientiert an die Formulierung im 
SGB  II  § 7 Abs. 3 Nr. 3c, die den „wechselseitigen Willen" hervorhebt. 

Diese Definition betont die Wichtigkeit gegenseitiger Sorge und Unterstützung, unabhängig von den 
äußeren Umständen des Zusammenlebens, und grenzt familiäre Beziehungen im Sinne des Gesetztes von 
anderen sozialen Konstellationen ab. Indem die „auch generationenübergreifende" Übernahme von 
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Arbeitskreis 

THÜRINGER 
FAMILIEN 

\_ 1'1' Organisationen 

Verantwortung herausgestellt wird, werden pflegende Angehörige und vergleichbare familiäre 
Konstellationen anerkannt und sichtbar gemacht. 

Auftrag und Zusammensetzung des Landesfamilienrates - 

§4a und 5 ThürFamFöSig i.V.m. Fragen 1 & 2 der Anhörung 

Die vorgeschlagene gesetzlichen Verankerung des Landesfamilienrates führt zu einer strukturellen Stärkung 
und Eigenständigkeit des Landesfamilienrates, dieses Anliegen teilen wir. Die Mitwirkung von 
Landtagsabgeordneten im Landesfamilienrat kann zu einer Stärkung der Wahrnehmung von Familie und 
Familienförderung in der politischen Ausrichtung Thüringens führen, dies wäre ausdrücklich 
wünschenswert. 

Inhaltlich scheint es Sinnvoll, dass der Landesfamilienrat nicht nur Themen der überregionale 
Familienförderung behandelt, sondern auch weitere Bereiche, wie die der regionalen Familienförderung 
(LSZ), in seine Beratungen einbezieht. Darüber hinaus befürworten wir eine grundsätzliche Erweiterung 
seiner Aufgaben über die Planung der Familienförderung hinaus, hin zur Beratung zentraler Familienanliegen 
in Thüringen, quer durch alle politischen Felder. Die neue Formulierung in §5 bezüglich der Zuständigkeit für 
den Beschluss des Landesfamilienförderplans in Verbindung mit dem LJHA, werten wir positiv, da sie den 
Rat in seiner Rolle stärkt. 

Wir vertreten grundsätzlich die Ansicht, dass eine direkte gesetzliche Regelung der Aufgaben und 
Zusammensetzung des Organs des Landesfamilienrates mittel- bis langfristig angemessen erscheint. 
Allerdings setzen wir voraus, dass zuvor ein fachpolitischer Beratungsprozess erfolgt, der bislang aussteht. 
Ein neu strukturierter Landesfamilienrat würde nicht nur eine erneuerte Zusammensetzung mit Vertretern 
aller Fraktionen des Landtags umfassen, sondern auch eine verbindliche Entscheidungsbefugnis erhalten 
und eine neue Ausrichtung verfolgen. Diese Neuausrichtung müsste in enger Abstimmung mit den 
zuständigen Akteuren und Verantwortlichen diskutiert und erörtert werden. Weiterhin ist die Klärung von 
Aufgaben und Zuständigkeiten in Bezug auf den Landesjugendhilfeausschuss, die Vermeidung von 
Doppelstrukturen und die Reduzierung der Gefahr einer übermäßigen personellen Besetzung, die zugleich 
die notwendige Vertretung von Minderheitengruppen gewährleistet, essenziell. Aktuell sehen wir in diesen 
Punkten Klärungsbedarf, der uns davon abhält, eine endgültige Zustimmung auszudrücken. 

Eine verstärkte Präsenz von Familienverbänden im Rat würde die Beteiligung von Familien spürbar 
verbessern. Jedoch wäre das Entfernen bestimmter Interessenvertretungen aus dem Landesfamilienrat, 
die bereits jetzt Schwierigkeiten haben, in politischen Debatten Gehör zu finden, ein Rückschritt. Dies 
betrifft insbesondere die Bereiche Inklusion, migrantische Selbstorganisationen, pflegende Angehörige und 
den Lesben- und Schwulenverband. Auch der Verlust an fachlichem Sachverstand und der Vernetzung mit 
anderen Ministerien durch die neue Struktur der Vorschläge wäre bedauerlich. Bislang hat die Vielfalt der 
Mitglieder zu einem wertvollen Austausch im Landesfamilienrat beigetragen. Wir sind der Meinung, dass 
einer Neugestaltung der Aufgaben und der Zusammensetzung eine umfassende Diskussion vorangehen 
muss. 
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Arbeitskreis 

HÜR1NGER 
AMILIEN 

Organisationen 

Förderung der Familienverbände - § 6 ThüriFamFöSig 

Die Unterstützung von Familienverbänden durch eine festgelegte finanzielle Förderung im Rahmen des 
Gesetzes wird grundsätzlich begrüßt und Danken für die Berücksichtigung. Eine solche Maßnahme würde die 
gesellschaftlich relevante Gruppe der Familien signifikant stärken. 

Die Förderung des AKF würde die Arbeitsbelastung unserer Mitgliedsverbände erheblich reduzieren, 
insbesondere in den Bereichen der Gremienarbeit und der parlamentarischen Lobbyarbeit, welche aktuell 
eine erhebliche zeitliche Herausforderung darstellt. Die Priorität sollte daher derzeit auf der Stärkung der 
Einzelverbände liegen. 

Jedoch besteht ein dringender Bedarf für eine strukturelle Überprüfung des Vorhabens. Die spezifische 
Benennung der Familienverbände mit einer festgelegten Fördersumme widerspricht der bisherigen 
Gesetzesstruktur und könnte daher problematisch sein. Diese Vorgehensweise steht im Konflikt mit der 
üblichen fachlichen Planungslogik, die normalerweise im Landesfamilienrat verankert sein sollte. 

Für den erfolgreichen Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens wünschen wir Ihnen alles Gute. 

Mit freundlichen Grüßen, 

   

 

FAMILIEN 
eine Stimme 
geben 
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Anlage 6 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs, 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/6576 - 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

NaturFreunde Thüringen e.V. e.V. 

Geschäfts- oder Dienstadresse NaturFreunde Thüringen e.V. 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Johannesstraße 127 

Postleitzahl, Ort 99084 Erfurt 

1 



Name  Vorname 

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeleildokG) 

El Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

3, 
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs, 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Familienverband 

4. 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

X befürwortet, 
0 abgelehnt, 

X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammenl 

(§ 5 Abs. 1  Hr.  4 ThürBetendokG) 

Die Verankerung der Mindestforderung in den Jeweiligen Leistungsbereichen ist dringend erforderlich. 

, 

Bei der Definition des Familienbegriffs muss ein Kompromiss zwischen alter und neuer Regelung möglich sein. 

2 



5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

X ja (Hinwels:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

X 
per E-Mail 

0 per Brief 

" 

6. 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja X 
nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 6 Abs. 1 Satz 2 Thürl3eteildokG) 

X ja  
0 nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten  paten  werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

f,sL 0 . o Li. 223 
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NaturFreunde Thüringen e.V. 
Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur 

NaturFreunde Thüringen; Johannesstraße 127, 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 
Jürgen-Fuchs-Str. 1 
99096 Erfurt 

NaturFreunde 
-_U DEUTSCHLANDS 

Charlotte-Eisenblätter-Haus 
Johannesstraße 127 

99084 Erfurt  
Tel.:  0361/660 11 685 
Fax: 0361/660 11 683 

E-Mail: info@naturfreunde-thueringen.de  
Web: www.naturfreunde-thueringen.de   

Datum 

04.04.2024 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den 

Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats 

hier: schriftliches Anhörungsverfahren zu Änderungsanträgen der Drucksache 7/6576 aufgrund der Vorlagen 

7/4952 (Neufassung) und 7/6105 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken für die Teilnahme an der Anhörung und nehmen wie folgt Stellung: 

Zur Vorlage 7/6105 zu Drucksache 7/6576 

Art. 1, Nummer 1,2 und 3 sowie Art. 2, Nummer 1 und 2 

Die jeweiligen Anpassungen der Mindestförderhöhen auf die Festlegungen des Landeshaushaltes 2024 werden 

ausdrücklich begrüßt. Wir gehen davon aus, dass der Haushaltsgesetzgeber bei all den Haushaltstiteln 

zugrundeliegenden Fördertatbeständen eine realistische Berechnung des Bedarfs vorgenommen hat. Die 

gesetzliche Festschreibung im Sinne einer Mindestförderung bedeutet nach unserer Auffassung zugleich eine 

Mindestsicherung bewährter sozialer Infrastruktur sowohl in den Kommunen als auch der überregionalen 

Angebote. 

Mindestsicherung deshalb, weil bereits jetzt feststehende zusätzliche Bedarfe zum Erhalt des „Ist-Zustandes" 

Im Rahmen von Tariferhöhungen mit der derzeitigen Formulierung leider nicht erfasst sind. Insoweit stellen die 

Änderungsanträge tatsächlich nur das Mindestmaß an Planungssicherheit für die damit verbundene 

Infrastruktur dar. 

Wir weisen in diesem Zusammenhang auf die Wahrung und Sicherung des Vorrangs freier Träger gegenüber 

öffentlichen Trägern in der Sozialgesetzgebung und in diesem Falle insbesondere im SGB  VIII  hin. Dieses 

sogenannte Subsidiaritätsgebot ist im Sinne des Gesetzgebers nur zu realisieren, wenn den freien Trägern im 

Rahmen der Planungs- und Finanzierungverantwortung durch die öffentlichen Träger gleichwertige  

Bedingungen im Hinblick auf Angebote öffentlicher Träger ermöglicht werden. 

NaturFreunde Thüringen. 
Die Expert*innen fürs Miteinander. 
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Auch dem dient eine Absicherung von Mindestförderungen im jeweiligen Leistungsgesetz, im vorliegenden Fall 

dem Thüringer Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz und dem Thüringer 

Familienförderungssicherungsgesetz. Andernfalls sind freie Träger regelmäßig in ihrer Existenzgrundlage 

gefährdet und gegenüber öffentlichen Trägern benachteiligt. 

Dementsprechend wird die jährliche Überprüfung der Höhe der Anpassung des Zuschusses sowohl im Hinblick 

auf den fachlichen Bedarf, den Erhalt einer bedarfsgerechten sozialen Infrastruktur als auch die Realisierung des 

Subsidiaritätsgebotes unter gleichwertigen Bedingungen insbesondere im Hinblick auf die tarifliche Absicherung 

der Beschäftigten bei freien Trägern ebenfalls begrüßt und für notwendig erachtet. 

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass es sich bei den in den Artikeln 1 und 2 nicht nur, aber wesentlich um die 

Unterstützung des Landes von kommunalen Aufgabenstellungen handelt. Die Kommunen sind im Rahmen ihrer 

Haushalts— und Sozialplanungen ebenfalls auf Planungssicherheit angewiesen, bei denen die Landesmittel eine 

herausragende Rolle spielen. Gesetzlich geregelte Mindestforderungen zur Sicherung der sozialen Infrastruktur 

sind folgerichtig ein maßgeblicher Beitrag zur Unterstützung der Kommunen. Aufgrund der ländlich geprägten 

Struktur Thüringens damit nicht zuletzt auch der Förderung der Attraktivität des ländlichen Raums. 

Eine besondere Bedeutung kommt schließlich der Absicherung der Schulsozialarbeit zu. Wir verweisen in 

diesem Zusammenhang auf die bekannten Folgen der  Corona  Pandemie für Kinder und Jugendliche und hier 

wiederum insbesondere für benachteiligte Kinder und Jugendliche sowie auf die einschlägigen aktuellen 

Befunde der Pisa Studien. Ein bedarfsgerechtes Angebot der Schulsozialarbeit ist ein wichtiger Beitrag zur 

Unterstützung der Kinder und Jugendlichen und ihrer Familien. Auch in diesem Falle ist die gesetzlich geregelte 

Mindestförderung zur Absicherung der Angebote hilfreich. 

Zur Vorlage 7/4952NF zu  Drs.  7/6576: 

Art. 2, Nummer 1 und damit zur Beantwortung der Fragestellung Nummer 1 in der Anlage 5: 

Die Benennung der generationenübergreifenden Verantwortung bei der Definition des Begriffs der Familie wird 

ausdrücklich begrüßt. Dies entspricht unter anderem der Intention des Landesprogramms solidarisches 

Zusammenleben der Generationen. Allerdings sollte dies nicht zulasten der bisherigen Begriffsdefinition 

erfolgen. Wir empfehlen - nicht zuletzt zur Vermeidung erneuter Diskreditierung von Formen familiärer 

Verantwortung- eine dementsprechende Erweiterung der Begriffsdefinition. 

Art. 2, Nummer 2: 

Wir empfehlen die Benennung der Mindestförderung in Höhe der diesjährigen Haushaltsmittel (siehe Vorlage 

7/6105 und die dort von uns vorgebrachte Argumentation). Die geringere Mindestförderung bedeutet neben 

der Gefahr für die im Rahmen des LSZ entwickelte soziale Infrastruktur eine erhebliche Verunsicherung der 

federführenden Kommunen und kann zu einer zusätzlichen finanziellen kommunalen Belastung führen. Zudem 

gehen wir davon aus, dass der Haushaltsgesetzgeber im Landeshaushalt 2024 den aktuellen Bedarf zutreffend 

dargestellt hat. 

Art. 2, Nummer 3 und damit zur Beantwortung der Fragestellung Nummer 2 in der Anlage 5: 

Die Aufnahme des Landesfamilienrats in das Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz wird begrüßt. Nicht 

abschließend beurteilt werden kann die Zusammensetzung des Landesfamilienrats und dessen 

Wechselwirkung/Kooperation zum Landesjugendhilfeausschuss insbesondere bei der Erstellung des 

Landesfamilienförderplans. 

Abgelehnt wird eine Reduzierung der Mitglieder des Arbeitskreises der Familienverbände auf 6 Mitglieder. 

Sämtliche beim AKF organisierten Verbände sind familienpolitisch relevant und haben neben ihre 

Zusammenarbeit im AKF jeweils ein eigenes Profil. 

NaturFreunde Thüringen. 

Die Expert*Innen fürs Miteinander. 



Begrüßt wird die Einbeziehung von Parlamentariern des Thüringer Landtags. Dies kann die Bedeutung des 

Familienrates und damit der Familienpolitik auch im Thüringer Landtag stärken. 

Unklar ist die Rolle des für Familienpolitik zuständigen Ministeriums. Dessen Aufgabe kann nicht nur eine 

ausführende bzw. zuarbeitende zur Mehrheitsfindung innerhalb eines großen und sehr differenzierten 

Gremiums sein. Wir sehen hier Klärungsbedarf - auch im Hinblick auf die Wechselwirkung zum 

Landesjugendhilfeausschuss und zum Landtag. 

Art, 2, Nummer 4: 

a) und b): Die vorgeschlagene Arbeitsweise bei der Erstellung des Landesfamilienförderplans ist angesichts der 

Größe des Landesfamilienrats und dessen sehr unterschiedlichen fachlichen Schwerpunkten unseres Erachtens 

wenig praktikabel. Gleiches gilt für die finale Befassung im Landesjugendhilfeausschuss, soweit dessen 

Interessen berührt sind. In beiden Fällen besteht unseres Erachtens fachlicher und juristischer Klärungsbedarf, 

den wir nicht leisten können. 

d) Wir empfehlen auch hier aus den bereits mehrfach genannten Gründen die Aufnahme der in diesem Jahr im 

Landeshaushalt veranschlagten Summe in Höhe von 2,353 Mio. € als Mindestförderung. Die Differenz von minus 

53.000 € ist im Rahmen sozialer Projekte durchaus beachtlich. 

Art. 2, Nummer 5: 

a) Die Benennung einer Mindestförderung für die im AKF organisierten Mitgliedsverbände sowie den 

Dachverband wird ausdrücklich begrüßt. 

Mit freundlichen Grüßen 

gandesvorsitzende 

NaturFreunde Thüringen. 
Die Expertinnen fürs Miteinander. 



Anlage 6 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu weicheM Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/6576 - 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThurBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Lnii&gverha  
.Ji)hrnes1rc 

Dätitgcher KI-ideASChtli2bLinci 
id  Thüdlyjan O.V. 

.,'L 99084 alud  

GeSchäfts- oder Dienstadresse . e-rnail: post8 
Tel./ (361/88319403 

taueringf:n.de 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort 
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2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

4, 
, t.,,,, .0.e.,„ , d (:: --+' /"C , 

- (' AA c4,-- - 4t-t-, / (774 p-- 4 , - 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichenbeitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

15 befürwortet, 
0 abgelehnt, 
8( ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? - 
Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammenl 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBeteildokG) 

2 



5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

V ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

X per E-Mail 

0 , per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
aml Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja 
/ 

'g nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl 

7.  
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelidokG) 

ja 0 nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

   

   

Ort, Datum Unterschrift 
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Der Kinderscherbund 
Landesverband i nür IHgen 

Der Kinderschutzbund LV Thüringen e.V. I Johannesstr. 2 I 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 

Jürgen Fuchs Straße 1 

99096 Erfurt  

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und 

familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien 

Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats  

Der Kinderschutzbund 
Landesverband Thüringen e.V. 

Johannesstraße 2 

99084 Erfurt 

Erfurt, 04.04.2024  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sie haben den Kinderschutzbund Thüringen um eine Stellungnahme zu den Änderungsvorschlägen zum Ge-
setzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten Thüringens. Dieser Bitte kommen wir gerne 
nach. 

Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 11.01.2023 betont, begrüßt der Kinderschutzbund Thüringen 

grundsätzlich die Weiterentwicklung der Förderungen im Rahmen des Kinder- und Jugendhilfeausführungs-

gesetzes wie der örtlichen Jugendförderung, der Schulsozialarbeit, der überörtlichen Maßnahmen der Ju-
gendarbeit im Rahmen des Jugendförderplanes sowie der Familienförderung über das Landesprogramms so-

lidarisches Zusammenleben. Damit können die Angebote und Projekte längerfristig gesichert und verstetigt 
werden und beteiligte Träger gewinnen Planungssicherheit. 

Änderungen im Thür. Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz 

Der Kinderschutzbund Thüringen begrüßt die Änderungen in der finanziellen Ausstattung der jeweiligen Be-

reiche auf den Haushaltsstand von 2024. Wir schlagen auch hier vor, eine Dynamisierungsklausel bspw. in 

Bezug auf die tarifliche Entwicklung aufzunehmen, statt dem zuständigen Ministerium einen jährlichen Prüf-

auftrag zu erteilen. Dies gibt den Trägern eine größere Planungssicherheit. 

Im Besonderen möchten wir voranstellen, dass wir dringend darum bitten und vorschlagen, das Thüringer 

Kinder- und Jugendhilfeausführungsgesetz nicht nur in Bezug auf die Finanzierung der örtlichen Jugendför-
derung, des Landesjugendförderplans und der Schulsozialarbeit zu beschließen. Wir sehen dringenden Hand-

lungsbedarf darüber hinaus und möchten auf unsere Stellungnahme vom 02.10.2023 verweisen. Bereits aus 
der Novelle des SGB  VIII  aus dem Jahr 2021 ergeben sich verschiedene im Jugendhilfeausschuss zusammen-
getragenen Änderungsbedarfe, die es umzusetzen gilt. Der Änderungsvorschlag 2023 enthielt folgende Kri-

terien:  

und zu Vorlagen 7/4952-NF-/6105



Der Kindeerschotyhtind 
Landesvertiand  

Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes, 

• Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die in Einrichtungen der Erziehungshilfe aufwachsen, 

• Hilfen aus einer Hand für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen, 

• Ausbau der Prävention vor Ort, 

• Weiterentwicklung der Beteiligung von jungen Menschen, Eltern und Familien. 

• die gesetzliche Verankerung der/des Landesbeauftragten für Kinderschutz in Thüringen, 

• die Landeskoordinierungsstelle für medizinischen Kinderschutz gesetzlich zu verankern, 

• die Schulsozialarbeit weiter auszubauen und 

• die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen, die bereits auf Ebene der Gemeinden etabliert ist, nunmehr 

auch auf die Planungen und Vorhaben der Landkreise auszuweiten. 

Wir schlagen vor, neben dem Ausbau der Schulsozialarbeit insbesondere die Bereiche des Kinder- und Jugend-

schutzes und der Sicherung der Kinderrechte zu festigen, die da wären: 

• Mit dem § 20 den Kinder- und Jugendschutz und besonders Beratungsanspruch junger Menschen, die Ge-

walt und Misshandlung erfahren haben, zu stärken. 

• Mit § 20b die Landeskoordinierungsstelle für medizinischen Kinderschutz zu sichern: 

Diese konnte trotz sehr guter Ergebnisse nicht weiter betrieben werden, da die Verstetigung im ThKJHAG 

bisher nicht festgeschrieben ist. 

• In § 22 die Transparenz zur Aufsicht über erlaubnispflichtige Einrichtungen zu erhöhen. 

• In § 24a die Rahmenbedingungen für die Thüringer Kinder- und Jugendhilfe- Ombudsstelle festzulegen: 

Die Ombudsstelle gibt es in Trägerschaft des Kinderschutzbundes Thüringen seit 2020. Mit der Novelle 
des SGB  VIII  im Jahr 2021 und der dortigen normativen Festschreibung von Ombudsstellen in den Ländern 

haben sich die Förderbedingungen der Thüringer Ombudsstelle nicht geändert, obwohl sich mit der No-

velle das Arbeits- und Wirkungsfeld von vormals den Hilfen zur Erziehung hin zum gesamten Kinder- und 

Jugendhilfebereich entwickelt hat. Die Ombudsstelle Thüringen arbeitet seither mit 2,4 VbE auf jährlich 

dem gleichen Haushaltsansatz des Vorjahres. Hier stimmen demnach Förderung und Auftrag nicht mehr 

überein. Es bedarf dringend einer Regelung im ThKJHAG wie 23 vorgeschlagen! 

• Artikel 2 ThürK0 § 105a Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

Diese Änderung ist folgerichtig aufbauend auf der Landesstrategie Mitbestimmung, die in der Thüringer 

Kommunalordnung § 26a bereits umgesetzt wird. Warum also nicht auch in den Landkreisen Kinderrechte 

sichern? 

• selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach § 4a Abs. 3 SGB  VIII  

Das zuständige Ministerium hat diese selbstorganisierte Zusammenschlüsse bereits ausgeschrieben und 

Modellhaft vergeben. Damit diesem wichtigen Instrument nicht gleiches wie der Ombudsstelle wieder-

fährt, sollte deren Organisation im ThKJHAG geregelt werden. 

• Erproben einer Koordinierungsstelle „Individuelle Hilfen" nach dem ,Hamburger Modell' 

Junge Menschen mit schwierigen Fallverläufen werden oftmals nach vielen erfolglosen Maßnahmen im 

Umland oder in geschlossenen Einrichtungen untergebracht. Solches Vorgehen widerspricht aus unserer 

Sicht einer  welt  geteilten Fachlichkeit, die sich z.B. an den Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention oder 

den Grundmaximen lebensweltorientierter Sozialer Arbeit orientiert. Entscheidungen in dieser Hinsicht 

werden oft in einer Umgebung von hohem Fallaufkommen und Fachkräftemangel getroffen. Leidtragende 

sind in solchen und ähnlichen Fällen in erster Linie die betroffenen Kinder und Jugendlichen. Diese  Each-

stelle zur Koordinierung individueller Hilfen hätte zur Aufgabe, die ASD-Fachkräfte in der Lösungssuche 

bei schwierigen Fallverläufen zu unterstützen und damit die Hilfen zur Erziehung zu qualifizieren. 



Der Xindeerschutvbund 
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Änderungen im Thür. Gesetz zur Sicherung der Familienförderung 

§2 Familienbegriff 

Im Änderungsantrag der CDU zur Neufassung des Familienbegriffs entfällt die Aussage zur Unabhängigkeit 

von gewählten Lebensmodell bzw. der Eheschließung, dafür wird auf eine dauerhafte und verbindliche Ge-

meinschaft gesetzt. Aus Sicht des Kinderschutzbundes Thüringen geht mit dieser neuen Definition eine Ver-

einfachung einher, die wir teilen. 

Darüber hinaus ist die Definition mit dem Begriff der „Dauerhaftigkeit" ergänzt worden. Eine Paarbeziehung 

bzw. Familie sollte grundsätzlich auf längere Dauer angelegt sein. Doch trifft das nicht immer die Wirklichkeit. 

Familien und Paare trennen sich und finden sich neu. Daher würde dieser Begriff eine Erklärung erfordern, 

was mit Dauer gemeint ist, wie lange eine Beziehung halten muss, um als Familie zu gelten? Wir empfehlen 

daher besser darauf zu verzichten. 

Der Kinderschutzbund Thüringen begrüßt den Begriff „generationenübergreifend" aufzunehmen und plädie-

ren für eine Fassung auf Grundlage eines Vorschlags des AKF: 

„Familie im Sinne dieses Gesetzes ist eine Gemeinschaft, in der Menschen generationenübergreifend und 

verbindlich Verantwortung füreinander übernehmen, unabhängig von der Lebensform, sowie der sexuellen 

Orientierung und des Alters." 

Dieser Familienbegriff bildet aus unserer Sicht die aktuellen Lebensbedingungen von Familien ab. Im Vorder-

grund stehen die Kriterien der Verbindlichkeit und des generationenübergreifendenden Miteinanders. Mit 

der unabhängigkeit von der Lebensform wie der Ehe wird ein inklusiver Ansatz gestärkt. 

§ 4 Landesprogramm "Solidarisches Zusammenleben der Generationen  

Wir begrüßen die Summe entsprechend des Vorschlags der SPD auf mindestens den Ansatz des Haushaltes 

2024 zu beschließen. Wir möchten jedoch erneut darauf hinweisen, dass aus unserer Sicht eine Dynamisie-

rungsklausel bspw. Bezogen auf die Gehaltsentwicklung besser wäre als eine jährliche Überprüfungsmöglich-

keit des zuständigen Ministeriums, woraufhin stets das Gesetz geändert werden müsste. 

§ 4a Landesfamilienrat  

Die Besetzung des Landesfamilienrates zu regeln begrüßt der Kinderschutzbund Thüringen. Die Beteiligung 

von Landtagsabgeordneten kann zu einer stärkeren Wahrnehmung von Familieninteressen seitens der Politik 

führen. Aus unserer Sicht fehlen jedoch Sitze von Vertretungen migrantischer sowie querer Familienmodelle. 

Die Besetzung des AKF mit sechs Sitzen ist eine deutliche Stärkung der Beteiligung. Dennoch entsteht auch 

die Frage, wie dieses Gremium auch aktiv an der Erstellung des Landesfamilienförderplans mitwirken kann? 

In dieser Größe bleibt dieses Gremium eher ein beratendes Gremium des Ministeriums. 

§ 5 Landesfamilienförderplan  

Die in §5 eingebrachte neue Formulierung zur Zuständigkeit in Bezug auf den Beschluss des Landesfamilien-

förderplans (4.b) ist aus unserer Sicht eine Konkretisierung, die es jedoch nicht unbedingt bedarf, da die gel-

tende Regelung nichts anderes aussagt. 

Wir begrüßen die Summe entsprechend des Vorschlags der SPD auf mindestens den Ansatz des Haushaltes 

2024 zu beschließen. Jedoch ist auch an dieser Stelle eine Dynamisierung der geboten. 

§ 6 Förderung von Familienverbänden und Familienorganisationen  

Wir begrüßen, dass eine Mindesthöhe der Förderung der Familienverbände und -organisationen festge-

schrieben werden soll. Aus unserer Sicht fehlt jedoch eine Dynamisierung, so dass die Kosten insbesondere 
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an die aktuellen Tarifänderungen angepasst werden kann. Nach jetziger Festschreibung müsste bei jeder Än-

derung das Gesetz geändert werden oder die Träger tragen die Mehrkosten. Das hat häufig zur Folge, dass 

diese die Arbeitszeit der Mitarbeitenden kürzen. 

Fragestellungen  

Die anhängenden Fragestellungen sehen wir mit unseren Ausführungen als beantwortet. 

Mit freundlichen Grüßen 

Geschäftsführung 



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 
Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 
Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Schriftliches Anhörungsverfahren Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 
überregionalen Angeboten des Freistaates - VORLAGE 7/6105 und VORLAGE 7/4952NF 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs, 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Evangelisches Büro Thüringen 
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen 
bei Landtag und Landesregierung in Thüringen 

K.d.ö.R. 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 
Augustinerstr. 10 

Postleitzahl, Ort 99084 Erfurt 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Vertretung Evangelische Kirchen beim Thüringer Landtag und der Thüringer 

Landesregierung 



4. 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

13 befürwortet, 
13 abgelehnt, 
X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen 

Beitrages zum Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

I. Neufassung Familiendefinition begrüßen wir mit Bitte um Präzisierung, siehe 
Formulierungsvorschlag in der Stellungnahme. 
2. Vorgeschlagene Mindestausstattung LSZ begrüßen wir. 
3. Regelung der Aufgaben und der Zusammensetzung des Landesfamilienrates im Gesetz 
begrüßen wir grundsätzlich mit der Bitte um weiteren fachpolitischen Beratungsprozess zur 
genauen Beschreibung der Neu-Konzeptionierung des Landesfamilienrates. 
4. Wir begrüßen die Mindestfördersumme zur Umsetzung des Landesfamilienförderplanes. 
5. Wir begrüßen die Festlegung einer finanziellen Zuwendung an die Familienverbände sowie die 
vorgesehenen Anpassungen der Mindestförderhöhen für die örtlich Jugendförderung, die 
Schulsozialarbeit und die überörtlichen Maßnahmen der Jugendhilfeplanung an die Werte des 
Landeshaushalts 2024, ebenso die verpflichtend vorgesehene Bedarfsmeldung an den Thüringer 
Landtag. 

5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

X ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) il nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

X per E-Mail 

6. 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

13 ja X nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

ja 13 nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

Erfurt, 04.04.2024 

2 



Datum 
04.04.2024  

OKR   • Augustinerstraße 10 • 99084 Erfurt  

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 Erfurt 

Evangelisches Büro Thüringen 

Augustinerstraße 10 • 99084 Erfurt 

Telefon: 0361 — 5 62 42 22 
Fax: 0361 — 5 62 42 25 
E-Mail: evangelisches.Buero@ebth.de  

Betreff: Schriftliches Anhörungsverfahren Gesetzentwurf zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und 
familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 

überregionalen Angeboten des Freistaates - VORLAGE 7/6105 und VORLAGE 7/4952NF 

Sehr geehrte Abgeordnete, liebe Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport, 

für die Evangelischen Kirchen in Thüringen danke ich Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum oben 

bezeichneten Gesetzentwurf und den beiden dazu vorliegenden Änderungsanträgen. 

Zur Neufassung des Änderungsantrags der Fraktion der CDU (Vorlage 7/4952) 
Zu Nr. 1 (Neufassung von § 2 ThürFamFöSiG, vgl. auch Fragenkatalog Nr. 1) 

Die vorliegende Neufassung der Familiendefinition begrüßen wir, bitten jedoch um eine begriffliche 

Präzisierung der Merkmale „dauerhaft" und „verbindlich". U.E. sollte formuliert werden: „Familie im Sinne 

dieses Gesetzes ist eine auf Dauer und Verbindlichkeit angelegte Gemeinschaft, in der Menschen auch 

generationenübergreifend Verantwortung füreinander übernehmen." Die auch uns als Evangelischen 

Kirchen wichtigen Attribute „dauerhaft" und „verbindlich" blieben als Grund und Zielvorstellung von 

„Familie" erhalten und zugleich wäre stärker die Realität scheiternder Dauer und Verbindlichkeit in 

Familienverbünden widergespiegelt. 

Die neu aufgenommene Betonung „generationenübergreifende Verantwortung" halten wir für eine wichtige 

Klarstellung der bisherigen Definition. Z.B. sind damit pflegende Angehörige sichtbarer als zuvor. 

Zu Nr. 2 (§ 4 Abs. 1 ThürFamFöSiG) 

Die Anpassung der Mindestausstattung des Landesprogramms Solidarisches Zusammenleben der 

Generationen begrüßen wir. Die gesetzliche Festschreibung der Mindestfördersumme für das LSZ 

entsprechend der Festlegungen im Landeshaushalt 2024 i.H.v. 17.598,000€ halten wir für angemessen und 

notwendig für eine künftige Weiterentwicklung des LSZ. Dieser vorgeschlagene Ansatz ist geboten, weil er 

die bedarfsgerechte Ausgestaltung bestehender Projekte und Maßnahmen sowie die Förderung innovativer 

neuer Ansätze und Formate ermöglicht, insbesondere in strukturarmen ländlichen Räumen. 

Zu Nr. 3 (neuer § 4a ThürFamFöSiG, vgl. auch Fragenkatalog Nr. 2) 

Der Landesfamilienrat hat sich mittlerweile als Gremium etabliert und zu einen produktiven Arbeitsrhythmus 

gefunden. Wir begrüßen grundsätzlich, seine Aufgaben und Zusammensetzung direkt im Gesetz zu regeln. 

1 

und zu Vorlagen 7/4952NF/6105



Oberkirchenrat 

Gleichzeitig machen wir uns den Hinweis aus der Stellungnahme der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft 

Familie (eaf, Nr, 26 in der Liste der Anzuhörenden) zu eigen, wonach für solch eine strukturelle Neu-

Konzeptionierung ein fachpolitischer Beratungsprozess mit Akteuren der Familienpolitik notwendig wäre. 

Wichtig sind uns in jedem Fall die Klärung der Aufgaben und Zuständigkeiten im Hinblick auf den 

Landesjugendhilfeausschuss, die Vermeidung von Doppelstrukturen und personeller Überfrachtung hin zu 

einem übergroßen Gremium einerseits und der notwendigen Interessenvertretung von 

Minderheitengruppen anderseits. Wir sehen hier Klärungsbedarfe, die uns zum jetzigen Zeitpunkt keine 

eindeutig zustimmende Positionierung zum vorliegenden Vorschlag erlauben. 

Zu Nr. 4 (§ 5 ThürFamFöSiG) 

Wir begrüßen die Aufnahme einer Mindestfördersumme zur Umsetzung des landesfamilienförderplanes, 

dies entspricht auch den Forderungen der eaf Thüringen aus dem Jahre 2023. 

Für eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Planung wird mittel- und langfristig der Finanzbedarf 

steigen und damit wiederum eine Anpassung der Mindestausstattung erforderlich machen. 

Die langfristige gesetzliche Sicherung der Fördermittel begrüßen wir nachdrücklich. Zugleich möchten wir 
die Bedeutung einer Dynamisierung der Fördermittelansätze unterstreichen - diese wäre für eine stabile 
Planung essenziell. 

Zu Nr. 5 (§ 6 Abs. 1 ThürFamFöSiG) 

Wir danken für den Vorschlag einer grundsätzlichen Unterstützung von Familienverbänden durch eine 

festgelegte finanzielle Zuwendung im Rahmen des Gesetzes. 

Die Förderung einer Geschäftsstelle des Arbeitskreises der Familienverbände (AKF) begrüßen wir. Eine 

bedarfsgerechte Ausstattung einer Geschäftsstelle des AKF (analog z.B. der Geschäftsstelle des 

Landesfrauenrates) würde die Arbeit der Mitgliedsverbände des AKF stärken, das familienpolitische Agieren 
bekäme auf der operativen Ebene eine Verstärkung. 

Zugleich betonen wir, dass die Priorität zunächst auf der Stärkung und bedarfsgerechten Ausstattung der 

Einzelverbände des AKF liegen sollte. 

Zum Änderungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Vorlage 7/6105) 
Zu Nr. 1 (Artikel 1 GE) 

Wir begrüßen die vorgesehenen Anpassungen der Mindestförderhöhen für die örtlich Jugendförderung, die 

Schulsozialarbeit und die überörtlichen Maßnahmen der Jugendhilfeplanung an die Werte des 

Landeshaushalts 2024, ebenso die verpflichtend vorgesehene Bedarfsmeldung an den Thüringer Landtag. 

Zu Nr. 2 (Artikel 2 GE) 

Auch diese Anpassung begrüßen wir, insbesondere die verpflichtende Information an den Landtag zur 
Entwicklung des Finanzbedarfs. 

Sehr geehrte Abgeordnete, 

für Ihre weiteren Beratung zu diesem wichtigen Vorhaben wünschen wir Ihnen gutes Gelingen! 

Uns ist sehr wichtig, dass dieses Gesetzgebungsverfahren gelingt und insbesondere die Förderhöhen im 

Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz und im Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz jetzt 

festgeschrieben und damit soziale Infrastruktur nachhaltig abgesichert wird. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 6 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? • 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBetelidokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Landesjugendring Thüringen e.V. Eingetragener Verein 

Geschäfts- oder Dienstadresse 
Landesjugendring Thüringen e.V. 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 
Johannesstraße 19 

Postleitzahl, Ort 
99084 Erfurt 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der kinder-, jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in den Landkreisen
und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angeboten des Freistaats, GE der Fraktionen DIE LINKE, der SPD
und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN, Drs. 7/6576



2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) . 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Der Landesjugendring Thüringen e.V. ist ein Zusammenschluss von 24 landesweit 
tätigen Jugendverbänden, der Landesschülerinnenvertretung und der Arbeitsgemeinschaft 
Örtlicher Jugendringe Thüringen. Er vertritt im politischen Raum die Interessen seiner 
Mitgliedsverbände und setzt sich für positive Lebensbedingungen junger Menschen in Thüringen 
ein. 

4, 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

x befürwortet, 
0 abgelehnt, 
0 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

Zustimmung zur Änderung der Mindestförderhöhen für Örtliche Jugendförderung, 
Schulsozialarbeit und Landesjugendförderplan auf Haushaltsansatz 2024 
Zustimmung zur Änderung der Überprüfungsklausel In o.g. Arbeitsfeldern 

5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelldokG) 

X ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 
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In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

0 per E-Mail  

CI per Brief 

6. 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 TharBeteiIdokG) 

El ja x nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelldakG) 

x ja 0 mein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Untersc  rift

Erfurt, 05.04.2024 . 
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Landesjugendring Thüringen e.V. 
Arbeitsgemeinschaft Thüringen Kinder- und Jugendvertretung 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 
Postfach 90 04 55 
99107 Erfurt 

lundes 
• Jugend 

ring 
thüringen 

VOZ.ck 05. April 2024 

„Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  Jugend- und familiengerechten sozialen 

Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen 

Angeboten des Freistaats" — Drucksache 7/6576 (Neufassung 7/6105) 

Änderungsantrag CDU-Fraktion — Drucksache 7/4952 

§ 79 Anhörungsverfahren gemäß der Geschäftsordnung des Thüringer Landtages 

hier: Stellungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

vielen Dank für die Möglichkeit, zu den oben genannten Drucksachen Stellung nehmen 

zu können. Hierbei beziehen wir uns ausdrücklich auf die Örtliche Jugendförderung, 

Schulsozialarbeit und Landesjugendförderplan. 

Grundsätzlich wurde mit Schreiben vom 12. Januar 2023 die Gesetzesinitiative der 

Koalitionsfraktionen zur Festschreibung neuer Mindestförderhöhen für die Bereiche 

Örtliche Jugendförderung, Schulsozialarbeit und Landesjugendförderplan begrüßt und 

in der Zielintention unterstützt. 

Der vorliegende Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen (Drucksache 6/6105) hebt 

/ 2 im Artikel 1 darauf ab, die nunmehr im Landeshaushalt 2024 ausgewiesenen höheren 

Icndes Geschäftsstelle Telefon 0361 57678-0 
• 'Lend 

rinI thngen  
JohannesstraDe 19 
99084 Erfurt  

Fax 0361 57678-15 
Mall  post@lirt-online.de  
Web www.lja.de  

und Vorlagen 7/4952NF/6105



Haushaltsansätze gesetzlich festzuschreiben. Dies wird ausdrücklich begrüßt und 

unterstützt. 

Darüber hinaus sollen die im Gesetz enthaltenen Überprüfungsregelungen geändert 

werden. Im Abgleich zur damals unsererseits vorgetragenen Forderung zur Einführung 

einer Dynamisierungsklausel (Anhörung zur Drucksache 7/325 vom 20. Mai 2020) 

sowie zur positiven Bewertung der Fragestellung zu einem Formulierungsvorschlag 

des Ausschusses zur Einführung einer solchen Klausel (Anhörung zur Drucksache 

7/6576) ist festzustellen, dass dieses grundsätzliche Ziel nicht angestrebt wird. 

Zugleich wird jedoch mit dem vorliegenden Vorschlag eine Verbesserung des 

(jährlichen) Haushaltsverfahrens, so wie in der Begründung ausgeführt, verfolgt. 

Diesem kann dem Grunde nach zugestimmt werden. Zugleich bleibt die Forderung nach 

Einführung einer Dynamisierungsklausel bestehen. 

Für Fragen stehe ich gern zur Verfügung 

Mit freundlichen Grüßen 

Stellv. Vorsitz er 

tandes Geschäftsstelle Telefon  0361 67678-0 
i
r
tzod n  

Johannesstrafie 19 Fax 0361 57678-15 
theingen  99084 Erfurt Mall post@ljrt-online.de  

Web www.ljrt.de  
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Anlage 6 

1 .  

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 6 Abs. '1 des Thüringer Betelligtentransparenzdokurnentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Retelligtontransparanzdokumentationsgäsetz (ThürBetelidokG) verpflichtet die nachfolgend 
erbetenen Angaben soweit für sie zutreffend zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden In jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 6 Abs. 1 ThürBetelidokG in der Betelligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht Ihr inhaltlicher Beitrag wird zustitzlich nur dann auf den intemetselten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!  

[Z
.
0 welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftilchgeäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und famillengerechten sozialen Infrastruktur In den 
Landkreisen und kreisfreien Otädten sowie den überregionalen Angeboten des Frelessis 
Gesetzentwurf der Fraktionen  VIE  LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 7/6576 - 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder Olfentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 IldirlitetelidokG; Hinweis: Wenn nein, dann  wetter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Organisationsform Name 

ottizagclikei 

ed/ eq-) ri 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort 

.1(rectit54.4 4efAR Reced5 

Ate( Wet(  41-e  4E  
310 eitafudt 

1 



Vorname Name  

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert d, h. als Privatperson? 
(55 Abs. 1 Nr, 1, 2 ThurBetelldokG) 

El Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinwels: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnedresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

Was ist der Schwerpunkt ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(55 Abs. 1 Nr. 3 TbarBetelldekG) 

s.reutzieN,..vartetaxvi.i.e 
„,{61,44tuitioe.4.JK-14e4ceemiliar+iekue 

Haben Sie in ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

ci befürwortet, 
• abgelehnt, 
• ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?  

Blue  fassen  Sig  kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen1 
(5 5Abs. 1 Nr, 4 TbürBetelidokG) 

7165eG • Vorite 64*5 Vorf i2 ts4F  

6Lite,errierhzgee(vode‘405)14 -Akteem.-14-42.02-4-, woNtf.tederfotymutet  «mot« wefetotelkutike_berie 
LA  miampteor( KW)abdie.Mitit± it  (Vor  k 4-102. 

.erfeetimtet ektil4e,ecy 4144- -e (lac- 4.ftei exteetuit 
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Ort, Datum  

Wa;tidu'At-- 3
' 

Unterechrift 

5. 

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 

einzureichen?  
Gs  Abs. 1 Nr. 5 Tbaraetelldok0) 

;gt ja (Hinwels:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 6 verneint haben: Aue weichem  Ankles  haben Sie sich geäußert? 

_ 
in welcher Form haben Sie sich geäußert? 

X per E-Mail  

ID per Brief 

• 
Haben Sie  etch ate  Anweitekanziei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 

am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThiltBetellttokG) 

LI Ja 0 nein  (welter  ngt Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberi 

_ 

7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThOrBeteildokG) 

0 .la jgC' nein 
-- --, 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert  We  zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

3 



4. Eigeninitiativ eingebrachte Beiträge



Anlage 4

Formblatt zur Datenerhebung - .

nach § 5 Abs. 1 des Thüringor Bätälli0tentransparenzdokumentattonsge8eüEes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schrlftliche'n Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt ' hat, ist . nach ' dem Thüringer
Beteillgtentransparenzdokumentatlonsgesetz (ThürBeteltdokG) verpflichtet, die nachfolgend
srbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend ~ zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem • Falj als verpflichtende
Mindestintormationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteEldoKG in der Setetligtentransparenzdokumentatio'n
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag .wird zusätzlich nur dann- auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

B/'tf9 gut leserliah ausfüllen und zusammen mit der Steliungttahme sencten/

Zu welchem Geseteentwurf habeh:Sle ?lch schriftlich-geäußert'(Tttei des Gesetzentwurfs)? .' •
(

Thüringer Gesetz zur Sicherung der ktnder-, Jugend- und famillengerechten sozialen Infrastruktur
In den Lanäkrelaen und Kreisfrelen Städten sowie den überreglonaten Angeboten des Freistaats
Gesetzentwurf der Fraktionen OIE LINKE. der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN '
- Druckssche 7/6576"

1,-

%

2,- .1

/

(^aberi Sie $toh ^Is •Vertreter'einer Ju^lstt&ch^n Poräon fleäußert, d.-h. als yertreter einer, ,
Verelrtjgung natÜTltchBrPersonen pcj,er Siachen. (^,8^ V^reln,.GiTiülHI, AG,'.elngetfaget?e '.. . ,.'

Öerlosisenöchaftoäer ö^entllche An&t^lt, 'KörpBrschaft des öffentlichen Reohts, 'Stiftung äes ' :
äffentdchen.'Rechts)?: .; :/<';'•" ' ' '•i-<^"1 . ^ -;.' : • ^ • " _

(§5 Atss. 1 Nf. 1, 2 ThürBefolldottG; Hliwels; Wenn nein„(iann weiter mit Frage 2.,W8nn Ja, dann wetter mit Fraga 3.) . •

Name

r^(A<-.^^ M^^^ ^
\ f^ ,Q^U^( , €,JtA^^ ^&Jr,."Fn^(-\
i\^<A hti^.(^

Geschäfts- ocier Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organlsatlonaform

 Qi^m^i^ '^
Wr ^Ö: L

w{p<;^(^A< Cu?ft<^nT

\^ji^ /KJ- "^ &^ ^AJ- - S^^fx- 6

Do ^/ Es^
Ha^nSl6;;sich:alsrtatÜrt|chlef^ön^8äußert^ ;.. '
^•6Ari6^lM^1,2ThOrB6te!ldokG)' ; \." . /• '-, .'\ ^'::^:' ; ,. '

Mame / Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse
'... l ''

Hfnweis; Angabenzuf Wohnaciresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Actresae benannt wird. Dte Wohnsörease
wird fn'kelnem FB(( vgröffentltcht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl. Ort



i3,

4.

j

5.

6, -

Was. ist der Schwerpunkt Ihrer inhaitljchen' oder beruffichen Tätigkolt? , . ,
(§6Abs.1Nr.3ThürB^i6!ldoRG) '.,.„, . ' ~ . ,.'/.'

^a^^^cl^ '• L^^^^^^^r^p^^^/ ^^JA^.CL^r^

^aben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag dfe enbwrfenen Regelungen insgesamt eher

a befürwortet,
a ^ abgelehnt,
B^ ergänzungs" bzw. änderungsbedürftig öingöschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Aba. 1 Nr. 4 ThürSeleifdokG)

c ^c^{(ü.^'\ ^^A^h€. /Ut^(/^Lfür<?^üä'.(A>^iM^€ *^" ^yrw<^MS^j~^-A^'

\^s clui ^{Wf^\(o^^ 'TSi^o €jL^(orcüf^-
0 3 //. ' '

» ^Üt^ ^f ^^./U;^^'of^u^^e ^ L<1 ^ ^
{^-^^k 2^2 i'()y^^^^^

Wurden Sie vom Landtag gebeten. einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen?
(§5A&3.1 Nr.SThQrBeteildokG) . • , '...•,' •• •

0 Ja (HinwBts; wafler mit Frage 6) ^^ nein
Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? .

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

< per E-Ma!l

^ per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlft) im Auftrag eines Auftraggebers mit schrtftlichen'Beiträgen
am Gesebgebungsverfahren beteiffgt?
;§SAb&. 1 Nr.:6ThtfrBeteildokG)' . , . . '

3 ja y^ nein (weiter mitFraflo 7}

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!



7.

Stimmen Sl0;elnerVerö.ff^nt(fchünöJ?es80hrlfttich^ ' /
Beteifigtentrgnsparenzäokuwieritaliöhzu? ', .'• \ \ , . •' •
(§5Aba:1Sate2ThürBeteHdokG) • •• . . . .^ ' .

ii?^—- — — a netn

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde Ich, unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des G esetzgebungs verfahren s mitteilen,

Ort, Datum Unterechrift .

^-U 27X ^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Ministerium 
fürArbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie 

Erfurt, 08.02.2023 

Thüringer Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie 
Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt 

www.thuerincieusozialministerium.de  

E-Mail-Adressen dienen im 
TMASGFF nur dem Empfang einfa-
cher Mitteilungen ohne Signatur 
und/oder Verschlüsselung. 

Freistaat 

THüR. LANDTAG POST Thüringen 
10. 02 2023 08:13 

7'23 2_ 2oz.5 
Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
Postfach 90 03 54, 99106 Erfurt 

Präsidentin des Thüringer Landtags 
Frau Birgit Pommer, MdL 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Stellungnahme des Landesfamilienrats zum Entwurf des Gesetzes zur 
Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen 
Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 
überregionalen Angeboten des Freistaates 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

anbei erhalten Sie eine Stellungnahme des Landesfamilienrats zum Entwurf 
des Gesetzes zur Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten so- 
zialen Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 
überregionalen Angeboten des Freistaates  (Drs.  7/6576). 

Als Geschäftsstelle des Thüringer Landesfamilienrats bitten wir um Vertei-
lung der Stellungnahme an die Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Ju- 
gend und Sport sowie an die Mitglieder des beteiligten Ausschusses für So-
ziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung. 

Dieses Schreiben geht Ihnen parallel auch in postalischer Form zu. 

Die Datenschutzinformation des 
TMASGFF können Sie unter 
http://www.thuerincien.de/th7/tmasgff/  
datenschutzJ abrufen. Auf Wunsch 
übersenden wir Ihnen eine Papierfas-
sung. 



Vorsitzende des 
Landesfamilienrats 

Erfurt, 07.02.2023  

Thüringer Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie 
Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt 

www.thuerinoer-sozialministerium.de  

E-Mail-Adressen dienen im TMASGFF 
nur dem Empfang einfacher Mitteilun-
gen ohne Signatur 
und/oder Verschlüsselung. 

Die Datenschutzinformation des 
TMASGFF können Sie unter 
http://www.thuerincien.de/1h7/tmas-
pff/datenschutz/  abrufen. Auf Wunsch 
übersenden wir Ihnen eine Papierfas-
sung. 

Freistaat 

Thüringen 
Ministerium 
fürArbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie 

Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
Postfach 90 03 54 • 99106 Erfurt 

An die Mitglieder des Ausschusses für 
Bildung, Jugend und Sport 
sowie 
an die Mitglieder des Ausschusses für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung 

Stellungnahme des Landesfamilienrats zum Entwurf des Gesetzes zur 
Sicherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen 
Infrastruktur in den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den 
überregionalen Angeboten des Freistaates 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

die Mitglieder des Landesfamilienrats (Auflistung der Mitgliedsorganisationen 
siehe untenstehend) nehmen bezüglich des Entwurfes eines Gesetzes zur Si-
cherung der  kinder-,  jugend- und familiengerechten sozialen Infrastruktur in 
den Landkreisen und kreisfreien Städten sowie den überregionalen Angebo-
ten des Freistaates  (Drs.  7/6576) Stellung. 

Der Landesfamilienrat setzt sich ein für: 

• die gesetzliche Festschreibung einer Mindestfördersumme im Landes-
programm „Solidarisches Zusammenleben der Generationen (LSZ)" in 
Höhe des Haushaltsansatzes für 2022 von 15.898.000 EUR, 

• eine angemessene jährliche Dynamisierung der gesetzlichen Förder-
summe im LSZ, 

• die zusätzliche Aufnahme einer gesetzlichen Festschreibung einer 
Mindestfördersumme für die überregionale Familienförderung in Höhe 
des Ansatzes für 2023 von 2.210.000 EUR sowie 

• eine angemessene jährliche Dynamisierung der gesetzlichen Förder-
summe auch in der überregionalen Familienförderung. 

Dies wird im Folgenden einzeln begründet: 

Die Mitglieder des Thüringer Landesfamilienrates begrüßen und befürworten 
die vorgesehene gesetzliche Festschreibung von Mindestfördersummen in 



Verbindung mit einer Dynamisierung der Förderbereiche örtliche Jugendför-
derung, Schulsozialarbeit sowie im Landesprogramm „Solidarisches Zusam-
menleben der Generationen" als regionale Familienförderung. Dabei wird aus-
drücklich betont, dass die damit verbundene gesicherte und verstetigte Pla-
nungssicherheit bei den Angebots- und Maßnahmeträgern einen erheblichen 
Mehrwert darstellt. Die langfristige und überjährige Planungssicherheit, die die 
Festlegung von Mindestfördersummen inklusive einer feststehenden Dynami-
sierung für die Träger mit sich bringt, ermöglicht eine langfristig verstetigte 
Projektplanung und folglich auch -weiterentwicklung. Dies wäre ein bedeuten-
der Beitrag zur Verbesserung der Lebenssituation vieler Familien in Thürin-
gen, auch und besonders im Hinblick auf die gegebenen Belastungen mit de-
nen sich Familien im Zuge der Covid-19-Pandemie und deren Folgen konfron-
tiert sahen und auch weiterhin sehen. 

Gleichzeitig wird von Seiten des Landesfamilienrates darauf hingewiesen, 
dass aufgrund der stark gestiegenen Personal- und Sachausgaben eine Dy-
namisierung der Mindestfördersummen in den genannten Förderbereichen als 
unbedingt notwendig erachtet wird, um einer Einschränkung bzw. Reduzie-
rung der Angebote entgegenzuwirken. 

Entgegen der Bezeichnung des o. g. Gesetzentwurfes umfasst der avisierte 
Gesetzentwurf derzeit nicht die überregionale Familienförderung (§§ 6, 7, 9 
und 10 Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz (ThürFamFöSiG)) im 
Rahmen des Landesfamilienförderplanes gemäß § 5 ThürFamFöSiG. In der 
überregionalen Familienförderung sind eine Vielzahl an Projekten, Maßnah-
men und vor allem personelle Strukturen in Familienverbänden und Familien-
organisationen, Projekten und Familienferienstätten beplant, die im Bereich 
der Familienpolitik, Familienbildung und -erholung sowie der Familienbera-
tung einen unverzichtbaren Beitrag — u. a. in Form der Umsetzung der gesetz-
lichen Vorgaben aus § 16 SGB  VIII  — zur Verbesserung der Lebenssituation 
von Familien, aber auch Seniorinnen und Senioren in Thüringen leisten. 

Da die überregionale Familienförderung bzw. die Landesfamilienförderpla-
nung einen elementaren Bestandteil der Familienförderungsstrategie des 
Freistaates Thüringen darstellt, fordern die Mitglieder des Landesfamilienrates 
für die überregionale Familienförderung ebenso eine gesetzliche Festlegung 
einer Mindestfördersumme sowie eine Dynamisierung, wie dies im Bereich 
der regionalen Familienförderung bzw. dem LSZ im Kontext des o. g. Gesetz-
entwurf derzeit diskutiert wird. Nur so kann aus Sicht der Mitglieder des Lan-
desfamilienrats die Familienförderung des Freistaats Thüringen auf örtlicher 
und überörtlicher Ebene in ihrer Gesamtheit planungssicher und stringent um-
gesetzt werden. 
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Eine Ungleichbehandlung der Angebots- und Maßnahmeträger im Bereich der 
überregionalen Familienförderung gegenüber den Trägern in der regionalen 
Familienförderung (LSZ) vor allem im Punkt der (finanziellen) Planungssicher-
heit wird im Landesfamilien rat als kritisch und wenig zielführend bewertet. 

Die Förderrichtlinie der überregionalen Familienförderung sieht im Bereich der 
Förderung der Familienverbände und -organisationen (§ 6 ThürFamFöSiG) 
und in den Familienferienstätten (§ 7 ThürFamFöSiG) eine jährliche Festbe-
tragsfinanzierung vor. Die so vorgesehenen Förderhöchstsummen gelten seit 
dem Förderjahr 2019. In Anbetracht der für die Angebots- und Maßnahmeträ-
ger in diesem Zeitraum gestiegenen Personal- und Sachausgaben besteht die 
Gefahr einer Reduzierung der geleisteten Arbeit und damit die Einschränkung 
der Angebote für Thüringer Familien. 

Die im Landeshaushalt 2023 zusätzlich zu den 1,71 Mio. EUR zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel für Familienerholungsmaßnahmen in Höhe von 
500.000 EUR bestätigen den steigenden Bedarf im Bereich der überregiona-
len Familienförderung. Dies soll sich auch im Landesfamilienförderplan 2024 
bis 2026 niederschlagen. 

Die Mitglieder des Landesfamilienrats weisen in Folge dessen darauf hin, dass 
eine stringent umgesetzte Familienförderung im Freistaat Thüringen daher die 
gesetzliche Festlegung einer Mindestfördersumme entsprechend der Haus-
haltsansätze 2023 in der überregionalen Familienförderung umfassen muss. 
Um über mehrere Jahre hinweg den derzeitigen Leistungsumfang mindestens 
aufrecht erhalten zu können, bedarf es auch hier einer Dynamisierung. 

Im Bereich des LSZ als regionale Familienförderung sieht der Landesfamili-
enrat ebenso den Bedarf der Landkreise und kreisfreien Städte nach Pla-
nungssicherheit und damit einhergehender Handlungsfähigkeit. Wenn das 
Landesprogramm dem ihm zugrundeliegenden Grundgedanken einer stetigen 
Weiterentwicklung der Familienförderung als Teil ihtegrierter Fachplanungen 
folgend ausgebaut werden soll und weitere Aspekte mittel- oder langfristig 
ebenso ins LSZ integriert werden sollen, bedarf es der Erhöhung der Mindest-
summe in § 4 ThürFamFöSiG. Entsprechend spricht sich der Landesfamilien-
rat auch im LSZ ausdrücklich für die Erhöhung des gesetzlichen Mindestför-
derbetrags aus, regt aber zugleich an, die Fördersumme auf die Haushaltsan-
sätze für 2022 in Höhe von 15.898.000 EUR festzulegen. Zudem ist auch hier 
eine Dynamisierung unverzichtbar, um dem innovativen Charakter dieses 
bundesweit einmaligen Programms Rechnung zu tragen. Die aktuelle Förder-
summe im Entwurf in Höhe von 14.420.000 EUR sichert aktuell lediglich den 
Bestand und verhindert damit innovative neue Vorhaben. Sollte die Förder-
summe nicht entsprechend erhöht werden und die Dynamisierung nicht erfol- 
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gen, dann würde die fachliche Arbeit der geförderten Einrichtungen und Maß-
nahmen demgemäß mittel- und langfristig reduziert werden, da diese sich mit 
steigenden Personal- und Sachkosten konfrontiert sehen. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der Gesetzentwurf keine Regelun-
gen zum Inkrafttreten beinhaltet. Dieser Zeitpunkt ist allerdings von erhebli-
cher Bedeutung für die praktische Umsetzung der geförderten Maßnahmen, 
sowie für die mit der Förderung verbundenen förderrechtlichen Verwaltungs-
prozesse. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Heike Werner 

Vorsitzende des Landesfamilienrats 

(ohne Unterschrift, Schreiben elektronisch erstellt und autorisiert) 

Zusammensetzung des Thüringer Landesfamilienrat gemäß dessen 
Geschäftsordnung vom 24. Juli 2020 

Folgende Institutionen und Akteure entsenden jeweils ein Mitglied und ein 
stellvertretendes Mitglied in den Thüringer Landesfamilienrat: 

- Arbeitskreis Thüringer Familienorganisationen (AKF), 

- Evangelisches Büro Thüringen, 

- Gemeinde- und Städtebund Thüringen e. V., 

Jüdische Landesgemeinde Thüringen, 

Katholisches Büro Thüringen, 

- Landesarbeitsgemeinschaft der Thüringer Familienzentren, 

- Landesarbeitsgemeinschaft der Thüringer Mehrgenerationenhäuser, 

- Landeselternvertretung Thüringen, 

- Landesjugendhilfeausschuss Thüringen, 
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Landesjugendring Thüringen e. V., 

Landesschülervertretung Thüringen, 

Landesseniorenrat Thüringen, 

LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e. V., 

LIGA Selbstvertretung Thüringen e. V., 

Lokale Bündnisse für Familien Thüringen, 

Lesben- und Schwulenverband Thüringen e. V., 

- MigraNetz Thüringen e. V., 

Netzwerk Pflegebegleitung Thüringen, 

Thadine — Thüringer Antidiskriminierungsnetzwerk, 

Thüringer Arbeitskreis für Familienerholung (TAF), 

Thüringer Ehrenamtsstiftung, 

Thüringer Landesmedienanstalt, 

Thüringischer Landkreistag e. V., 

- das für Demografiepolitik zuständige Thüringer Ministerium, 

- das für Digitalisierung zuständige Thüringer Ministerium sowie 

- das für Jugendpolitik zuständige Thüringer Ministerium. 
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